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Der bereits Ende des neunzehnten Jahrhunderts von dem spa¨teren Nobelpreistra¨ger
fu¨r Chemie Svante Arrhenius vermutete und heute von einer deutlichen Mehrheit der
in diesem Bereich forschenden Wissenschaftler unbestrittene anthropogene Treib-
hauseffekt beruht auf der von Menschen bedingten Erho¨hung von bestimmten Gasen
in der Atmospha¨re. Hierbei handelt es sich im wesentlichen um Kohlendioxid, Me-
than, andere Kohlenstoffverbindungen sowie Stickdioxid, welche vor allem bei der
Verbrennung fossiler Energietra¨ger, aber beispielsweise auch in der Landwirtschaft
durch Viehzucht und im Reisanbau freigesetzt werden.
Diese Gase, die sogenannten Treibhausgase (THG), besitzen der Theorie nach die
Eigenschaft, die von der Sonne auf die Erde wirkende kurzwellige Strahlung weitge-
hend ungehindert einfallen zu lassen und gleichzeitig die von der Erde reflektierte
langwellige Strahlung an ihrem Austritt zu hindern. Hieraus folgt eine in gewissem
Umfang erwu¨nschte Erwa¨rmung der Erdatmospha¨re, da bei Abwesenheit von Treib-
hausgasen dieser Theorie zufolge eine mittlere Temperatur von lediglich etwa -18
Grad Celsius vorherrschen wu¨rde und somit die Erde ein lebensfeindlicher Planet
wu¨rde. Die durch die Aktivita¨t des Menschen sta¨ndige Erho¨hung der THGs fu¨hrt
demnach jedoch zu einer kontinuierlichen Erho¨hung der Temperatur der Erde.
Mit dem Ziel der Auswertung der in diesem Bereich relevanten wissenschaftli-
chen Erkenntnisse wurde im Jahre 1988 das Intergovernmental Panel on Climate
Change von der World Meteorological Organization sowie dem United Nations En-
vironment Programme (UNEP) ins Leben gerufen. Im Third Assessment Report des
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IPCC (2001) wird der Anstieg der weltweiten Durchschnittstemperatur auf 1,4 Grad
- 5,8 Grad Celsius gescha¨tzt. Hiermit in Verbindung wird ein weltweiter Anstieg des
Meeresspiegels von bis zu 88 cm vorhergesagt. Beide Pha¨nomene beinhalten wie-
derum die Gefahr vermehrter hydrologischer und meteorologischer Großereignisse
mit katastrophalen Auswirkungen sowie der Tendenz zur vermehrten Bildung von
Wu¨sten. Neuere Untersuchungen wie das Sondergutachten des Wissenschaftlichen
Beirates Globale Umweltvera¨nderungen (2006) weisen daru¨ber hinaus auf eine zu
erwartende Versauerung der Weltmeere mit gravierenden Folgen fu¨r die Meeresflo-
ra und Meeresfauna hin, welche die Nahrungsgrundlage eines erheblichen Teils der
Weltbevo¨lkerung darstellt.
Seit Anfang der 80er Jahre drang die Problematik des Klimawandels versta¨rkt
in das o¨ffentliche Bewusstsein vor und fu¨hrte zu einem politischen Prozess, an des-
sen vorla¨ufigen Ende 1997 die Annahme des Protokolls von Kyoto stand. Die Eu-
ropa¨ische Union verpflichtete sich darin, die Emissionen der wichtigsten Treibhaus-
gase bis zu den Jahren 2008 - 2012 um 8 Prozent unter die Werte des Basisjahres
1990 zu senken. Diese Reduktionen wurden in einem europa¨ischen Abkommen u¨ber
die Lastenteilung auf die Mitgliedstaaten verteilt, so dass beispielsweise Deutsch-
land seine Emissionen um 21 Prozent gegenu¨ber dem Basisjahr zu senken hat. Die
Instrumente, die zur Zielerreichung eingesetzt werden sollen, sind dabei teilweise
ebenfalls durch europa¨ische Beschlu¨sse vorgegeben, ko¨nnen jedoch individuell durch
die Mitgliedstaaten erga¨nzt und erweitert werden.
Deutschland ist bereits im Bereich der Klimapolitik aktiv geworden, bevor durch
die Europa¨ische Union die Einfu¨hrung von klimapolitischen Instrumenten bindend
vorgeschrieben war. Die prominentesten Gesetzgebungen der deutschen Klimapolitik
beziehen sich vornehmlich auf den Energiesektor und werden neben dem Umweltar-
gument auch mit den Argumenten der Versorgungssicherheit und der Fo¨rderung von
Bescha¨ftigung begru¨ndet. Letztere Argumente werden in dieser Arbeit jedoch nicht
untersucht werden. Explizit handelt es sich um die Gesetzgebung zur O¨kologischen
Steuerreform, die Gesetzgebung zur Fo¨rderung erneuerbarer Energien sowie um die
Gesetzgebung zur Fo¨rderung der Kraft-Wa¨rme-Kopplung.
Durch die umweltpolitisch motivierte Reglementierung - insbesondere des Ener-
giesektors - durch die genannten Instrumente entstehen zum Teil marktmachtbeding-
te Wirkungen auf diesen leitungsgebundenen, hochkonzentrierten Ma¨rkten, welche
bisher noch nicht vollsta¨ndig untersucht wurden. Zudem entsteht eine Vera¨nderung
2
der Wirkungen der Instrumente durch die Einfu¨hrung des europaweiten verbind-
lichen Emissionshandels, der ebenfalls u¨berwiegend den Energiesektor betrifft. Die
Untersuchung der Wirkung sowohl der Marktmacht der Energieproduzenten als auch
des Einflusses des Emissionshandels auf die Funktionsweise der klimapolitischen In-
strumente O¨kosteuer, Einspeisevergu¨tung und KWK-Bonus ist daher Ziel dieser
Arbeit.
Durch die Untersuchung zeigt sich, dass durch die Einfu¨hrung des Emissionshan-
dels die Wirkung der Instrumente grundsa¨tzlich vera¨ndert wird, denn die im Sektor
der deutschen Energiewirtschaft durch die herko¨mmlichen Instrumente bewirkten
Emissionsreduktionen werden durch Emissionserho¨hungen in den u¨brigen Emissi-
onshandelssektoren und in den u¨brigen am Emissionshandel beteiligten La¨ndern
neutralisiert. Somit sind, da es sich bei CO2 um einen globalen Umweltschadstoff
handelt, nicht mehr die Emissionen der Energiewirtschaft, sondern nur noch der
energiewirtschaftliche Output und dessen A¨nderung durch die Instrumente fu¨r die
im energiewirtschaftlichen Sektor erwirtschaftete Wohlfahrt relevant.
Fu¨r den Fall, dass die Outputbesteuerung, die Einspeisevergu¨tung fu¨r erneuerba-
re Energien oberhalb des Marktpreises und der KWK-Bonus vor der Einfu¨hrung des
Emissionshandels optimal gewa¨hlt waren, kann gezeigt werden, dass diese nun in
eine Outputsubvention, eine Einspeisevergu¨tung unterhalb des Marktpreises und in
einen KWK-Malus zu a¨ndern sind. Diese kritische Beurteilung der herko¨mmlichen
Instrumente wird durch die Analyse mit Hilfe des berechenbaren Gleichgewichtmo-
dells weitgehend unterstu¨tzt. Die Berechnungen legen nahe, dass durch sa¨mtliche
Instrumente, die gegenwa¨rtig neben dem Emissionshandel eingesetzt werden, die
Wohlfahrt beeintra¨chtigt wird, wenn wir von Zertifikatepreisen von 20 Euro pro
Tonne ausgehen.
Die Arbeit ist folgendermaßen aufgebaut. In Kapitel 2 wird zuna¨chst der institu-
tionelle Rahmen in Form der nationalen und internationalen Klimavereinbarungen
sowie die europa¨ischen und deutschen Bemu¨hungen zur Liberalisierung des Strom-
marktes dargestellt. Der folgende zentrale theoretische Teil - Kapitel 3 - bescha¨ftigt
sich mit der theoretischen Analyse der Wirkung der Einfu¨hrung des Emissions-
marktes auf die Funktionsweise der Instrumente und vergleicht die Ergebnisse mit
der Einfu¨hrung einer Emissionssteuer, die die externen Effekte der Emission nicht
vollsta¨ndig internalisiert. Im anschließenden quantitativen Teil, Kapitel 4, werden
die Ergebnisse der theoretischen Untersuchung mit Hilfe eines berechenbaren Gleich-
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gewichtsmodells, welche sa¨mtliche wesentlichen Charakteristika des deutschen Ene-
giesektors beru¨cksichtigt, quantitativ u¨berpru¨ft. Abschließend werden die Ergebnisse




2.1 Die internationale Klimapolitik im Rahmen
des Kyotoprotokolls
Seit Mitte der 80er Jahre hat sich die internationale Staatengemeinschaft des The-
mas des Klimaschutzes angenommen. Infolge der Gespra¨che auf der UN-Konferenz
fu¨r Umwelt und Entwicklung wurde im Jahre 1992 die 1994 in Kraft tretende Klima-
rahmenkonvention verabschiedet, die im wesentlichen eine Stabilisierung der Treib-
hausgasemissionen auf ein Niveau, das eine gefa¨hrliche Sto¨rung des Klimasystems
verhindert, beinhaltet.
Die zur Umsetzung dieses Ziels ja¨hrlich veranstalteten Vertragsstaatenkonferen-
zen gipfelten im Jahre 1997 im Protokoll von Kyoto, in dem sich die im Annex-I
genannten industrialisierten Staaten verpflichten, in der 1. Verpflichtungsperiode
von 2008 bis 2012 die Summe fast aller ja¨hrlichen treibhausrelevanten Emissionen
um 5,2 Prozent unter den Durchschnitt des Jahres 1990 zu senken.
Durch einen La¨nderschlu¨ssel wurde dieses Ziel auf die einzelnen Nationalstaa-
ten verteilt. In diesem Rahmen hat sich zum Beispiel die gesamte EU, und somit
auch Deutschland, auf eine Reduktion von 8 Prozent festgelegt, wa¨hrend andere
La¨nder, wie beispielsweise Russland, lediglich eine Erreichung des Status quo an-
te gewa¨hrleisten sollen. Einer letzten Gruppe von La¨ndern, zu der beispielsweise
Neuseeland und Australien geho¨ren, wurde sogar eine Erho¨hung der Emissionen im
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Vergleich zum Jahr 1990 zugestanden. Fu¨r das Inkrafttreten des Protokolls wurde
eine Ratifizierung von nicht weniger als 55 Prozent der in Annex-I genannten Staa-
ten beno¨tigt, welche zudem im Jahre 1990 nicht weniger als 55 Prozent der gesamten
CO2-Emissionen dieser Gruppe ausmachen mussten.
Aufgrund der Tatsache, dass die Vereinigten Staaten von Amerika, die fu¨r rund
ein Viertel der weltweiten Emissionen verantwortlich sind, im Jahre 2000 offiziell aus
dem Kyotoprozess ausschieden, gelang es erst kurz vor Ablauf der Ratifizierungs-
frist mit der Ratifizierung der Russischen Fo¨deration am 18. November 2004, die
erforderlichen Quoten zu erreichen.
Das Kyotoprotokoll (KP) sieht verschiedene Instrumente zur kostengu¨nstigen Er-
reichung der genannten Ziele vor. Insbesondere sind hier die sogenannten flexiblen
Mechanismen zu nennen. Hierbei handelt es sich in erster Linie um die Einrichtung
eines Emissionshandels, welcher es den verpflichteten Industriestaaten ermo¨glichen
soll, untereinander die gu¨nstigsten Mo¨glichkeiten der Vermeidung zu nutzen.
Somit mu¨ssen die Staaten nicht zwangsla¨ufig die erforderlichen Reduktionen im
eigenen Land erbringen. Vielmehr soll es die Mo¨glichkeit geben, beispielweise Berech-
tigungen auf einem einzurichtenden internationalen Emissionsmarkt zu erwerben, so
dass die erforderlichen Reduktionen dann von einem anderen Land erreicht werden
mu¨ssen. Andererseits kann es lohnend werden, die nationalen Ziele u¨berzuerfu¨llen
und mit den u¨berschu¨ssigen Berechtigungen Einkommen zu generieren.
Zum Zweck der effizienten Vermeidung sieht das KP weiterhin projektbasierte
Maßnahmen vor, durch die ein Industrieland durch emissionsvermeidende Investi-
tionen im Ausland seinen Verpflichtungen nachkommen kann. Zu unterscheiden sind
dabei Investitionen, die in anderen Industriestaaten vorgenommen werden, Maßnah-
men der gemeinsamen Umsetzung (Joint Implementation) und Investitionen in Ent-
wicklungsla¨ndern, die sogenannten Maßnahmen zur sauberen Entwicklung (Clean
Development Mechanism).
Der wesentliche Unterschied beider Maßnahmen liegt dabei darin, dass die Minde-
rungen aus JI-Projekten erst ab der ersten Verpflichtungsperiode angerechnet wer-
den, wa¨hrend ab 2000 auch die Minderungen aus CDM-Maßnahmen, die schon vor




Die EU-Verpflichtung zur Reduktion um 8 Prozent gegenu¨ber dem Basisjahr 1990
im Rahmen des KPs wurde im Abkommen u¨ber die Lastenverteilung innerhalb der
Union auf die einzelnen Mitgliedstaaten heruntergebrochen. Den La¨ndern wurden
dabei entsprechend sowohl ihrer absoluten, als auch relativen Emissionsniveaus sowie
ihres Einsparpotentials auf Verhandlungsbasis verbindliche Ziele vorgegeben.
Die Verpflichtungen der einzelnen EU-15-Mitgliedstaaten weisen sehr große Un-
terschiede auf. Im Gegensatz zu Deutschland wurden einzelnen Staaten, fu¨r die
ein hohes Potenzial an Wirtschaftswachstum zugrunde gelegt wurde, sogar eine
Erho¨hung ihrer Emissionen zugestanden. Hierbei handelt es sich um die sogenannten
Koha¨sionsla¨nder Griechenland, Irland, Portugal und Spanien.
Fu¨r Deutschland bedeutet die Lastenteilung eine Reduktion in der ersten Ver-
pflichtungsperiode von 2008-2012 von 21 Prozent gegenu¨ber dem Basisjahr 1990 ent-
sprechend der untenstehenden Tabelle 2.1. Dies entspricht wiederum durchschnitt-
lichen Emissionen in Ho¨he von 955 Millionen Tonnen in den Jahren der ersten Ver-
pflichtungsperiode.
Ebenso wie die einzelnen Verpflichtungen weist die erwartete Zielerreichung der
einzelnen EU-15-Staaten große Unterschiede auf. So ist fu¨r Deutschland und das Ver-
einigte Ko¨nigreich auf Grundlage von Prognosen eine erwartete U¨bererfu¨llung der
Ziele vorhergesagt worden, wa¨hrend beispielsweise die La¨nder der iberischen Halbin-
sel und Irland, aber auch O¨sterreich ihre Ziele um zweistellige Prozentsa¨tze verfehlen
werden. Bei letztgenannten La¨ndern ist daher eine Verscha¨rfung oder Erweiterung
der klimapolitischen Maßnahmen angezeigt.
Europaweiter Emissionshandel
Als zentrales Element der Klimaschutzpolitik sieht die Europa¨ische Union, a¨hnlich
wie das KP, den Emissionshandel vor. Zu diesem Zweck haben das Europa¨ische
Parlament und die Kommission am 13.10.2003 die Richtlinie 2003/87/EG u¨ber ein
System fu¨r den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft
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Emission Reduktionsziel Emission Änderung Deckungslücke
im Basisjahr [1] 2002 gegenüber [2]
[Mt CO2] [Mt CO2] Basisjahr
Belgien 146,8 -7,50% 150 2,1% 6,6
Dänemark 69 -21,00% 68,5 -0,8% 11,8
Deutschland 1253,3 -21,00% 1016 -18,9% -6,3
Finnland 76,8 0,00% 82 6,8% 6,8
Frankreich 564,7 0,00% 553,9 -1,9% -1,9
Griechenland 107 25,00% 135,4 26,5% 11,5
Irland 53,4 13,00% 68,9 28,9% 21,1
Italien 508 -6,50% 553,8 9,0% 12,9
Luxemburg 12,7 -28,00% 10,8 -15,1% 1,7
Niederlande 212,5 -6,00% 213,8 0,6% 4,2
Österreich 78 -13,00% 84,6 8,5% 16,3
Portugal 57,9 27,00% 81,6 41,0% 24,8
Schweden 72,3 4,00% 69,6 -3,7% -6,1
Spanien 286,8 15,00% 399,7 39,4% 30,4
Vereinigtes Königreich 746 -12,50% 634,8 -14,9% -7,4
EU-15 4245,2 -8,00% 4123,3 -2,9% 1,9
     Emissionen an.
Quelle: Europäische Umweltagentur, 2004. 
[1] EU-15 Lastenteilung
[2] Die Deckungslücke gibt den Fehlbetrag zwischen vereinbarten und prognostizierten 
Tabelle 2.1: Lastenteilung in Europa und prognostizierte Zielerreichung in 2004.
beschlossen. Hierin wird ein klarer Rahmen definiert, innerhalb dessen es den Mit-
gliedstaaten freigestellt wird, eine eigensta¨ndige Umsetzung zu etablieren.
Wesentliche Punkte der Richtlinie nennen die einzubeziehenden Industrien und
Anlagen sowie die Gestaltung der Vergabe der Zertifikate. Es werden folgende Anla-
gen und Prozesse explizit von der EU-Richtlinie zur Einrichtung eines europaweiten
Emissionshandels erfasst: Verbrennungsanlagen mit einer berechneten Wa¨rmenetto-
zufuhr u¨ber 20 Megawatt sowie Anlagen aus den Sektoren Raffinerieprozesse, Koke-
reien, Stahl-, Zement- Glas-, Keramik-, Zellstoff- und Papierindustrie. Somit werden
wichtige Bereiche wie die chemische Industrie und der gesamte Verkehr anfangs nicht
in den Handel eingebunden.
Bezu¨glich der Zertifikateausstattung entha¨lt die Richtlinie ebenfalls Bestimmun-
gen. Zwar wird den Mitgliedstaaten die Gesamtmenge der auszugebenden Zertifikate
u¨berlassen, jedoch ko¨nnen die Mitgliedstaaten einzelne Sektoren oder Anlagentypen
von der Teilnahmepflicht in der ersten Handelsperiode 2005-2007 nur dann befreien,
wenn diese anderen umweltpolitischen Regelungen unterliegen, die eine vergleichba-
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re Wirkung entfalten. Durch diesen auf Druck der Industrie aufgenommenen Artikel
besteht grundsa¨tzlich die Mo¨glichkeit, die Einhaltung der Verpflichtungen im Rah-
men der EU-Lastenteilung durch andere Mittel zu erreichen.
In Deutschland wa¨re es im Rahmen der Richtlinie beispielsweise mo¨glich, die
sektorale Emissionsminderung im Wa¨rmemarkt durch das KWK-Vorschaltgesetz
oder auch das gesamte Industrieziel durch eine Selbstverpflichtung der Industrie
zu erfu¨llen, wenn deren Sanktions- und Kontrollregime an die Erfordernisse der
Europa¨ischen Union angepasst wu¨rde.
Des weiteren schreibt die Richtlinie explizit vor, dass die Verteilung der Zertifikate
an die Unternehmen in der ersten Handelsperiode zu 95 Prozent und in der zweiten
Periode zu mindestens 90 Prozent kostenlos erfolgt.
Fo¨rderung Erneuerbarer Energien
Neben dem Emissionshandel werden durch die EU weitere Instrumente vorgeschla-
gen und diskutiert. So wurden Ziele fu¨r den Ausbau der Stromproduktion aus er-
neuerbaren Energien formuliert. Demnach soll ein Ausbau des Anteils erneuerbarer
Energien bis zum Jahr 2010 auf 12 Prozent des europaweiten Energieverbrauchs
erreicht werden (Weißbuch Erneuerbare Energien 1997).
Durch die Richtlinie zur Fo¨rderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
giequellen aus dem Jahre 2001 (RL) wird dieses Ziel auf die im Zentrum dieser Un-
tersuchung stehenden Stromerzeugung bezogen. Fu¨r die EU-15 wird darin ein Anteil
von 22,1 Prozent am Stromverbrauch angestrebt. Auch diese Ziele werden auf die
einzelnen Nationen bezogen ausgewiesen. Fu¨r Deutschland sieht die RL einen An-
teil von 12,5 Prozent der erneuerbaren Energien an der gesamten Stromproduktion
vor. Zu den Instrumenten der Umsetzung macht die Richtlinie im Gegensatz zu den
Zielen keine Aussage. In der Praxis kommen zwei grundsa¨tzlich unterschiedliche In-
strumente zur Fo¨rderung erneuerbarer Energien in den EU-15 zum Einsatz. Diese
lassen sich als mengenpolitische und preispolitische Instrumente klassifizieren.
Bei der mengenpolitischen Steuerung werden von staatlicher Seite Mindestmen-
gen oder Mindestanteile an der gesamten Stromproduktion vorgeschrieben. Die Ein-
haltung der vorgegebenen Mindestmengen kann dann durch die Verpflichtung be-
stimmter Marktakteure zur Nutzung von Zertifikaten auf einem Sekunda¨rmarkt or-
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ganisiert werden. Ein alternativer Ansatz besteht darin, in einer Ausschreibung die
Anbieter von Strom aus erneuerbaren Energiequellen um die Erfu¨llung der geforder-
ten Mengenkontingente bieten zu lassen. Hierbei kommt dann der Anbieter mit dem
jeweils gu¨nstigsten Angebot zum Zuge. Bei geeigneter Stu¨ckelung der ausgeschriebe-
nen Mengenkontingente kann es dann zu einer vergleichsweise gu¨nstigen Erfu¨llung
der geforderten Kontingente kommen.
Preispolitische Instrumente kommen vor allem in Form von Mindestvergu¨tungen
vor, sind aber auch als Bonussystem theoretisch denkbar, bei dem auf den Marktpreis
fu¨r Strom ein fester Bonus fu¨r erneuerbare Energien fixiert wird. Die so gewa¨hr-
ten Preisvorteile gegenu¨ber der Produktion in herko¨mmlichen Erzeugungsanlagen
ko¨nnen in beiden Formen der Preispolitik nach Anlagentyp differenziert werden.
Dies ist beispielsweise bei Einrichtung eines einheitlichen Marktes fu¨r erneuerba-
re Quoten nicht der Fall, so dass die Preise von dem sogenannten Grenzanbieter,
welcher gerade noch fu¨r die Deckung des Mengenzieles beno¨tigt wird, bestimmt wer-
den. Hierbei kann es fu¨r gu¨nstigere Anbieter zu unter Umsta¨nden wesentlich ho¨heren
Renten kommen als bei einer anlagenspezifischen Preisdifferenzierung. Sa¨mtlichen
Fo¨rdermodellen gemein ist eine Verpflichtung der Netzbetreiber, den Strom aus er-
neuerbaren Quellen abzunehmen.
Fo¨rderung der Kraft-Wa¨rme-Kopplung
Ein weiteres Element der europa¨ischen Energie- und Klimapolitik stellt die Be-
strebung in Richtung eines Ausbaus der Energieversorgung durch Kraft-Wa¨rme-
Kopplung, also der gemeinsamen Erzeugung von Strom und Wa¨rme dar, wie sie
bereits im Gru¨nbuch
”
Hin zu einer europa¨ischen Strategie fu¨r Energieversorgungs-
sicherheit“ formuliert wurde.
Eine Konkretisierung der Bestrebungen leistet die aus dem Februar 2004 stam-
mende Erga¨nzungsrichtlinie 2004/8/EC u¨ber die Fo¨rderung einer am Nutzwa¨rme-
bedarf orientierten Kraft-Wa¨rme-Kopplung im Energiebinnenmarkt, indem sie eine
Definition fu¨r sogenannte Qualita¨ts-Kraft-Wa¨rme-Kopplung liefert. Zentral dabei ist
die rechnerische Energieeinsparung gegenu¨ber einem ungekoppelten Referenzsystem,
welches Wa¨rme und Strom mit durchschnittlichen Wirkungsgraden neuer Anlagen
getrennt erzeugt.
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2.2.2 Liberalisierung der Energiema¨rkte
Die Einfu¨hrung der genannten umweltpolitischen Maßnahmen betrifft zumindest im
Bereich der Energieversorgung Ma¨rkte, auf denen hohe Marktkonzentrationen vor-
herrschen. Diese Marktkonzentrationen wurden bis vor wenigen Jahren in fast allen
europa¨ischen La¨ndern durch die Schaffung von Ausnahmebereichen vom Wettbe-
werb begu¨nstigt. Die Folge war, dass die Energieversorger als zumindest regionale
Monopolisten auftreten konnten und auf der anderen Seite die Verbraucher gezwun-
gen waren, ihren Energiebedarf bei ihrem regionalen Anbieter zu decken, sofern sie
nicht die Mo¨glichkeit zur Eigenproduktion besaßen. Seit Anfang der 90er Jahre ist
die EU mit dem Ziel niedriger Endenergiepreise, einer Versta¨rkung der Innovati-
onsta¨tigkeit und letztlich einer ho¨heren Energieeffizienz bestrebt, auch im Bereich
Energie einen einheitlichen, auf Wettbewerb beruhenden Binnenmarkt zu etablieren.
Binnenmarktrichtlinie Elektrizita¨t
Seit Mitte der 90er Jahre ist durch die Binnenmarktrichtlinien (96/92/EG, 98/30/EG)
fu¨r Elektrizita¨t und Erdgas der ordnungsrechtliche Rahmen zur Umsetzung einer
vom Europa¨ischen Rat angestrebten Liberalisierung mit dem Ziel der O¨ffnung der
Strom- und Erdgasma¨rkte fu¨r den Wettbewerb den Mitgliedsstaaten verbindlich
vorgegeben. Im Hinblick auf den Wettbewerb des leitungsgebundenen Marktes fu¨r
Elektrizita¨t ist die Erfu¨llung der Kriterien der Markto¨ffnung und eines diskriminie-
rungsfreien Marktzuganges no¨tig. Unter Markto¨ffnung wird in diesem Zusammen-
hang der Umfang der Zulassung von Kunden zum Markt verstanden, wa¨hrend der
diskriminierungsfreie Marktzugang auf die Ausgestaltung der Entgelte und Entgelt-
berechnung der Netznutzung abstellt. Hierzu enthalten die Binnenmarktrichtlinien
zentrale Bestimmungen
• zur schrittweisen Zulassung von Verbrauchern zum Markt
• zum Zugang zu den Leitungs- und Verteilungsnetzen fu¨r Drittnutzer,
• zu einer buchhalterischen Entflechtung der Leitungs- und Verteilungsbereiche
von den anderen Unternehmensbereichen und
• zur Zugangseinschra¨nkung bei unterschiedlicher Definition von zugelassenen
Kunden.
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Die Staaten der EU hatten die Bestimmungen der Binnenmarktrichtlinie Elektrizita¨t
bis zum 19. Februar 1999 in nationales Recht umzusetzen.
In Bezug auf die schrittweise Zulassung von Verbrauchern zum Markt waren
mit dem Inkrafttreten der Richtlinie Endverbraucher ab 100 GWh/a automatisch
zugelassene Kunden. Fu¨r die weiteren Schritte ist die Zulassung von Kunden mit
27 Prozent, 30 Prozent und 35 Prozent Anteil am Jahresverbrauch jeweils zum 19.
Februar der Jahre 1999, 2000 und 2003 verankert worden.
Der zweite Aspekt der Richtlinie - Zugang zu den Leitungs- und Verteilungsnetzen
fu¨r Drittnutzer - konnte durch die Staaten je nach Belieben durch die Alternativen
des verhandelten Netzzuganges fu¨r Drittnutzer (Negotiated Third Party Access: NT-
PA), des regulierten Netzzuganges fu¨r Drittnutzer (Regulated Third Party Access:
RTPA) oder des Alleinabnehmersystems (Single Buyer: SB) gewa¨hrleistet werden
(RL 2003/54/EG).
Durch die europa¨ische Regelung besteht ferner zur Wahrung einer gewissen Rezi-
prozita¨t die Mo¨glichkeit einer Zugangseinschra¨nkung bei unterschiedlicher Definition
von zugelassenen Kunden zweier La¨nder. In dem Fall, dass ein durch Stromimport
zu beliefernder, zugelassener Kunde in dem Lieferland selbst nicht als zugelassener
Kunde definiert ist, besteht die Mo¨glichkeit der Verweigerung des Zuganges. Des
Weiteren beinhaltet die Richtlinie fu¨r den Strombereich die obligatorische buchhal-
terische Entflechtung der U¨bertragungs- und Verteilungsaktivita¨ten von der Erzeu-
gung.
In Bezug auf den Bau von Erzeugungsanlagen schreibt die Richtlinie ferner vor,
dass dieser entweder im Zuge eines Genehmigungs- oder eines Ausschreibungsverfah-
rens zu erfolgen hat. Zur Gewa¨hrleistung von Versorgungssicherheit, Regelma¨ßigkeit,
Qualita¨t und Preis der Versorgung sowie der Einhaltung von Umweltschutzzielen ist
es den Staaten mo¨glich, die Elektrizita¨tsunternehmen mit gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen im Allgemeininteresse zu betreuen (service publique, public service
obligation). Letztlich schreibt die Richtlinie den Mitgliedsstaaten im Bereich der
Elektrizita¨tswirtschaft vor, dass der Bau von Direktleitungen zu ermo¨glichen ist.
Am 16. Juni 2003 wurde die Binnenmarktrichtlinie 96/92 EU durch eine gea¨nder-
te Binnenmarktrichtlinie 2003/54 EU ersetzt, um den Anforderungen, die sich aus
der Erweiterung der Union um die zehn neuen Beitrittsla¨nder ergaben, gerecht zu
werden und um den Prozess der Einfu¨hrung eines einheitlichen Binnenmarktes zu
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beschleunigen. Durch die RL 2003/54 wird nun die Einfu¨hrung eines durch eine
einzurichtende Regulierungsbeho¨rde u¨berwachten RTPA verbindlich vorgeschrieben.
Bis zum Juli 2004 mussten die Mitgliedsstaaten sa¨mtlichen Verbrauchssektoren bis
auf den Bereich der Haushalte die freie Wahl des Anbieters ermo¨glichen, und bis
2007 mu¨ssen sa¨mtliche Kunden die volle Wahlfreiheit besitzen. Hinzu kommt eine
in der neuen Richtlinie verankerte Ausschreibungspflicht bei der Vergabe von Auf-
tra¨gen zum Neubau von Erzeugungsanlagen. Auch mit dieser Maßnahme werden
mo¨gliche Effizienzsteigerungen verbunden.
Die neue Binnenmarktrichtlinie 2003/54 beinhaltet weiterhin spezielle Rechte,
welche den Konsumenten eingera¨umt werden. Diese beziehen sich auf Informatio-
nen u¨ber die bei der Produktion der Elektrizita¨t verwendeten Technologien und
deren Umweltwirkung, welche bei der Rechnungslegung des Versorgers aufgefu¨hrt
werden mu¨ssen. Hierbei handelt es sich zumindest um den Umfang der mit der Pro-
duktion von mit fossilen Brennstoffen befeuerten Anlagen verbundenen Emission an
klimagefa¨hrdendem Kohlendioxid sowie, bei Verwendung von nuklearen Anlagen,
um den Umfang der mit der Produktion einhergehenden radioaktiven Abfa¨lle.
Stand der Liberalisierung in den Staaten der EU-15
Die Umsetzung der Binnenmarktrichtlinie in den Mitgliedstaaten erfolgt nicht ein-
heitlich. Wa¨hrend in den La¨ndern England und Wales, Schweden und Finnland
die vollsta¨ndige Markto¨ffnung bereits vor dem europa¨ischen Richtlinienbeschluss
etabliert wurde, ist in den u¨brigen Staaten die Liberalisierung von der Richtlinie
ausgegangen. So hat jedes Land der EU eine eigensta¨ndige Umsetzung der Erfor-
dernisse gewa¨hlt. Im Ergebnis sind die erreichten Markto¨ffnungsgrade in Bezug auf
zugelassene Verbraucher sehr unterschiedlich.
Die Markto¨ffnung der EU-15 im Jahre 2003 ist in der Abbildung 2.1 dargestellt.
Wa¨hrend die skandinavischen La¨nder, Finnland, das Vereinigte Ko¨nigreich, Spanien
und Deutschland bereits allen Konsumenten unabha¨ngig von deren ja¨hrlichem Ver-
brauch die freie Wahl des Anbieters garantieren, sind bisher in Griechenland und
Frankreich lediglich die durch die Richtlinie geforderten 33 Prozent der Markto¨ff-
nung knapp u¨berschritten.


























Abbildung 2.1: Markto¨ffnung in Europa 2003.
Quelle: Europa¨ische Kommission 2004.
das Modell des regulierten Netzzugangs Dritter durchgesetzt. Lediglich in Deutsch-
land beruhte das System bis zum Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Neurege-
lung des Energiewirtschaftsrechts am 13.07.2005 auf einem Verhandelten Netzzu-
gang. Durch die im neuen EnWG ju¨ngst eingerichtete Regulierungsbeho¨rde steht
der Netzbereich der Energiewirtschaft nun unter einer Preiskontrolle, und somit ist
der regulierte Netzzugang auch in Deutschland verankert worden.
Im Bereich der Entflechtung ist das Bild wesentlich uneinheitlicher. Es la¨sst sich
zwischen buchhalterischer, organisatorischer, rein rechtlicher und eigentumsrecht-
licher Trennung der Bereiche unterscheiden. Die von der EU-Richtlinie geforder-
te buchhalterische Trennung ist im Bereich Elektrizita¨t in allen Staaten umgesetzt
worden. Deutschland, O¨sterreich, Griechenland und Frankreich wa¨hlten fu¨r den Ver-
teilungsbereich lediglich eine buchhalterische Entflechtung, wa¨hrend beispielsweise
Finnland, Irland und die Niederlande eine daru¨ber hinausgehende organisatorische
Trennung des Verteilungsbereiches von der Erzeugung vollzogen.
Auch in Bezug auf die Trennung der U¨bertragung von den anderen Bereichen
der stromwirtschaftlichen Wertscho¨pfungskette haben sich sa¨mtliche La¨nder fu¨r ei-
ne Form, die mindestens der geforderten organisatorischen Trennung entspricht, ent-
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schieden. Einen U¨berblick u¨ber die verwendeten Formen leistet die untenstehende
Tabelle 2.2.
Marktöffnung Kapazitätsanteil
Übertragung Verteilung der drei grössten Erzeuger
Richtlinie 33 Rechtsform Buchhaltung
Belgien B 52 Rechtsform Rechtsform
Dänemark Dk 100 Rechtsform Rechtsform
Deutschland D 100 Rechtsform Buchhaltung
Finnland Fin 100 Eigentum Organisation
Frankreich F 34 Organisation Buchhaltung
Griechenland Gr 34 Rechtsform Buchhaltung
Irland Ir 56 Rechtsform Organisation
Italien It 70 Eigentum Rechtsform
Luxemburg Lux 57 Organisation Buchhaltung
Niederlande Nl 63 Eigentum Organisation
Österreich A 100 Rechtsform Buchhaltung
Portugal P 45 Rechtsform Buchhaltung
Schweden Sw 100 Eigentum Rechtsform
Spanien S 100 Eigentum Rechtsform

















Tabelle 2.2: Umsetzung der Liberalisierung im Elektrizita¨tssektor der EU-15.
Quelle: Europa¨ische Kommission 2004.
Ein weiterer Aspekt, der fu¨r die Etablierung eines auf Wettbewerb beruhenden
Binnenmarktes große Bedeutung besitzt, betrifft die Marktstruktur des Erzeugungs-
sektors und ist ebenfalls in Tabelle 2.2 dargestellt. Aus dem ja¨hrlichen Bericht der
EU-Kommission (2004) geht hervor, dass in den meisten La¨ndern fortwa¨hrend hohe
Marktkonzentrationen zu verzeichnen sind. So kontrollieren in den La¨ndern Schwe-
den, Frankreich, Belgien, Griechenland und Irland die gro¨ßten drei Erzeuger minde-
stens 90 Prozent der gesamten nationalen Erzeugungskapazita¨ten.
Kommt es nicht zu einer faktisch wirksamen Integration der Stromma¨rkte und
infolgedessen zu einem Wettbewerb unter den Anbietern verschiedener Nationen,
so sind die oben aufgefu¨hrten Marktanteile entscheidend fu¨r das Potential fu¨r die
Ausu¨bung von Marktmacht. Dies wiederum wu¨rde die angestrebten Effizienzgewin-
ne der Liberalisierung gefa¨hrden. Dabei ist der Integration der Elektrizita¨tsma¨rkte
meist eine technische Grenze in Form der die nationalen Netze verbindenden Kup-
pelkapazita¨ten gegeben.
Die Europa¨ische Union hat zum Ausbau der Transeuropa¨ischen Netzinfrastruktur
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das Programm Trans-European-Network (TEN) initiiert und eine Richtlinie zur Ta-
rifierung der internationalen Stromu¨bertragung beschlossen (Regulierung 1228/2003).
Die Tarifierung der grenzu¨berschreitenden Stromu¨bertragungen muss demnach trans-
parent, den Kosten entsprechend und einen effizienten Zugang ermo¨glichend gestal-
tet sein.
Hier kann sich ein gewisser Zielkonflikt zwischen einer den Kosten entsprechenden
Tarifierung und der effizienten Allokation unter den Nachfragern von U¨bertragungs-
dienstleistungen ergeben, wenn die betreffenden U¨bertragungskapazita¨ten einen per-
manenten Engpass darstellen und auch mittel- bis langfristig durch den Markt nicht
beseitigt werden ko¨nnen. Eine effiziente Allokation wu¨rde in diesen Fa¨llen die Nach-
frager mit den ho¨chsten Zahlungsbereitschaften, welche auch u¨ber den Kosten der
Bereitstellung der Kapazita¨ten liegen ko¨nnen, zum Zuge kommen lassen.
Im Zusammenhang mit dieser Problematik wird der Ausbau der internationalen
Kuppelstellen, die besonders ha¨ufig zu Engpa¨ssen im Energiesystem fu¨hren, durch
die Europa¨ische Union im Rahmen des TEN-Programms gefo¨rdert.
2.3 Politikmaßnahmen in Deutschland
2.3.1 Klimapolitik
Die Klimapolitik in Deutschland umfasst zum einen Maßnahmen, welche Investitio-
nen in klimafreundliche Technologien fo¨rdern, und zum anderen Maßnahmen, welche
den Betrieb von klimabelastenden Anlagen verteuern oder den Betrieb besonders
klimafreundlicher Anlagen entlasten. Es handelt sich bei letztgenannten Maßnah-
men um die in dieser Arbeit im Vordergrund stehenden politischen Instrumente
Emissionshandel, O¨kosteuer, Einspeisevergu¨tung und die KWK-Fo¨rderung. Diese
Instrumente sollen in den folgenden Abschnitten vorgestellt werden.
Emissionshandel in Deutschland
Seit September 2004 steht der Rechtsrahmen fu¨r die nationale Umsetzung des Emis-
sionshandels in Deutschland und umfasst das am 14. Juli 2004 in Kraft getretene
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Treibhausgasemissionshandelsgesetz (TEHG), das am 31. August 2004 in Kraft ge-
tretene Zuteilungsgesetz (ZUG) sowie die am 1. September in Kraft getretenen Ver-
ordnungen u¨ber die Zuteilung und die Kosten des Emissionshandels.
Zur Zuteilung und Ausgabe der Emissionsberechtigungen, zur Erfu¨llung von
U¨berwachungs- und Steuerungsaufgaben, zur Fu¨hrung des nationalen Emissions-
handelsregisters sowie zur nationalen und internationalen Berichterstattung wurde
im Umweltbundesamt die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) eingerichtet.
Die verpflichteten Unternehmen stellen Zuteilungsantra¨ge an die DEHSt auf Basis
ihrer historischen Emissions- und Produktionsdaten. Diese Antra¨ge werden von der
DEHSt gepru¨ft und eventuell korrigiert.
Daraufhin erfolgten die Ausgabe der Zertifikate zum 28. Februar eines jeden Jah-
res an die Unternehmen und der Eintrag in das nationale Emissionshandelsregister.
Dort werden alle Emissionsberechtigungen und deren Besitzer mittels einer Iden-
tifikationsnummer in einem individuellen Registerkonto eingetragen. Die Register-
konten, welche von allen natu¨rlichen sowie juristischen Personen der EU eingerichtet
werden ko¨nnen, sind Voraussetzung fu¨r die direkte Beteiligung am Handel mit Emis-
sionsberechtigungen.
Die Grundlage fu¨r die Zuteilung der Emissionsberechtigungen im Einklang mit
den Verpflichtungen auf europa¨ischer und internationaler Ebene stellt der nationale
Allokationsplan dar. Der nach langwierigen Verhandlungen zwischen den beteiligten
Ministerien und unter Beru¨cksichtigung der Interessen der betroffenen Wirtschafts-
verba¨nde entstandene nationale Allokationsplan Deutschlands besteht aus einem
Makro- und einem Mikroplan.
Der Makroplan entha¨lt die Gesamtmenge an Emissionsberechtigungen, die zuge-
teilt beziehungsweise dem Reservefonds zugeordnet werden. Fu¨r den Mikroplan wird
die anlagenbezogene Zuteilung der Emissionsberechtigungen aus den Kohlendioxid-
Emissionen der einzelnen Anlagen in der Basisperiode 2000-2002 und mit Hilfe des
Erfu¨llungsfaktors ermittelt. Bei der Berechnung des Erfu¨llungsfaktors werden so-
wohl das Verha¨ltnis von Kohlendioxid-Emissionsbudget der Sektoren Energie und
Industrie fu¨r die Periode 2005-2007 zu den Ist-Emissionen der Basisperiode 2000-
2002 sowie die fu¨r den Reservefonds und die Summe aller Sonderregelungen (zum
Beispiel fu¨r early action) vorgesehenen Emissionsberechtigungen beru¨cksichtigt. Der
Mikroplan musste mit dem Makroplan quantitativ abgestimmt werden, damit nicht
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mehr, aber auch nicht weniger Zertifikate zugeteilt werden, als der Makroplan ins-
gesamt vorsieht. Ausgangspunkt fu¨r Makroplan und Mikroplan sind jeweils die
Kohlendioxid-Emissionen der am Emissionshandel teilnehmenden Anlagen in der
Basisperiode 2000-2002.
Der deutsche Allokationsplan hat folgende Mengenziele zum Inhalt: Fu¨r die Pe-
riode 2005-2007 ist fu¨r die gesamten Treibhausgasemissionen ein Emissionsziel von
982 Millionen Tonnen Kohlendioxida¨quivalente pro Jahr festgelegt worden. Fu¨r die
u¨brigen Treibhausgase wird fu¨r diese Periode ein Wert von 123 Millionen Ton-
nen Kohlendioxida¨quivalente prognostiziert, so dass damit das Emissionsziel fu¨r die
Kohlendioxid-Emissionen 859 Millionen Tonnen pro Jahr betra¨gt. Dieses nationa-
le Kohlendioxid-Emissionsziel war in Ho¨he von 859 Millionen Tonnen pro Jahr in
der Periode 2005-2007 und 844 Millionen Tonnen Kohlendioxid pro Jahr in der Pe-
riode 2008-2012 auf die jeweiligen Sektoren zu verteilen. Im Ergebnis wurde das
jahresdurchschnittliche Emissionsbudget fu¨r die Energiewirtschaft und die Industrie
fu¨r die Periode 2005-2007 mit ja¨hrlich 503 Millionen Tonnen und fu¨r die Periode
2008-2012 mit ja¨hrlich 495 Millionen Tonnen Kohlendioxid angesetzt.
Die Definition der Emissionsbudgets und die Verteilung auf die Sektoren mus-
sten dabei mit einem Weg zur Erreichung des nationalen Kyotoziels nach EU-
Lastenteilung vereinbar sein. Nach diesen Entscheidungen verbleibt es der nationa-
len Regierung zu beurteilen, inwieweit die u¨brigen umweltpolitischen Instrumente
mit dem Emissionshandelssystem kollidieren und daher an die neue Situation ange-
passt werden sollten. Die wesentlichen zu diskutierenden Regulierungen in Deutsch-
land sind die O¨kosteuer, die Einspeisevergu¨tung fu¨r Erneuerbare Energien und das
KWK-Vorschaltgesetz.
O¨kosteuer
Seit dem 1. April 1999 ist in Deutschland nach dem Gesetz zum Einstieg in die o¨kolo-
gische Steuerreform die sogenannte O¨kosteuer in Kraft getreten. Nach dem Einstieg
in die o¨kologische Steuerreform wurde auch deren Fortfu¨hrung bis zum Jahr 2003
beschlossen. Zusa¨tzlich ist im Jahr 2003 das Gesetz zur Fortentwicklung der o¨ko-
logischen Steuerreform in Kraft getreten und die Ausweitung zu einer o¨kologischen
Finanzreform begonnen worden.
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In der ersten Stufe der Reform wurde eine Stromsteuer in Ho¨he von 1,02 Cent
pro Kilowattstunde eingefu¨hrt. Durch das Gesetz zur Fortfu¨hrung der o¨kologischen
Steuerreform wurde die ansteigende Besteuerung in vier weiteren Schritten ab dem
Jahr 2000 bis zum Jahr 2003 geregelt und beinhaltet unter anderem die Erho¨hung
der Stromsteuer um 0,26 Cent je Kilowattstunde zum jeweils 01.01. der Jahre 2000
bis 2003. Somit betra¨gt die Stromsteuer nun rund 2,04 Cent pro Kilowattstunde.
Es gelten jedoch einige Sonderregelungen, welche die Wirkung fu¨r besonders stark
belastete Wirtschaftszweige abschwa¨chen. Insbesondere gelten ab 2004 Sonderrege-
lungen fu¨r das Produzierende Gewerbe, die Land-, Forst- und Teichwirtschaft sowie
die Fischzucht. Fu¨r diese Wirtschaftszweige gilt seit 2003 ein erma¨ßigter Steuersatz
von 60 Prozent des Regelsteuersatzes. Der Sockelbetrag betra¨gt 512,50 Euro pro
Jahr, bis zu dem der volle Steuersatz zu zahlen ist.
Fu¨r das Produzierende Gewerbe besteht daru¨ber hinaus der so genannte Spitzen-
ausgleich: Unternehmen, deren Belastung durch die O¨kosteuer trotz der Begu¨nsti-
gung ohne Beru¨cksichtigung der Mineralo¨lsteuer auf Kraftstoffe und schweres Heizo¨l
mehr als das 1,2 -fache der Entlastung durch die Senkung der Rentenversicherungs-
beitra¨ge durch die O¨kosteuer betra¨gt, werden 95 Prozent des daru¨ber hinausge-
henden Betrages erstattet. Faktisch mu¨ssen damit mindestens drei Prozent des Re-
gelsteuersatzes gezahlt werden (5 Prozent von 60 Prozent). Der Schienenbahnver-
kehr und der Verkehr mit Oberleitungsbussen werden mit einem auf nur 56 Prozent
erma¨ßigten Stromsteuersatz belastet (1,142 Cent pro Kilowattstunde).
Zur Fo¨rderung einer umweltgerechten und effizienten Energieerzeugung entha¨lt
die aktuelle Gesetzgebung weitere Sonderregelungen, denn beispielsweise Kraft-
Wa¨rme-Kopplungs-Anlagen (KWK) haben oft das Potenzial, die eingesetzten Ener-
gietra¨ger besser zu nutzen als herko¨mmliche Kraftwerke, da Strom und Wa¨rme ge-
meinsam produziert werden ko¨nnen. Daher werden effiziente KWK-Anlagen mit ei-
nem monatlichen oder ja¨hrlichen Nutzungsgrad von mindestens 70 Prozent vollsta¨ndig
von der Mineralo¨lsteuer (0,55 Cent pro Kilowattstunde bei Erdgas) befreit. Anlagen,
die den Energiegehalt des verwendeten Mineralo¨ls mindestens zu 60 Prozent nutzen,
werden von dem O¨kosteuer-Anteil (0,366 Cent pro Kilowattstunde bei Erdgas und
2,05 Cent pro Liter bei leichtem Heizo¨l) ausgenommen. Die Begu¨nstigung der Pro-
duktion in KWK-Anlagen wird zusa¨tzlich wesentlich durch das in Abschnitt 3.1.4.
erla¨uterte KWK-Gesetz erga¨nzt.
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Auch die besonders effizienten Gas- und Dampfturbinen(GuD)-Anlagen mit ei-
nem elektrischen Nettowirkungsgrad von mindestens 57,5 Prozent, die nach dem
31. Dezember 1999 fertiggestellt wurden und bis zum 11. Ma¨rz 2006 die dauerhafte
Stromerzeugung aufgenommen haben, sind - auf 5 Jahre befristet - von der beste-
henden Mineralo¨lsteuer vollsta¨ndig ausgenommen.
Steuerbefreit ist weiterhin die Entnahme von Strom aus Netzen, die vollsta¨ndig
aus erneuerbaren Energiequellen gespeist werden. Hier ist beispielsweise an ein In-
selnetz zu denken, welches von den Netzen der o¨ffentlichen Versorgung technisch
getrennt ist.
Erneuerbare-Energien-Gesetzgebung
Das Erneuerbare Energien Gesetz trat erstmals am 01.04.2000 in Kraft und regelt
die Abnahme und die Vergu¨tung von ausschließlich aus erneuerbaren Energiequel-
len gewonnenem Strom durch Versorgungsunternehmen, die Netze fu¨r die allgemeine
Stromversorgung betreiben (Netzbetreiber). Das EEG sieht fu¨r die Stromproduktion
aus erneuerbaren Energien degressive Vergu¨tungen vor, die fu¨r mindestens 20 Jahre
gewa¨hrt werden. Hierzu sind die Netzbetreiber verpflichtet, die unter das Gesetz fal-
lenden Anlagen an das Netz anzuschließen, den gesamten angebotenen Strom dieser
Anlagen vorrangig abzunehmen und zu den festgelegten Sa¨tzen zu vergu¨ten. Die
hierdurch den U¨bertragungsnetzbetreibern entstehenden Kosten sind unter diesen
auszugleichen.
Zum Zweck dieser Gesetzgebung wird im Gesetz zur Neuregelung des Rechts
erneuerbarer Energien (EEG) gefordert: ”[...] insbesondere im Interesse des Klima-
, Natur- und Umweltschutzes eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung
zu ermo¨glichen, die volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung auch durch
die Einbeziehung langfristiger externer Effekte zu verringern, Natur und Umwelt zu
schu¨tzen, einen Beitrag zur Vermeidung von Konflikten um fossile Energieressourcen
zu leisten und die Weiterentwicklung von Technologien zur Erzeugung von Strom aus
Erneuerbaren Energien zu fo¨rdern [...]”. Daneben wird ein Beitrag zur Erreichung




Seit dem 1.4.2002 ist das sogenannte Gesetz fu¨r die Erhaltung, die Modernisie-
rung und den Ausbau der Kraft-Wa¨rme-Kopplung (KWK-Gesetz) in Kraft getreten.
Durch das Gesetz werden Anlagen, die Strom und Wa¨rme in gekoppelter Produk-
tion erzeugen, unter der Voraussetzung begu¨nstigt, dass der gesamte Prozess einen
gewissen Nutzungsgrad erreicht und nicht bereits durch das EEG gefo¨rdert wird.
Die Form der Begu¨nstigung ist ein vom Netzbetreiber zu gewa¨hrender Zuschlag
auf die u¨blichen Preise. Fu¨r das Jahr 2005 betragen diese Zuschla¨ge zwischen 1,38
Cent pro Kilowattstunde und 2,56 Cent pro Kilowattstunde. Zur Berechnung der
zuschlagsberechtigten Strommengen muss der eingespeiste KWK-Strom berechnet
werden. Dies ist nicht ohne die Kenntnis der Nutzwa¨rmeerzeugung mo¨glich und
erfordert anlagentypspezifische Berechnungsformeln, die in der von der Arbeitsge-
meinschaft Fernwa¨rme e. V. fixierten Grundlegung definiert wurden.
Zweck des Gesetzes ist explizit die Minderung der ja¨hrlichen Kohlendioxid-Emissionen
in Deutschland in einer Gro¨ßenordnung von 10 Millionen Tonnen bis zum Jahre 2005
und mindestens 20 Millionen Tonnen bis zum Jahre 2010.
2.3.2 Liberalisierung der Energiema¨rkte
Die Forderungen, welche sich aus der Europa¨ischen Richtlinie fu¨r den Energiemarkt
ergeben, wurden in Deutschland durch die Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts
(EnWG/erstmalig am 29.04.1998 in Kraft getreten) in seiner aktualisierten Form
vom 07.07.2005 und die 6. Kartellrechtsnovelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schra¨nkungen(GWB/Inkrafttreten am 01.01.1999) umgesetzt.
Die Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts durch das EnWG lo¨ste in Deutsch-
land die alte Regelung der Energiewirtschaft aus dem Jahr 1935 ab. Neben den
herko¨mmlichen Zielen der sicheren und preisgu¨nstigen Versorgung sind nun zum
einen die O¨ffnung der deutschen Elektrizita¨ts- und Gaswirtschaft fu¨r den Wettbe-
werb und zum anderen die Erreichung des Kriteriums der Umweltvertra¨glichkeit
zentrale neue Ziele des Energiewirtschaftsrechts.
Die Umsetzung des Wettbewerbsziels wird durch die Aufhebung der Paragraphen
103 und 103a des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschra¨nkungen (GWB in der Fas-
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sung der 5. Kartellrechtsnovelle) und somit durch die Aufhebung der Freistellung
vom allgemeinen Kartellverbot angestrebt. Damit sind nun sowohl vertikale und
horizontale Demarkationsvertra¨ge als auch Ausschließlichkeitsbindungen in Kon-
zessionsvertra¨gen kartellrechtlich untersagt. Die durch die Binnenmarktrichtlinien
vorgeschriebene Entflechtung strebt eine erleichterte Aufsicht u¨ber die Energiewirt-
schaft an, deren Umsetzung fu¨r den Bereich der Elektrizita¨tswirtschaft durch das
EnWG gewa¨hrleistet wird. Das EnWG beinhaltet in Bezug auf die EU-rechtlich vor-
geschriebene Mindestmarkto¨ffnung keine Mindestverbrauchswerte, welche den An-
teil zugelassener Endverbraucher beschra¨nken wu¨rden. Somit la¨sst sich aus diesem
Blickwinkel eine vollsta¨ndige Markto¨ffnung sowohl fu¨r die Stromwirtschaft als auch
fu¨r die Erdgaswirtschaft feststellen.
Im einzelnen regelt das neue EnWG speziell die Entflechtung des Netzbereiches
von den u¨brigen Bereichen der Energiewirtschaft, die Regulierung von Netzzugang
und Netzentgelten und die Einrichtung einer Regulierungsbeho¨rde entsprechend der
Erfordernisse der Europa¨ischen Richtlinie 2003/54 EG. Die Entflechtung des Netz-
bereiches von den u¨brigen Aktivita¨ten muss nach dem EnWG sowohl im Hinblick
auf die Rechtsform und die Organisation als auch die Buchhaltung fu¨r Unterneh-
men mit mehr als 100 000 Kunden gewa¨hrleistet sein. Hinzu treten Bestimmungen
zu einer nicht diskriminierenden Bereitstellung von Informationen. Ziel dieser Teile
des Gesetzes ist, die Verwirklichung der Voraussetzungen, die zur Schaffung eines
unverfa¨lschten Wettbewerbs no¨tig sind, sicherzustellen.
Die Netzzugangs- und Netzentgeltregulierung unterliegt nun der Preiskontrolle, so
dass im Ergebnis der unter den Unternehmen frei verhandelte Netzzugang (NTPA)
obsolet geworden ist. So sind die Entgelte fu¨r den Netzzugang nun genehmigungs-
pflichtig, und die Netznutzungsentgelte sollen kostenorientiert gebildet werden. Bei
der Kostenorientierung wird auf eine effiziente Betriebsfu¨hrung und eine angemesse-
ne Eigenkapitalverzinsung abgestellt. Die entsprechende Kalkulationsgrundlage wird
weiterhin durch die Verordnung u¨ber die Entgelte fu¨r den Zugang zu Elektrizita¨ts-
versorgungsnetzen vorgegeben.
Die Missbrauchsaufsicht der ebenfalls im neuen EnWG vorgesehenen Regulie-
rungsbeho¨rde erlaubt eine zusa¨tzliche Kontrolle der Entgeltbildung. Daru¨ber hinaus
ist vorgesehen, in einer Rechtsverordnung das System einer Anreizregulierung ein-
zufu¨hren, welche es vor allem den Netzbetreibern ermo¨glichen soll, durch effiziente
Leistungserbringung zur Instandhaltung und zum Ausbau der Netze no¨tige Gewinne
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zu erwirtschaften.
Die bisherige Regulierungsbeho¨rde Telekommunikation und Post wurde durch
das EnWG auch weitgehend mit der Regulierung der leitungsgebundenen Ener-
gien Strom und Gas beauftragt, sofern das betroffene Netz u¨ber La¨ndergrenzen
hinausgeht oder mindestens 100 000 Kunden betroffen sind, und wurde weiterhin in
Bundesnetzagentur fu¨r Elektrizita¨t, Gas, Telekommunikation und Post umbenannt.
Fu¨r kleinere, nicht u¨ber La¨ndergrenzen hinausgehende Netze sind im wesentlichen
die Landesregulierungsbeho¨rden zusta¨ndig. Durch die Einrichtung eines La¨nderaus-
schusses in der Bundesnetzagentur soll fu¨r einen bundeseinheitlichen Vollzug gesorgt
werden.
Erga¨nzt wird die Gesetzgebung durch spezielle Berichterstattungspflichten ent-
sprechend der Europa¨ischen RL. Insbesondere sind Angaben zur Zusammensetzung
des Energietra¨germixes und der Umweltauswirkungen zu machen sowie als Ver-
gleichsmaßstab Durchschnittswerte der Stromerzeugung in Deutschland anzufu¨hren.
2.4 Entwicklung auf den Stromma¨rkten und dem
Zertifikatemarkt
Infolge des Inkrafttretens der Emissionshandelsrichtlinie im Fru¨hjahr 2005 und der
Liberalisierung des Europa¨ischen Elektrizita¨tsmarktes haben sich Europa¨ische Han-
delspla¨tze fu¨r den Handel mit Zertifikaten und Strom herausgebildet. Dominierend
sind Anfang August 2005 im Bereich des Handels mit Emissionsberechtigungen in
der Reihenfolge ihrer Umsa¨tze die European Climate Exchange (ECX) in Amster-
dam, die nordische Onlinebo¨rse Nordpool in Oslo, die franzo¨sische Powernext in
Paris sowie die European Energy Exchange (EEX) in Leipzig. Einen U¨berblick u¨ber
die Entwicklung der Emissionszertifikatepreise gibt die untenstehende Abbildung
2.4.
Im Stromhandel waren die fu¨hrenden Handelspla¨tze in der Reihenfolge ihrer
Umsa¨tze im ersten Halbjahr 2005 die Nordpool, die EEX und die Amsterdamer


















Abbildung 2.2: Entwicklung der Emissionszertifikatepreise an der European Energy Ex-
change Leipzig (EEX) in den ersten fu¨nf Monaten des Emissionshandels in 2005.
Quelle: EEX.
Festzuhalten ist, dass wa¨hrend die Preise fu¨r Emissionsberechtigungen aufgrund
der problemlosen U¨bertragbarkeit zwischen den Staaten in Europa weitgehend ein-
heitlich sind, auf den europa¨ischen Stromma¨rkten sich nicht von einer Preiskonver-
genz sprechen la¨sst. Im Gegenteil stellt sich bei einem Vergleich der durch die EU
publizierten Strompreise verschiedener Mitgliedstaaten fu¨r die Segmente Haushalte
und Industriekunden eine fortwa¨hrende Fragmentierung der Ma¨rkte, welche sich in
teilweise großen Preisdifferenzen niederschla¨gt, heraus.
Besonders auffa¨llig sind die auch durch die unterschiedlichen Regulierungen be-
dingten Unterschiede im Bereich der Haushaltskunden, deren Entwicklung die Abbil-
dung 2.3 darstellt. So lagen beispielsweise im Jahre 2004 die Strompreise in diesem
Segment in Deutschland u¨ber 55 Prozent ho¨her als die entsprechenden Preise in
Finnland.
Jedoch sind, wie anhand der Abbildung 2.4 ersichtlich wird, in relativer Betrach-
tung auch im Segment der Industriekunden a¨hnlich große Unterschiede zu verzeich-
nen. Wiederum im Vergleich mit Finnland mussten im Jahre 2004 deutsche Indu-













































Abbildung 2.4: Entwicklung der Industriestrompreise.Quelle: Eurostat 2005.
Zusammenfassend la¨sst sich vor dem Hintergrund der Marktentwicklung festhal-
ten, dass im Bereich des Emissionshandels von einem einheitlichen europa¨ischen
Markt gesprochen werden kann, wa¨hrend im Energiebereich faktisch weiterhin von







Die Untersuchung umweltpolitischer Instrumente hat in der o¨konomischen Theorie
eine lange Tradition. Seit Pigou (1932) ist bekannt, dass Steuern in Ho¨he des Grenz-
schadens bei Preisnehmerverhalten der Firmen zum sozialen Optimum fu¨hren. In
diesem Fall entsprechen die Grenzkosten der Verringerung der scha¨dlichen Emis-
sionen der Summe der marginalen Zahlungsbereitschaften der Gescha¨digten fu¨r die
Reduktion der Scha¨den.
Diese Aussage ist auf konzentrierte Ma¨rkte, wie sie beispielsweise im Bereich der
Energiewirtschaft bestehen, nicht ohne weiteres u¨bertragbar. In einer der ersten Ar-
beiten, die sich mit Umweltsteuern im Monopol bescha¨ftigt, kommt Buchanan (1969)
zu dem Schluss, dass eine Steuer zur Internalisierung externer Kosten grundsa¨tzlich
abzulehnen ist, da der bei Preisnehmerverhalten optimale Steuersatz im Monopol
nicht mehr optimal ist. Eine detailliertere Analyse findet sich bei Barnett (1980).
Er zeigt klar die Natur des Problems auf, bei dem zwei Marktunvollkommenheiten
zusammentreffen. Einerseits produziert ein monopolistisches Unternehmen einen zu
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geringen Output an Gu¨tern. Andererseits fu¨hren die externen Kosten der Produk-
tion tendenziell zu einem zu hohen Ausstoß an Schadstoffen. ”Thus there may be
tradeoffs between the two distortions, one due to monopolistic underproduction and
the other due to external diseconomies. A tax based only on marginal external da-
mages ignores the social costs of further output contraction [...]” (Barnett (1980),
S. 1037).
Zur Lo¨sung des Problems sollten zwei Politikinstrumente genutzt werden: Ei-
nes fu¨r die Korrektur der Ineffizienzen, die durch die kostenlose Schadstoffemission
entsteht, und eines zur Korrektur der durch Marktmacht verursachten Sto¨rung des
Gu¨termarktes. Letzteres wu¨rde eine Subvention der Produktion des Monopolisten
bedeuten und ist als Option eher von theoretischem Interesse. Steht jedoch nur ein
Instrument zur Korrektur von zwei Marktunvollkommenheiten zur Verfu¨gung, la¨sst
sich nicht immer eine erstbeste Lo¨sung erreichen. Allerdings schließt dieses Resultat
Wohlfahrtsverbesserungen durch eine Emissionsbesteuerung nicht aus, wie dies die
Arbeit von Buchanan nahelegt.
An diese Ergebnisse anknu¨pfende Analysen betrachten auch Fa¨lle, in denen eini-
ge wenige Anbieter auf den Outputma¨rkten konkurrieren. Bei Ebert (1992) findet
sich eine solche Analyse, die eine Vielzahl von Modellierungen beinhaltet. Es wer-
den die Fa¨lle mit und ohne Vermeidungsmo¨glichkeiten behandelt und zudem wird
die Cournotverhaltensannahme durch eine generellere Reaktionsannahme der Oligo-
polisten bezu¨glich des Verhaltens ihrer Konkurrenten erga¨nzt. Durch dieses Modell
wird die gesamte Bandbreite von mo¨glichen Reaktionen der Wettbewerber auf eigene
Outputa¨nderungen zwischen Cournot-Nashverhalten und Verhalten bei vollsta¨ndi-
ger Konkurrenz abgebildet. Im Ergebnis kann gezeigt werden, dass der optimale
Steuersatz in allen Fa¨llen dieselbe Struktur aufweist und aus zwei Termen besteht:
einem Term, der die Grenzscha¨den der Produktion des Outputgutes reflektiert, und
einem Term, der von der Marktstruktur abha¨ngig ist.
Im theoretischen Teil der vorliegenden Analyse wird im Gegensatz zu den ge-
nannten Arbeiten die Wirkung von Mehrfachregulierungen untersucht. Im Vorder-
grund steht hierbei die Betrachtung des Zusammenspiels von den emissionsbasierten
Instrumenten Emissionszertifikatemarkt und Emissionssteuer mit den outputbasier-
ten Instrumenten Outputsteuer, Einspeisevergu¨tung fu¨r erneuerbare Energien und
KWK-Bonus. Hierzu wird jedes der outputbasierten Instrumente im Hinblick auf
dessen Wirkung auf die Unternehmen und die Wohlfahrt analysiert. Zur Untersu-
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chung der Unternehmen wird davon ausgegangen, dass es fu¨r diese belanglos ist,
ob der Preis fu¨r Emissionen durch einen Zertifikatemarkt oder durch eine Emissi-
onssteuer entsteht. Bei der Wohlfahrtsanalyse mu¨ssen die emissionsbasierten Instru-
mente hingegen unterschieden werden. Der Unterschied in der Wirkung der beiden
Instrumente entsteht dadurch, dass die Gesamtemissionen bei bindendem Emissions-
handel durch zusa¨tzliche Instrumente nicht beeinflussbar sind, wa¨hrend die Gesam-
temissionen bei Emissionsbesteuerung durch zusa¨tzliche Instrumente beeinflussbar
sind. Hieraus ergeben sich bei der Emissionsbesteuerung u¨ber die Schadensfunkti-
on Wohlfahrtseffekte. Die Analyse der Outputsteuer bei gleichzeitiger Emissions-
besteuerung entspricht zudem der Situation vor Einfu¨hrung des Emissionshandel,
wenn fu¨r die Emissionsbesteuerung ein Steuersatz von Null angenommen wird. Da-
durch wird ein direkter Vergleich der optimalen Ausgestaltung der Instrumente vor
und nach Einfu¨hrung des Emissionshandels mo¨glich.
Der Theoretische Teil der Arbeit ist wie folgt aufgebaut. Nach der sich diesem Ab-
schnitt anschließenden Einfu¨hrung in die grundlegenden Annahmen in Abschnitt 3.2
werden die optimalen Regulierungsa¨tze fu¨r die Outputsteuer, die Einspeisevergu¨tung
fu¨r erneuerbare Energien und den KWK-Bonus sowohl bei zusa¨tzlicher Regulierung
durch einen Emissionszertifikatehandel als auch bei zusa¨tzlicher Regulierung durch
eine Emissionssteuer hergeleitet und insbesondere untersucht, unter welchen Bedin-
gungen das Vorzeichen der optimalen Regulierungssa¨tze positiv oder negativ ist.
In Abschnitt 3.3 beginnen wir mit der Untersuchung der optimalen uniformen
Outputsteuer. In Deutschland ist die existierende O¨kosteuer jedoch nicht uniform,
sondern sektoral differenziert. Daher wird im Abschnitt 3.4 der Fall einer Out-
putsteuer mit mo¨glicherweise unterschiedlichen Steuersa¨tzen auf Gu¨terma¨rkten mit
unterschiedlichen Nachfrageelastizita¨ten betrachtet. Es werden die optimalen Steu-
ersa¨tze fu¨r beide Ma¨rkte hergeleitet und die gegenseitige Abha¨ngigkeit der optimalen
Steuersa¨tze fu¨r die Fa¨lle der zusa¨tzlichen Regulierung durch Emissionszertifikate-
handel und Emissionssteuer untersucht.
Im Anschluss wird die optimae Einspeisevergu¨tung fu¨r erneuerbare Energien in
Abschnitt 3.5 untersucht. Hier handelt es sich bei den erneuerbaren Energien an-
nahmegema¨ß um Technologien, denen durch die Einspeisevergu¨tung erst der Markt-
zugang ermo¨glicht wird und fu¨r die der Einspeisevergu¨tungstarif den relevanten
Preis darstellt. Abweichend von den anderen outputbasierten Instrumenten wird
folglich nicht das Vorzeichen der optimalen Tarifierung untersucht, sondern unter
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welchen Bedingungen der optimale Einspeisevergu¨tungstarif gro¨ßer oder kleiner als
der Marktpreis ist, den wir fu¨r die u¨brige Industrie erhalten.
Gegenstand des Abschnitts 3.6 ist die KWK-Gesetzgebung, die die Produktion
von Strom in Kraft-Wa¨rme-Kopplungsanlagen durch einen anteilig durch den gesam-
ten Stromproduktionssektor aufzubringenden KWK-Bonus begu¨nstigt. Es werden
der optimale KWK-Bonus hergeleitet und die Abha¨ngigkeit des Vorzeichens des op-
timalen KWK-Bonus von den Technologie- und Nachfrageeigenschaften analysiert.
Der theoretische Teil der Arbeit wird in Abschnitt 3.7 mit einer Zusammenfassung
der erhaltenen Ergebnisse abgeschlossen.
3.2 Grundlegende Annahmen
Gegenstand der theoretischen Analyse sind bis zu zwei Ma¨rkte, auf denen mitunter
mehrere Gu¨ter unter vollsta¨ndiger und/oder unvollsta¨ndiger Konkurrenz gehandelt
werden. Es existieren k konventionelle Firmen und l alternative Firmen. Die Produk-
tion der konventionellen Firmen sowie die Produktion der Mehrproduktfirmen sind
mit der Emission von Schadstoffen verbunden, wa¨hrend die Produktion der alterna-
tiven Firmen nicht zu Emissionen fu¨hrt. Die Pra¨ferenzen der Konsumenten werden
durch inverse Nachfragefunktionen und die gesellschaftliche Schadensfunktion re-
pra¨sentiert. Bezu¨glich der ersten Ableitungen P ′(Q) und P ′′(Q) der inversen Nach-
frage P (Q) wird angenommen, dass die Bedingung −P ′(Q) > P ′′(Q)Q grundsa¨tzlich
erfu¨llt wird und somit die Steigungselastizita¨t der inversen Nachfrage1 E ≡| P ′′(Q)Q
P ′(Q) |
nicht gro¨ßer als eins ist.
3.2.1 Kosten-, Emissions- und Verhaltensannahmen
Die Firmen werden durch die Kostenfunktionen, die mit der Produktion eventu-
ell verbundenen Emissionen sowie durch die Annahmen bezu¨glich ihres Verhaltens
vollsta¨ndig charakterisiert. Grundsa¨tzlich lassen sich die Kosten in Kosten der kon-
ventionellen Technologie, Kosten der alternativen Technologie und Kosten der Mehr-
produktproduktion unterteilen.
1Vgl. Shapiro (1989) S. 341 und die dort angegebene Literatur.
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Fu¨r die Repra¨sentation der grundsa¨tzlich mit Emissionen e verbundenen konven-
tionellen Produktion q bestehen zwei Mo¨glichkeiten. Die erste Technologierepra¨sen-
tation la¨sst sich als Produktion mit Mo¨glichkeiten zur Vermeidung bezeichen. Die
Kostenfunktionen werden dann als C(q, e) geschrieben. In diesem Fall kann von je-
der Firma ein gewisses Outputniveau mit verschiedenen Emissionsniveaus erreicht
werden. Die u¨blichen Annahmen bezu¨glich der Kostenfunktionen lauten, da wir
unterstellen, dass die Emissionen e immer geringer als die kostenminimalen Emis-
sionen sind: Cq(q, e) > 0, Ce(q, e) < 0, Cqq(q, e) > 0, Cqe(q, e) < 0, Cee(q, e) > 0 und
CqqCee − C2eq > 0. Die negative Kreuzableitung der Kostenfunktion, Cqe(q, e) < 0,
unterstellt also, dass die Grenzkosten der Produktion bei einer Erho¨hung der Emis-
sionen sinken.
Die zweite Mo¨glichkeit zur Repra¨sentation der konventionellen Produktion be-
steht darin, dass der Gu¨teroutput und die Emissionen in konstantem Verha¨ltnis zu
einander stehen. Dieser Typus wird als Produktion ohne Vermeidungsmo¨glichkeiten
bezeichnet, da ein bestimmter Output zu einer unvera¨nderlichen, zu dem Output
proportionalen Menge an Emissionen fu¨hrt. Die entsprechende Kostenfunktion la¨sst
sich als C(q) mit den spezifischen Emissionen e = µq schreiben. Bei der Untersu-
chung der Outputsteuer wird angenommen, dass es sich bei diesen Funktionen um
im Output konvexe Funktionen handelt, dass also Cq(q) > 0 und Cqq(q) > 0 gilt. Bei
der Untersuchung des KWK-Bonus in der auch Mehrproduktunternehmen betrach-
tet werden, erfolgt die getrennte Produktion mit linearer Technologie mit konstanten
Grenzkosten und Grenzemissionen cq, eq der ungekoppelten Stromproduktion q und
konstanten Grenzkosten und Grenzemissionen cv, ev der ungekoppelten Wa¨rmepro-
duktion v. Zur Vereinfachung der Darstellung werden die mit einem Emissionspreis




auch mit ceqq und cevv abgeku¨rzt.
Die alternative Produktion stellt die einzige Technologie dar, deren Kosten an-
nahmegema¨ß nicht mit Emissionen verbunden sind, und diese werden als C(a) ge-
schrieben und genu¨gen den u¨blichen Annahmen: Ca(a) > 0, Caa(a) > 0.
Bei der gekoppelten Produktion von Strom a und Wa¨rme w in einem Prozess wird
unterstellt, dass das Grenzprodukt jeweils eines Gutes durch eine gro¨ßere Produktion
des jeweils anderen Gutes negativ beeinflusst wird. Dieser Zusammenhang wird als
Substituierbarkeit des Outputs bezeichnet und hat zur Folge, dass die Grenzkosten
der Produktion des einen Gutes sich erho¨hen, wenn die Produktion des anderen Gu-
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tes steigt, sodass insgesamt fu¨r die Kostenfunktion C(a, w) einer Mehrproduktunter-
nehmung angenommen wird, dass sie den folgenden Annahmen genu¨gt: Ca(a, w) > 0,
Caa(a, w) > 0, Cw(a, w) > 0, Cww(a, w) > 0 und CaaCww −C2wa > 0. Fu¨r die Kreuz-
ableitung der Kostenfunktion Caw(a, w) gilt zusa¨tzlich Caw(a, w) = Cwa(a, w) > 0.
Im Hinblick auf die bei der gekoppelten Produktion entstehenden Emissionen neh-
men wir eine qualitativ identische Beeinflussung der Emissionen durch die Wahl
von Strom a und Wa¨rme w an. Es wird also angenommen, dass Ea(a, w) > 0,
Ew(a, w) > 0, Eaa(a, w) > 0, Eww(a, w) > 0, Eaw(a, w) = Ewa(a, w) > 0 und
Eaa(a, w)Eww(a, w) − E2aw(a, w) > 0 gilt. Zur Vereinfachung der Darstellung wer-
den die mit einem Emissionspreis pe verbundenen Gesamtkosten der Produktion,
C(a, w) + peE(a, w), auch als CE(a, w) bezeichnet.
Die gesamten Produktionsmengen eines Produktionstyps werden mit großen Buch-
staben abgeku¨rzt - insbesondere gilt fu¨r die Untersuchung der Fa¨lle in denen mit
alternativer und konventioneller Technologie produziert wird: Q =
k∑
i=1
qi, und A =
n∑
j=1
aj - , wobei qi die Produktion eines der k konventionellen Produzenten und aj
die Produktion eines der n alternativen Produzenten bezeichnet. Die Summe der
Produktion des Gutes wird mit X = Q + A bezeichnet. Weiterhin ergeben sich die




ei. Die gesamte Produktion der konventionellen Produzenten
bis auf die des Produzenten i wird mit q−i sowie die gesamten Emissionen der kon-
ventionellen Produzenten bis auf die des Produzenten i mit e−i abgeku¨rzt.
Die gesamten Produktionsmengen eines Produktionstyps werden auch bei der
Beru¨cksichtigung von Mehrproduktunternehmen mit großen Buchstaben abgeku¨rzt.













die Summe der Produktion des ersten Gutes wird mit X = Q + A und die Summe
der Produktion des zweiten Gutes des Anbieters i wird mit hi = wi + vi bezeichnet.
Die Gesamtproduktion des ersten Gutes bis auf die Produktion des Erzeugers i wird
als X−i bezeichnet und berechnet sich als die Summe der Produktion des ersten
Gutes von sa¨mtlichen Produzenten bis auf die des Produzenten i in gekoppelter













(eqqi + Ei(ai, wi) + evvi).
Die Funktion S(E) bildet den gesamten Schaden, der durch die gesamten Emis-
sionen E entsteht, ab. Es wird angenommen, dass der Grenzschaden der Emissionen
konstant und positiv ist und somit S ′(E) > 0 sowie S ′′(E) = 0 gilt.
Bei der Analyse werden zwei unterschiedliche Typen von Verhaltensweisen unter-
stellt. Einerseits gibt es unter Umsta¨nden Firmen, welche aufgrund ihrer im Vergleich
mit dem gesamten Markt geringen Gro¨ße annehmen, dass sie den Marktpreis durch
ihre Produktionsentscheidung nicht beeinflussen und sich dementsprechend als Preis-
nehmer verhalten. Andererseits wa¨hlen Firmen mit einem erheblichen Marktanteil
eine Cournot-Mengenstrategie - im Folgenden Cournotverhalten genannt.
3.2.2 Wohlfahrt
In Bezug auf die Wohlfahrt wird angenommen, dass diese additiv separabel in ihren
Argumenten - dem Nutzen des Konsums einerseits sowie den Kosten und Scha¨den
der Produktion und der Emssion andererseits - ist. Somit werden die zugrundelie-
genden Pra¨ferenzen als quasi-linear angenommen. Die Wohlfahrt in der einfachsten







C i(qi, ei)− S(E). (3.1)
Sind die Emissionen bei Vorliegen eines bindenden Emissionszertifikatemarktes nicht









3.3 Die einheitliche Outputsteuer
Fu¨r die Analyse der O¨kosteuer wird unterstellt, dass diese einer reinen Outputsteuer
entspricht, welche die Produktion proportional zum Output belastet und daher im
theoretischen Teil ausschließlich mit Outputsteuer bezeichnet wird. Hinzu kommt
die Regulierung durch das Emissionshandelssystem oder - um einen Vergleich der
Wirkungen zu ermo¨glichen - eine Emissionssteuer. Fu¨r das Verhalten der Unterneh-
men besteht, bei exogenen Emissionszertifikatepreisen, zwischen Emissionshandel
und Emissionssteuer kein Unterschied. Durch den Emissionshandel sowie durch eine
Emissionssteuer werden die Unternehmen proportional zum Umfang ihrer Emissio-
nen belastet und der Emissionspreis pe wird als exogen gegeben angenommen. Es
werden zwei Fa¨lle der Ausgestaltung der Outputsteuer analysiert. Begonnen wird
mit einem Grundmodell und der Untersuchung der Situation, in der nur eine Grup-
pe von Nachfragern existiert und der Staat dementsprechend nur einen einheitlichen
Steuersatz erhebt.
Daran anschließend wird der Fall unterschiedlicher Nachfragesegmente und der
Mo¨glichkeit der Erhebung von differenzierten Steuersa¨tzen betrachtet. Diese Verfei-
nerung des Grundmodells ist von besonderer Relevanz, weil erstens bei unterschied-
lichen Nachfrageelastizita¨ten in den Sektoren eine differenzierte Steuer gegenu¨ber
einer undifferenzierten Steuer in Bezug auf die Wohlfahrtswirkung u¨berlegen sein
kann und weil zweitens - wie in Kapitel 2 beschrieben - eine Differenzierung der
gegenwa¨rtigen Situation in Deutschland entspricht.
3.3.1 Die Unternehmen bei Outputbesteuerung
und Emissionspreisen
Wenn Vermeidungsmo¨glichkeiten unterstellt werden, lassen sich die Gewinngleichun-
gen der k konventionellen Oligopolisten formulieren als
pii(qi, q−i, ei, e−i) = P (Q)qi − C(qi, ei)− τqi − peei, i = 1...k. (3.3)
Durch Ableitung nach den Entscheidungsvariablen qi und ei der Unternehmen ergibt
sich in einem Cournot-Nash-Gleichgewicht:
piiq(q
i, q−i, ei, e−i) = P ′(Q)qi + P (Q)− Ciq(qi, ei)− τ = 0, i = 1...k (3.4)
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als Optimalita¨tsbedingung erster Ordnung bei der Wahl der Outputmenge und
piie(q
i, q−i, ei, e−i) = −Ce(qi, ei)− pe = 0, i = 1...k (3.5)
als Optimalita¨tsbedingung erster Ordnung bei der Wahl der Emissionen.
Liegt ein Nash-Gleichgewicht in Cournotstrategien vor, so stellen die durch die
Optimalita¨tsbedingungen (3.4) und (3.5) beschriebenen Verhalten wechselseitig be-
ste Antworten dar. Bei Symmetrie der Unternehmen reduziert sich das durch (3.4)
und (3.5) beschriebene Gleichgewicht bei Unterdru¨ckung der Firmenindizes auf fol-
gende Gleichungen:
piq(q, e) = P
′(Q)q + P (Q)− Cq(q, e)− τ = 0 (3.6)
und
pie(q, e) = −Ce(q, e)− pe = 0. (3.7)
Eine komparativ statische Analyse fu¨hrt zu den Reaktionen der Firmen auf eine
A¨nderung der Outputsteuer im Gleichgewicht. Werden die Gleichungen (3.6) und
(3.7) nach der Outputsteuer differenziert, erha¨lt man die Gleichungen:
























Cee(kqP ′′ + (k + 1)P ′)− CeeCqq + C2eq
< 0. (3.11)
Die Negativita¨t der beiden komparativ-statischen Effekte ergibt sich direkt aus
den getroffenen Annahmen. Zu einer einfachen Interpretation lassen sich die Glei-
chungen (3.10) und (3.11) zueinander ins Verha¨ltnis setzen. Division von Gleichung
(3.10) durch (3.11) ergibt die A¨nderung der spezifischen Emissionen pro Outputein-








Dies entspricht dem Verha¨ltnis der Ableitungen der Grenzvermeidungskosten ei-
nerseits nach der Emission und andererseits nach dem Output. Somit ist die Reakti-
on der Firmen auf eine Steuererho¨hung von der Kru¨mmung der Vermeidungskosten
abha¨ngig.
3.3.2 Die optimale Outputsteuer bei Emissionshandel
Ziel der Regierung ist es, die Wohlfahrt zu maximieren, indem sie die fu¨r sie zur
Verfu¨gung stehenden Politikinstrumente, hier die Outputsteuer, optimal wa¨hlt. Die







P (z)dz − kC(q, e), (3.13)
da die Scha¨den durch Emissionen bei bindendem Zertifikatemarkt nicht beeinflussbar
sind und somit nur die Konsumentenrente und die Produktionskosten relevant sind.
Fasst man die Wohlfahrt als Funktion der Outputsteuer τ auf und differenziert
nach dieser, ergibt sich:
∂W
∂τ
= (P − Cq(q, e))k ∂q
∂τ
− Ce(q, e)k ∂e
∂τ
= 0. (3.14)
Durch Umformung und Einsetzen der Verhaltensgleichungen der Unternehmen (3.6)










Auflo¨sen nach dem optimalen Outputsteuersatz ergibt:
τ ∗ = P ′(Q)q − σ∂e/∂τ
∂q/∂τ
. (3.16)
Der Bruch des letzten Terms in (3.16) ∂e/∂τ
∂q/∂τ
stellt die marginalen spezifischen Emis-
sionen2 dar. Nun lassen sich sowohl Situationen analysieren, in denen Vermeidungs-
aktivita¨ten, d.h. A¨nderungen der spezifischen Emissionen mo¨glich sind, als auch
2Die Emissionen pro Outputeinheit werden allgemein auch als spezifische Emissionen bezeich-
net.
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Bedingungen, in denen die spezifischen Emissionen, zum Beispiel technisch bedingt,
vorgegeben sind. Fu¨r letzteren Fall ergibt sich
τ ∗ = P ′(Q)q − σµ (3.17)
mit den konstanten spezifischen Emissionen µ. Existieren Vermeidungsmo¨glichkei-
ten, so la¨sst sich Gleichung (3.17) mittels des Ausdruckes (3.12) umschreiben. Nach
Einsetzen von (3.12) in (3.17) erha¨lt man




oder in Elastizita¨tenschreibweise mit der Nachfrageelastizita¨t  ≡
∣∣∣ dQdP (Q) P (Q)Q ∣∣∣






Der erste Term auf der rechten Seite der Gleichung in (3.18) ist der Mark-up des
Oligopolunternehmens, also die Differenz von Gleichgewichtspreis und der Summe
aus Grenzkosten und Outputsteuer, mit umgekehrten Vorzeichen. Dieser eindeutig
negative Term ist dem Betrage nach umso gro¨ßer, je gro¨ßer der Marktanteil Q
k
= q
der Unternehmen ist und entspricht bei Abwesenheit von externen, produktionsbe-
dingten Scha¨den sowie bei Abwesenheit zusa¨tzlicher Instrumente der optimalen in
diesem Fall negativen Outputsteuer. Durch die Elastizita¨tenformulierung (3.19) wird
ersichtlich, dass die entsprechende optimale Outputsubventionierung umso ho¨her
ausfa¨llt je geringer die Nachfrageelastizita¨t  und je kleiner die Anzahl der Oligopo-
listen k ist. Die Intuition fu¨r dieses Ergebnis ist, dass der wohlfahrtsmaximierende
Planer eine Subvention so wa¨hlt, dass die Produktionseffizienz P (Q) = Cq erreicht
wird.
Der zweite Term auf der rechten Seite der Gleichung in (3.19) ist bei positivem
Emissionszertifikatepreis σ aufgrund von Ceq < 0 und Cee > 0 ebenfalls negativ und
dessen Absolutbetrag ist umso gro¨ßer, je sta¨rker die Grenzkosten der Produktion
von den Emissionen abha¨ngen, je geringer die Steigung der Vermeidungskosten ist
und je ho¨her der Emissionszertifikatepreis ist. Intuitiv la¨sst sich dieses Ergebnis
damit erkla¨ren, dass der wohlfahrtsmaximierende Planer versucht, den negativen
Outputeffekt des Zertifikatemarktes durch eine Subvention zu beheben.
Insgesamt ergibt sich somit eine negative optimale Outputsteuer fu¨r alle positiven
Emissionszertifikatepreise. Mit anderen Worten ist die Steuer in eine Subvention
umzuwandeln, wenn ein bindender Zertifikatemarkt eingefu¨hrt wird.
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3.3.3 Die optimale Outputsteuer bei Emissionsbesteuerung
Bei Gegenwart einer exogenen Emissionssteuer τe ist es wiederum das Ziel der Regie-
rung, die Wohlfahrt zu maximieren, indem sie die Outputsteuer optimal wa¨hlt. Die
Zielfunktion beinhaltet nun auch die durch die Regulierung beeinflussbaren Scha¨den







P (z)dz − kC(q, e)− S(E). (3.20)




= (P − Cq(q, e))k ∂q
∂τ
+ (−Ce(q, e)− S ′)k ∂e
∂τ
= 0. (3.21)
Durch Umformung und Einsetzen der Verhaltensgleichungen (3.6) und (3.7) der




= (τ − P ′(Q)q)k ∂q
∂τ
+ (τe − S ′)k ∂e
∂τ
= 0. (3.22)
Auflo¨sen nach der Outputsteuer ergibt:
τ ∗ = P ′(Q)q + (S ′ − τe)∂e/∂τ
∂q/∂τ
. (3.23)
Der Bruch des letzten Terms in Gleichung (3.23) stellt die marginalen spezifischen
Emissionen dar. Somit lassen sich - wie im vorangegangenen Abschnitt - sowohl
Situationen analysieren, in denen Vermeidungsaktivita¨ten mo¨glich sind, als auch
Situationen, in denen die spezifischen Emissionen konstant µ sind. Fu¨r letzteren
Fall ergibt sich
τ ∗ = P ′(Q)q + (S ′ − τe)µ. (3.24)
Existieren Vermeidungsmo¨glichkeiten, so la¨sst sich Gleichung (3.24) mittels des
Ausdruckes (3.12) umschreiben. Nach Einsetzen von (3.12) in (3.23) erha¨lt man




oder in Elastizita¨tenschreibweise mit der Nachfrageelastizita¨t  ≡
∣∣∣ dQdP (Q) P (Q)Q ∣∣∣
τ ∗ = −P
k
− (S ′ − τe)Ceq
Cee
. (3.26)
Ausdruck (3.25) zeigt, dass die Ho¨he der optimalen Outputsteuer von der Diffe-
renz zwischen Emissionszertifikatepreis und Grenzschaden, der Steigung der inversen
Nachfrage, der Marktstruktur und der Kru¨mmung der Vermeidungskostenkurven
abha¨ngt. In der Elastizita¨tenformulierung (3.26) wird deutlich, dass die optimale
Outputsteuer umso ho¨her ausfa¨llt, je gro¨ßer die Nachfrageelastizita¨t  und je ho¨her
die Anzahl der Oligopolisten k ist.
Fu¨r den Fall durch die Emissionssteuer nicht internalisierter Scha¨den lassen sich
die Gleichungen (3.25) und (3.26) folgendermaßen interpretieren. Im Optimum der
Outputsteuer entspricht die Nutzeneinbuße einer mit einer ho¨heren Outputsteuer
verbundenen Outputsenkung der Einsparung nicht internalisierter Scha¨den durch
die induzierte Emissionssenkung. Bestehen durch die Emissionssteuer nicht inter-
nalisierte externe Effekte, wa¨gt der soziale Planer also im Gegensatz zu dem Fall
des Emissionshandels zwischen den durch die Outputsteuer induzierten Effekten auf
Produktion und Emission ab.
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3.4 Die differenzierte Outputbesteuerung
Die Analyse der optimalen Outputsteuer zeigt deren Abha¨ngigkeit von der Ela-
stizita¨t der Nachfrage bei oligopolistischem Wettbewerb. Zur Untersuchung eines
in Teilma¨rkte fragmentierten Marktes unterstellen wir Nachfragegruppen mit unter-
schiedlichen Nachfrageelastizita¨ten, die untereinander das Gut nicht handeln ko¨nnen.
Somit liegt es nahe, dass die optimale Outputsteuer sich fu¨r die einzelnen Ma¨rkte
unterscheidet. Daher untersuchen wir nun den Fall der Implementierung eines fu¨r
jeden Teilmarkt r spezifischen Steuersatzes τr.
3.4.1 Die Unternehmen bei Outputsteuerdifferenzierung
und Emissionspreisen
Die Firmen produzieren mit einer Technologie fu¨r die getrennten Ma¨rkte r = 1, 2,
wobei sich das gesamte Angebot der Firma i aus der Summe der Angebote auf beiden
Ma¨rkten ergibt: qi = qi1 + q
i
2. Die Gewinngleichungen der Unternehmen lassen sich,
da sich das gesamte Angebot auf einem Markt aus der Summe der Angebote aller
Firmen auf diesem Markt ergibt, Qr =
k∑
i=1









r − τrqir − Ci(qi, ei)− pee, i = 1..k, (3.27)
wobei der Emissionspreis, der entweder durch Emissionsbesteuerung oder Emissions-
handel entsteht, wiederum mit pe bezeichnet wird. Die Ableitung der Gewinnfunk-






i, e−i) = P ′r(Qr)q
i
r + Pr(Qr)− Ciq(qi, ei)− τr = 0, r = 1, 2, i = 1..k.
(3.28)
Aus dieser Gleichung folgt, dass jede Firma die Nettogrenzerlo¨se auf den Ma¨rkten
angleicht, und folglich ergeben sich bei identischen Nachfragen und Marktanteilen
auf den Ma¨rkten unterschiedliche Bruttogrenzerlo¨se, wenn unterschiedliche Steu-
ersa¨tze auf den Ma¨rkten eingefu¨hrt werden. In Hinblick auf die Emissionen bleibt
3Die Optimalita¨tsbedingungen zweiter Ordnung sind durch die Annahmen zu den Kosten- und
Nachfragefunktionen erfu¨llt.
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i, e−i) = −Ce(qi, ei)− pe = 0, i = 1..k. (3.29)
Die formale Identita¨t der Ausdru¨cke bedeutet nicht, dass die resultierenden Emis-
sionen ebenfalls unvera¨ndert bleiben, denn bei identischen Emissionspreisen werden
zwar die Grenzvermeidungskosten in beiden Fa¨llen identisch gewa¨hlt, aber A¨nderun-
gen der gesamten Produktion beeinflussen die Grenzvermeidungskosten und ko¨nnen
A¨nderungen der absoluten Emissionen gegenu¨ber dem Fall einer einheitlichen Out-
putsteuer bewirken.
Unterstellen wir wiederum symmetrische Firmen und das Vorliegen eines inneren
Cournot-Nash-Gleichgewichtes, so werden die Optimalita¨tsbedingungen aller Fir-
men erfu¨llt und lassen sich auf folgende Gleichungen reduzieren:
piqr(qr, e) = P
′
r(Qr)qr + Pr(Qr)− Cq(q, e)− τr = 0, r = 1, 2, (3.30)
pie(q, e) = −Ce(q, e)− pe = 0. (3.31)
Die komparativ-statische Analyse gibt Aufschluss u¨ber die optimale A¨nderung der
Entscheidungsvariablen der Firmen q1, q2 und e bei A¨nderung des Steuersatzes auf
jeweils einem der Ma¨rkte. Die folgende Behandlung der Outputsteuer auf dem ersten
Markt liefert bis auf die Vertauschung der Marktindizes die selben Ergebnisse wie
die der Steuer auf dem zweiten Markt. Die Ableitung der Optimalita¨tsbedingungen
erster Ordnung (3.30) und (3.31) bezu¨glich des Verhaltens der Firmen auf Markt 1
nach dem Steuersatz τ1 auf diesem Markt ergibt:
(P ′′(Q1)kq1 + P ′(Q1)(k + 1))
∂q1
∂τ1
− Cqq(q, e) ∂q
∂τ1
− Cqe(q, e) ∂e
∂τ1




die Summe der komparativ-statischen Outputeffekte auf beiden Ma¨rkten
bezeichnet. Durch Ableitung der Verhaltensgleichung bezu¨glich des Angebotes auf
dem zweiten Markt nach der Steuer auf dem ersten Markt τ1 erha¨lt man:
(P ′′(Q2)kq2 + P ′(Q2)(k + 1))
∂q2
∂τ1
− Cqq(q, e) ∂q
∂τ1





Weiterhin ergibt die Differenzierung der Optimalita¨tsbedingung erster Ordnung
bezu¨glich der Emissionen nach dem Steuersatz τ1:
−Cqe(q, e) ∂q
∂τ1
− Cee(q, e) ∂e
∂τ1
= 0. (3.34)

















−Cqe((k + 1)P ′2 + P ′′2Q2)
D
< 0. (3.37)
Als Nenner der Gleichungen erhalten wir:









2Q2) > 0. (3.38)
Bei Gleichung (3.38) handelt es sich um die Determinante der Koeffizientenmatrix
des durch die Gleichungen (3.32) - (3.34) gegebenen Systems und diese hat ein
eindeutig positives Vorzeichen, denn beide Terme der rechten Seite der Gleichung
in (3.38) sind aufgrund der getroffenen Annahmen positiv. Weiterhin ist, wie sich
leicht aus der Analyse der Za¨hler von (3.35) und (3.36) ersehen la¨sst, der komparativ-
statische Outputeffekt auf dem die Steuererho¨hung betreffenden Markt negativ und
auf dem anderen Markt positiv.
Doch ist dieser indirekte Outputeffekt auf dem nicht direkt durch die Steuer
beeinflussten Markt geringer als der Outputeffekt auf dem durch die Steuererho¨hung















Der Ausdruck (3.39) ist negativ, da der Za¨hler entsprechend der getroffenen Annah-
men bezu¨glich der Kosten- und inversen Nachfragefunktionen eindeutig negativ und
der Nenner - wie oben erwa¨hnt - positiv ist.
Mit Bezug auf den Emissionseffekt einer Steuererho¨hung erhalten wir ein eindeu-
tig negatives Vorzeichen, wie sich aus der Analyse des Za¨hlers von Gleichung (3.37)
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ersehen la¨sst. In Hinblick auf differenzierte Steuern la¨sst sich festhalten, dass der
komparativ-statische Emissionseffekt der Steuer auf dem ersten Markt gro¨ßer ist als
derjenige der Steuer auf dem zweiten Markt, wenn gilt
(k + 1)P ′2 + P
′′





Dies wird deutlich, wenn die komparativ-statischen Emissionsa¨nderungen auf den





−Cqe(P ′1(k + 1) + P ′′1Q1)
D
. (3.41)




(k + 1)P ′2 + P
′′
2Q2




Dieses Ergebnis la¨sst sich, wenn Linearita¨t der Nachfragen unterstellt wird, inter-
pretieren. In diesem Fall fallen die zweiten Terme sowohl des Za¨hlers als auch des
Nenners auf der rechten Seite der Gleichung (3.42) weg und der komparativ-statische
Emissionseffekt ist auf dem Markt gro¨ßer, auf dem die Nachfrage dem Betrag nach
eine gro¨ßere Steigung aufweist.
3.4.2 Die optimale differenzierte Outputsteuer
bei Emissionshandel
Das Wohlfahrtsproblem bei Fragmentierung der Ma¨rkte stellt sich fu¨r den Regu-
lierer, wenn er die Mo¨glichkeit besitzt, differenzierte Steuersa¨tze zu erheben, und
ein bindender Emissionszertifikatemarkt existiert, bei unterstellter Symmetrie der









P2(x)dx− kC(q, e). (3.43)











Mit Hilfe der Optimalita¨tsbedingungen erster Ordnung der Firmen, (3.30) und
(3.31), und bei Verwendung des Emissionszertifikatepreises σ als Emissionspreis la¨sst
sich Ausdruck (3.44) umformulieren zu:
∂W
∂τ1
= (τ1 − P ′1q1)k
∂q1
∂τ1







Hieraus kann ein Ausdruck fu¨r die optimale Outputsteuer isoliert werden:
τ ∗1 = P
′
1q1 +
(P ′2q2 − τ2)∂q2/∂τ1 − σ∂e/∂τ1
∂q1/∂τ1
. (3.46)
Diese Gleichung impliziert, dass je ho¨her eine willku¨rlich gesetzte Outputsteuer τ2
in einem Nachfragesektor eines fragmentierten Marktes ist, desto niedriger ist die
optimale Outputsteuer auf dem verbleibenden Markt. Dies ergibt sich aus dem po-
sitiven indirekten Outputeffekt, mit dem der Steuersatz τ2 in (3.46) multipliziert
wird, und dem negativen direkten Outputeffekt, welcher den Nenner des Bruches
darstellt.
Ein bis auf die Marktindizes mit (3.46) identischer Ausdruck la¨sst sich fu¨r den
zweiten Markt herleiten:
τ ∗2 = P
′
2q2 +
(P ′1q1 − τ1)∂q1/∂τ2 − σ∂e/∂τ2
∂q2/∂τ2
. (3.47)
Durch Einsetzen von (3.47) in (3.46) und Isolierung von τ1 erhalten wir mit den
Nachfrageelastizita¨ten r ≡
∣∣∣ dQrdPr(Qr) Pr(Qr)Qr ∣∣∣ , r = 1, 2 in Elastizita¨tenschreibweise:





















fu¨r die optimale Outputsteuer auf dem ersten Markt und





















durch Einsetzen von (3.46) in (3.47) fu¨r die optimale Outputsteuer auf dem zweiten
Markt.
Der jeweils erste Term auf der rechten Seite der Gleichungen (3.48) und (3.49) ist
eindeutig positiv, da der oligopolistische Mark-up Pr
kr
immer gro¨ßer Null ist. Zudem
ist der Nenner des zweiten Bruches in den Gleichungen (3.48) und (3.49) identisch
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und eindeutig positiv, da dieser die Summe zweier positiver Produkte darstellt: So-




als auch das Produkt




ist positiv. Werden die Emissionszer-
tifikatepreise σ, wie im Folgenden, stets als positiv angenommen, sind lediglich die
Vorzeichen der Za¨hler des jeweils zweiten Bruches der Gleichungen (3.48) und (3.49)
uneindeutig. Zur Bestimmung des Vorzeichens der Gleichung (3.48) unterstellen wir
daher im Folgenden zusa¨tzlich, dass die Bedingung (3.40) erfu¨llt ist und somit der
komparativ-statische Emissionseffekt der Steuer auf dem ersten Markt gro¨ßer als
der entsprechende Effekt der Steuer auf dem zweiten Markt ist: ∂e/∂τ1
∂e/∂τ2
> 1.










denn die beiden Faktoren auf der linken Seite der Ungleichung dominieren die bei-
den Faktoren der rechten Seite der Ungleichung: Der negative Emissionseffekt der
Besteuerung des ersten Marktes ist per Annahme gro¨ßer als der negative Emissions-
effekt der Besteuerung des zweiten Marktes und der negative direkte Outputeffekt
der Besteuerung ist entsprechend (3.39) gro¨ßer als der positive indirekte Outputef-
fekt der Besteuerung. Somit ist der Za¨hler des zweiten Bruches von (3.48) ebenso
wie dessen Nenner positiv, sodass insgesamt sa¨mtliche Terme von (3.48) positiv
sind. Folglich ist τ ∗1 kleiner Null, da die rechte Seite von (3.48) die Summe dieser
Terme mit negativem Vorzeichen ist. Die o¨konomische Interpretation fu¨r dieses Er-
gebnis ist, dass auf dem Markt, auf dem der komparativ-statische Emissionseffekt
der Outputsteuer besonders groß ist, auch der durch den Zertifikatemarkt bewirkte
Effekt auf den Output besonders groß ist und dadurch eine Outputsubvention einen
besonders großen Wohlfahrtseffekt erzielt.
Die Dominanz des Emissionseffektes der betrachteten Outputsteuer gegenu¨ber
dem Emissionseffekt der Besteuerung des verbleibenden Marktes stellt lediglich eine
hinreichende Bedingung fu¨r die Optimalita¨t ihrer Negativita¨t dar. Eine schwa¨chere
hinreichende Bedingung fu¨r die Optimalita¨t einer negativen differenzierten Steuer
ist, dass die Za¨hler des jeweils zweiten Bruches der Gleichungen (3.48) und (3.49)
positiv sind.
Insbesondere in der Gleichung der optimalen Steuer mit dem annahmegema¨ß ge-
ringeren Emissionseffekt (3.49) ha¨ngt das Vorzeichen des Za¨hlers von dem Wert der
folgenden Ungleichung ab, in der die Absolutbetra¨ge der beiden Terme des Za¨hlers
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| S 1. (3.51)
Ist der Ausdruck auf der linken Seite von (3.51) kleiner als 1, so dominiert der erste
positive Term den zweiten negativen Term des Za¨hlers von (3.49). Die Bedingung













wobei die rechte Seite von (3.52) das Verha¨ltnis des direkten und des indirekten
komparativ-statischen Outputeffektes auf dem ersten Markt ist. Der Bruch auf der
rechten Seite der Gleichung in (3.52) ist aufgrund der getroffenen Annahmen positiv.
Somit muss der direkte komparativ-statische Outputeffekt auf dem ersten Markt
den indirekten komparativ-statischen Outputeffekt auf dem ersten Markt sta¨rker
dominieren als der komparativ-statische Emissionseffekt der Besteuerung des ersten
Marktes den komparativ-statischen Emissionseffekt der Besteuerung des zweiten
Marktes dominiert, um eine eindeutig negative Outputbesteuerung fu¨r den zweiten
Markt zu erhalten.
Zusammenfassend la¨sst sich festhalten: Ist neben der Dominanz des Emissionsef-
fektes auf dem ersten Markt das Verha¨ltnis der komparativ-statischen Emissionsef-





P ′2(k + 1) + P
′′
2Q2











so ist auch der Za¨hler des zweiten Bruches der optimalen Outputsteuer (3.49) auf
dem zweiten Markt positiv und die entsprechende optimale Outputsteuer auch auf
dem zweiten Markt eindeutig negativ.
Wenn andererseits die Ungleichung (3.52) nicht erfu¨llt ist, wird der Za¨hler des
zweiten Bruches von (3.49) negativ und die resultierende optimale Outputsteuer






















Die Ungleichung (3.54) ist umso eher erfu¨llt, je sta¨rker der indirekte komparativ-
statische Outputeffekt auf dem ersten Markt durch die Outputsteuer auf dem zwei-
ten Markt ist, je elastischer die Nachfrage auf dem zweiten Markt ist und je ho¨her
der Emissionszertifikatepreis σ ist. Die o¨konomische Intuition hierfu¨r ist, dass, wenn
der Emissionshandel das Marktergebnis in Bezug auf den Output auf dem ersten
Markt stark verschlechtert und wenn der Mark-up auf dem zweiten Markt nicht
zu groß ist, es vorteilhaft sein kann, durch eine Besteuerung des zweiten Marktes
das Angebot auf dem ersten Markt zu begu¨nstigen. Mit anderen Worten la¨ßt sich
sagen, dass die Besteuerung eines Marktes dazu dienen kann, den Output unter den
Ma¨rkten effizienter zu verteilen.
3.4.3 Die optimale differenzierte Outputsteuer
bei Emissionsbesteuerung
Das Wohlfahrtsproblem des Regulierers stellt sich, wenn er die Mo¨glichkeit besitzt,
differenzierte Outputsteuersa¨tze zu erheben und eine vorgegebene Emissionssteuer









P2(x)dx− kC(q, e)− S(E) (3.55)
dar, wobei in diesem Fall die Emissionen und damit die Scha¨den neben der Kon-
sumentenrente und den Kosten der Produktion endogen sind. Die Ableitung dieser







− (Ce +S ′)k ∂e
∂τ1
= 0. (3.56)
Nutzt man die Bedingungen erster Ordnung der Firmen, (3.30) und (3.31), und




= (τ1 − P ′1q1)k
∂q1
∂τ1
+ (τ2 − P ′2q2)k
∂q2
∂τ1
+ (τe − S ′)k ∂e
∂τ1
= 0. (3.57)
Hieraus la¨sst sich ein Ausdruck fu¨r die optimale Outputsteuer isolieren:
τ ∗1 = P
′
1q1 +




Diese Gleichung impliziert wie im Fall des Emissionshandels des vorangegangenen
Abschnitts, dass je ho¨her eine willku¨rlich gesetzte Outputsteuer in einem der Ma¨rk-
te eines fragmentierten Marktes ist, desto niedriger ist die optimale Outputsteuer
auf dem verbleibenden Markt. Ein bis auf die Marktindizes mit (3.58) identischer
Ausdruck la¨sst sich fu¨r den zweiten Markt herleiten:
τ ∗2 = P
′
2q2 +
(P ′1q1 − τ1)∂q1/∂τ2 + (S ′ − τe)∂e/∂τ2
∂q2/∂τ2
. (3.59)
Durch Substitution von (3.59) in (3.58) erha¨lt man einen nur noch von den komparativ-
statischen Effekten, der inversen Nachfrage und dem nicht internalisierten Schaden
abha¨ngigen Ausdruck:





















der sich in Elastizita¨tenschreibweise mit der Nachfrageelastizita¨t 1 ≡
∣∣∣ dQ1dP1(Q1) P1(Q1)Q1 ∣∣∣
als
τ ∗1 = −
P1
k1









































und kann fu¨r einen positiven nicht internalisierten Grenzschaden, S ′ − τe > 0, nur
dann erfu¨llt sein, wenn der Bruch auf der rechten Seite von (3.62) positiv ist. Dies
ist wiederum nur dann der Fall, wenn der Za¨hler des Bruches von (3.62) positiv ist,
denn der Nenner ist eindeutig positiv, da er die Summe zweier positiver Produkte










Das Vorzeichen des Za¨hlers des Bruches von (3.62) ist immer dann positiv, wenn
- wie im Folgenden angenommen - der komparativ-statische Emissionseffekt der
Besteuerung des ersten Marktes gro¨ßer als der komparativ-statische Emissionseffekt
der Besteuerung des zweiten Marktes ist: ∂e/∂τ1
∂e/∂τ2











da die beiden Faktoren auf der linken Seite dieser Ungleichung die beiden Faktoren
der rechten Seite dieser Ungleichung dominieren: Der negative Emissionseffekt der
Besteuerung des ersten Marktes ist per Annahme gro¨ßer als der negative Emissions-
effekt der Besteuerung des zweiten Marktes und der negative direkte Outputeffekt
der Besteuerung ist entsprechend (3.39) gro¨ßer als der positive indirekte Outputef-
fekt der Besteuerung.
In dem Fall, dass der Grenzschaden der Emissionen die Emissionssteuer u¨ber-
steigt, besteht wiederum ein Zielkonflikt zwischen Markt- und Umweltpolitik, denn
je nachdem, ob die Marktunvollkommenheit aufgrund des oligopolistischen Verhal-
tens der Anbieter oder die Marktunvollkommenheit aufgrund der produktionsbe-
dingten externen Effekte u¨berwiegt, ist entweder eine Besteuerung oder Subventio-
nierung des Outputs vorteilhaft.
Fu¨r den zweiten Markt mit dem geringeren komparativ-statischen Emissionseffekt
der Besteuerung gilt folgende Bedingung fu¨r eine positive optimale Outputsteuer in
Elastizita¨tenschreibweise mit der Nachfrageelastizita¨t 2 ≡
∣∣∣ dQ2dP2(Q2) P2(Q2)Q2 ∣∣∣:
P2
k2


















Hierzu muss fu¨r den zweiten Markt bei einem positiven nicht internalisierten




P ′2(k + 1) + P
′′
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denn nur dann ist der Za¨hler und somit der gesamte Bruch in (3.64) positiv. Eine
optimale differenzierte Outputsteuer auf dem zweiten Markt mit dem geringeren
komparativ-statischen Emissionseffekt gro¨ßer Null erhalten wir nur dann, wenn ne-
ben der Erfu¨llung der Bedingung (3.65) der nicht internalisierte Grenzschaden relativ
groß gegenu¨ber dem oligopolistischen Mark-up ist.
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3.5 Die Einspeisevergu¨tung
Fu¨r die Analyse der Einspeisevergu¨tung wird unterstellt, dass die Industrie aus
k konventionellen - also verschmutzenden - marktma¨chtigen Unternehmen und n
preisnehmenden Unternehmen mit alternativer Technologie besteht. Die Industrie
ist reguliert durch einen politisch fixierten Einspeisevergu¨tungstarif, zu dem die kon-
ventionellen Unternehmen entsprechend ihres Marktanteils die von den alternativen
Produzenten erzeugte Strommenge abzunehmen und zu vergu¨ten haben. Weiterhin
fallen fu¨r die konventionellen Produzenten entsprechend ihrer bei der Produktion
entstehenden Emissionen Emissionskosten von pe je emittierter Einheit - entweder
in Form des Emissionszertifikatepreises σ oder in Form der Emissionssteuer τe - an.
3.5.1 Die Unternehmen bei Einspeisevergu¨tung
und Emissionspreisen
Bezeichnet ~q −i = (q1, ..., qi−1, qi+1, ...qk), i = 1...k den Vektor der Produktion der
konventionellen Produzenten bis auf die des Produzenten i und ~a = {a1, ..., an} den
Vektor der Produktion der n alternativen Produzenten, dann la¨sst sich der Gewinn
der k konventionellen Unternehmen folgendermaßen schreiben:
pii(qi, ~q −i, ei,~a) = P (X)qi − C(qi, ei) + (P (X)− ζ)Aq
i
Q
− peei, i = 1...k, (3.66)
wobei der vorletzte Term auf der rechten Seite von (3.66) den Einfluss der Einspeise-




entsprechende Menge der gesamten Produktion aus alternativen Quellen A
zum Einspeisevergu¨tungstarif ζ und setzt diese Menge zum Marktpreis P (X) ab.






)+P (X)−Cq(qi, ei)+(P (X)−ζ)AQ− q
i
Q2
= 0, i = 1...k (3.67)
als Bedingung erster Ordnung bei der Wahl des Outputs und
piie = −Ce(qi, ei)− pe = 0, i = 1...k (3.68)
als Bedingung erster Ordnung bei der Wahl der Emissionen.
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Im Cournot-Nash-Gleichgewicht stellt die durch (3.67) und (3.68) beschriebene
Verhaltensweise die wechselseitig besten Antworten der Oligopolisten dar, die sich
bei unterstellter Symmetrie der Akteure zu:
P (X)− Cq(q, e) = −P ′(X)(q + A
k




−Ce(q, e) = pe (3.70)
vereinfachen lassen. Die Gleichungen (3.69) und (3.70) zeigen, wie die symmetrischen
konventionellen Unternehmen ihre Produktionsmengen und Emissionen wa¨hlen. Bei
dem hier unterstellten Cournotverhalten erwarten die Unternehmen im Cournot-
Nash-Gleichgewicht, dass die konkurrierenden Oligopolisten bei einer marginalen
Outputa¨nderung nicht reagieren.
Die Terme auf der linken Seite der Gleichung (3.69) sind bei preisnehmenden
Verhalten der Oligopolisten in der Summe Null. Die rechte Seite von (3.69) stellt
daher den effektiven Preisaufschlag dar, der aus zwei Termen besteht:
• Der erste Term ist Ausdruck des oligopolistischen Verhaltens der konventionel-
len Unternehmen, welche die Wirkung der Preisa¨nderung auf ihren gesamten
Absatz - die Summe aus eigener Produktion und der zu erwerbenden Produk-
tionsmenge aus erneuerbaren Energiequellen - bei einer Produktionsa¨nderung
beru¨cksichtigen und wird im Folgenden als Mark-up bezeichnet.
• Der zweite Term ha¨ngt maßgeblich von der Wahl des Einspeisevergu¨tungs-
tarifes ζ ab. Ist der Einspeisevergu¨tungstarif ho¨her als der Marktpreis P , so
vergro¨ßert sich der effektive Preisaufschlag der konventionellen Produzenten
und ist der Einspeisevergu¨tungstarif niedriger als der Marktpreis, so verrin-
gert sich der effektive Preisaufschlag der konventionellen Produzenten. Dieser
Einfluss der Einspeisevergu¨tung la¨sst sich damit erkla¨ren, dass die oligopoli-
stischen Unternehmen im Nashgleichgewicht keine Outputreaktion der oligo-
polistischen Konkurrenten bei einer A¨nderung des eigenen Outputs erwarten
und daher mit einer A¨nderung ihres jeweiligen Marktanteils und somit der
A¨nderung ihres Anteils an der Produktion aus erneuerbaren Energiequellen
rechnen.
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Die Optimalita¨tsbedingung erster Ordnung (3.70), welche die optimale Emissi-
onsmenge charakterisiert, besagt, dass die Grenzvermeidungskosten im Optimum
den Emissionspreisen entsprechen.
Zusa¨tzlich zur Produktion der konventionellen Unternehmen produzieren die n
symmetrischen Produzenten erneuerbarer Energie zu einem fixierten Tarif ζ. Die
entsprechende Gewinngleichung wird als
pi(a) = ζa− C(a) (3.71)
geschrieben. Die Ableitung nach der einzigen Entscheidungsvariablen dieser Unter-
nehmen, der Produktion a, ergibt:
pia = ζ − Ca(a) = 0. (3.72)
Diese Gleichung besagt, dass die Unternehmen im Optimum das Produktionsniveau
so wa¨hlen, dass die Grenzkosten dem Vergu¨tungstarif entsprechen.
Wie vera¨ndern sich nun die Produktions- und Emissionsniveaus, wenn der Ein-
speisevergu¨tungstarif gea¨ndert wird? Die Beantwortung dieser Frage wird durch eine
komparativ-statische Analyse mo¨glich. Wird das durch die Optimalita¨tsbedingun-
gen erster Ordnung gegebene Gleichungssystem nach dem Einspeisevergu¨tungstarif
differenziert und nach den Reaktionen der konventionellen und alternativen Pro-
duktion und nach den Emissionen aufgelo¨st, erha¨lt man fu¨r den gleichgewichtigen
Effekt auf die Produktion des repra¨sentativen konventionellen Produzenten:
∂q
∂ζ
= −Ceenq((1− k)(aCaa − P + ζ) + nP
′(an(k − 1) +Q(k + 1)) + P ′′XQ)
D
(3.73)








wobei der Nenner der Terme auf der jeweils rechten Seite der Gleichungen durch
D = Caa(Cee[na((k − 1)(ζ − P ) +QP ′(na(k − 1) +Q(1 + k)) + P ′′XQ2]
+(C2eq − CqqCee)Q2) (3.75)
gegeben ist.
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Diese Relation ist eindeutig positiv und lediglich von der Kru¨mmung der Kosten-
kurven abha¨ngig. Sie besagt, dass je sta¨rker die Grenzkosten der Vermeidung von
dem Output abha¨ngen, desto sta¨rker erho¨ht sich ceteris paribus das Verha¨ltnis aus
Output und Emissionen bei einer Erho¨hung des Tarifs.







Die letzte Gleichung zeigt, dass die Reaktion der alternativen Produzenten auf eine
Erho¨hung der Vergu¨tung wie zu erwarten eindeutig positiv ist. Im Gegensatz hierzu
ist ferner eine Verringerung der Produktion der konventionellen Produzenten zu
erwarten.
Eine hinreichende Bedingung fu¨r eine Reduktion der konventionellen Produktion
in Abha¨ngigkeit von der Angebotselastizita¨t der alternativen Produktion,
η = ∂a/∂ζ
a/ζ
> 0, wird durch das folgende Lemma gegeben, dessen Beweis sich im
Anhang zu diesem Kapitel findet.
Lemma 1. Wenn der Einspeisevergu¨tungstarif der Bedingung:
P − P ′Q− P ′′ Q
2




genu¨gt, so ist sowohl die Outputreaktion als auch die Emissionsreaktion der kon-
ventionellen Firmen auf eine Erho¨hung des Einspeisevergu¨tungstarifes negativ.
Mit anderen Worten sind die Output- und Emissionsreaktionen der konventio-
nellen Firmen auf eine Erho¨hung des Einspeisevergu¨tungstarifes negativ, wenn der
gegenwa¨rtige Tarif in einem Bereich liegt, der von den Marktpreisen und von der
Angebotselastizita¨t der alternativen Produktion einerseits und von der Form der
Nachfragekurve und den Marktanteilen in der konventionellen Industrie anderer-
seits bestimmt wird. Je elastischer das Angebot der alternativen Produzenten ist,
desto geringer ist die untere Schranke, und je gro¨ßer die Anzahl der konventionellen
Produzenten und der Absolutbetrag der Steigung der inversen Nachfrage sind, desto
gro¨ßer ist die obere Schranke.
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3.5.2 Der optimale Einspeisevergu¨tungstarif
bei Emissionshandel
Stehen der Regierung neben dem Einspeisevergu¨tungstarif ζ keine weiteren Politik-
instrumente zur Verfu¨gung, la¨sst sich das Optimierungsproblem der Regierung bei






P (z)dz − kC(q, e)− nC(a). (3.79)
Die Ableitung der Wohlfahrtsfunktion nach ζ ergibt die Bedingung erster Ordnung
des Wohlfahrtsproblems der Regierung:
∂W
∂ζ
= (P − Cq)kq′ − Ceke′ + (P − Ca)na′, (3.80)
wobei e′, a′ und q′ die komparativ-statischen Effekte auf die Emissionen und die
Produktion der beiden Typen von Firmen auf eine A¨nderung des Tarifs bezeich-
nen. Befinden sich die Unternehmen im Cournot-Nash-Gleichgewicht, kann diese
Gleichung mit Hilfe der Bedingungen erster Ordnung der Firmen (3.69), (3.70) und
(3.72) umformuliert werden.
Einsetzen der Gleichungen (3.69), (3.70) und (3.72) in (3.80) fu¨hrt unter Verwen-
dung des Emissionszertifikatepreises σ als Emissionspreis zu
∂W
∂ζ
= (−P ′(q + na
k
) + (ζ − P )nak − 1
k2q
)kq′ + σke′ + (P − ζ)na′ = 0. (3.81)
Durch Auflo¨sen nach ζ erhalten wir einen Ausdruck fu¨r den optimalen Tarif:
ζ∗ = P +





− na′ . (3.82)
Fu¨r die Interpretation von Ausdruck (3.82) beschra¨nken wir uns auf die Untersu-
chung der Fa¨lle der Verringerung von konventioneller Produktion und Emissionen
bei einer Erho¨hung der Einspeisevergu¨tung. Fu¨r diesen Fall erhalten wir die folgende
Proposition:
Proposition 1 Wenn der komparativ-statische Effekt der Einspeisevergu¨tung ζ auf
q und e negativ ist, dann ist ζ∗ < P .
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Die Proposition 1 folgt aus der Tatsache, dass bei negativen komparativ-statischen
Effekten des konventionellen Sektors der Nenner von (3.82) eindeutig negativ und
der Za¨hler eindeutig positiv ist. Fu¨r diesen Fall besagt die Proposition 1, dass der op-
timale Einspeisevergu¨tungstarif kleiner als der Marktpreis fu¨r konventionellen Strom
ist.
Betrachten wir einerseits den Za¨hler von (3.82) la¨sst sich sagen, dass der opti-
male Einspeisevergu¨tungstarif umso kleiner ausfa¨llt, desto ho¨her der oligopolistische
Mark-up ist. Andererseits la¨sst sich aus der Untersuchung des Nenners von (3.82)
festhalten, dass die Differenz von Marktpreis und optimalem Einspeisevergu¨tungs-
tarif - der zweite Term der rechten Seite von (3.82) - umso geringer ausfa¨llt, desto
gro¨sser der komparativ-statische Effekt auf die Produktion erneuerbarer Energie
ist. Da dieser komparativ-statische Effekt auf die Produktion erneuerbarer Energie
entsprechend (3.77) in reziproker Beziehung zu der Steigung der Grenzkosten der be-
treffenden Produktion steht, ko¨nnen wir folgern, dass der Einspeisevergu¨tungstarif
bei Emissionshandel zwar negativ ist, jedoch umso ho¨her ist je flacher die Grenzko-
stenkurve der Produktion aus erneuerbarer Energie ist.
Intuitiv ko¨nnen wir diesen Zusammenhang folgendermaßen begru¨nden: Ist der
Effekt einer Erho¨hung des Einspeisevergu¨tungstarifes auf die Produktion aus erneu-
erbarer Energie sehr stark, so wird die konventionelle Produktion aus dem Markt
gedra¨ngt, sodass der Einfluss von Marktmacht und der Einfluss des Emissionshandels
- die den Za¨hler des zweiten Terms von (3.2.2) bestimmen - zunehmend irrelevant
werden.
3.5.3 Der optimale Einspeisevergu¨tungstarif
bei Emissionsbesteuerung
Bei gegebener Emissionsbesteuerung und Symmetrie der Firmen la¨sst sich das Op-







P (z)dz − kC(q, e)− nC(a)− S(E), (3.83)
da nun die Emissionen und die Scha¨den endogen sind und neben der Konsumenten-
rente und den Produktionskosten die Wohlfahrt beeinflussen. Die Ableitung dieser
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Wohlfahrtsfunktion nach der Einspeisevergu¨tung ζ ergibt die Bedingung erster Ord-
nung des Wohlfahrtsproblems der Regierung:
∂W
∂ζ
= (P − Cq)kq′ + (−Ce − S ′)ke′ + (P − Ca)na′, (3.84)
wobei e′, q′ und a′ die komparativ-statischen Effekte einer A¨nderung des Tarifs auf
die Emissionen und auf die Produktion der beiden Typen von Firmen bezeichnen.
Befinden sich die Unternehmen im Nash-Gleichgewicht, kann diese Gleichung mit
Hilfe der Bedingungen erster Ordnung der Firmen umformuliert werden. Einsetzen
der Gleichungen (3.69), (3.70) und (3.72) in (3.84) fu¨hrt unter Verwendung der
Emissionssteuer τe als Emissionspreis zu
∂W
∂ζ
= (−P ′(q+ na
k
) + (ζ −P )nak − 1
k2q
)kq′+ (τe−S ′)ke′+ (P − ζ)na′ = 0. (3.85)
Lo¨sen wir (3.85) nach ζ auf, erhalten wir einen Ausdruck fu¨r den optimalen Tarif:
ζ∗ = P +
P ′(q + na
k
)kq′ + (S ′ − τe)ke′
q′nak−1
k2q
− na′ . (3.86)
Fu¨r die Interpretation von Ausdruck (3.86) beschra¨nken wir uns auch hier auf die
Untersuchung der Fa¨lle der Verringerung von konventioneller Produktion und Emis-
sionen bei einer Erho¨hung der Einspeisevergu¨tung. Somit erhalten wir die folgende
Proposition:
Proposition 2 Wenn der komparativ-statische Effekt der Einspeisevergu¨tung ζ auf
q und e negativ ist, so liegt der optimale Einspeisevergu¨tungstarif dann und immer
dann oberhalb, in Ho¨he von oder unterhalb des Marktpreises, wenn gilt −P ′X
k
S
(S ′ − τe) e′q′ .
Die Proposition besagt, dass die optimale Einspeisevergu¨tung oberhalb des Markt-
preises liegt, wenn der nicht internalisierte Grenzschaden und die Wirkung auf die
Emissionen im Vergleich mit dem Mark-up der Oligopolisten relativ groß sind.
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3.6 Der KWK-Bonus
Fu¨r die Untersuchung des KWK-Bonus ist es no¨tig neben der Stromproduktion auch
die Produktion von Wa¨rme zu beru¨cksichtigen. Beide Produkte ko¨nnen sowohl in
getrennter als auch in gekoppelter Produktion erstellt werden. Der KWK-Strom
wird dabei in einigen europa¨ischen La¨ndern wie in Deutschland und beispielsweise
in Schweden und Belgien von Unternehmen produziert, die sowohl einen Großteil
der KWK-Anlagen als auch der Produktionsanlagen fu¨r getrennte Stromprodukti-
on kontrollieren. Folglich befinden sich die Unternehmen auf dem Strommarkt in
oligopolistischem Wettbewerb.
Im Gegensatz zum Stromhandel ist der Handel der Wa¨rme auf lokale Wa¨rme-
netze angewiesen, welche grundsa¨tzlich von einem Anbieter bedient werden. Im Fol-
genden wird daher davon ausgegangen, dass sich die Anbieter von Wa¨rme einem
fixen Wa¨rmepreis gegenu¨bersehen und die entsprechende lokale Wa¨rmenachfrage
vollsta¨ndig bereitstellen4.
Den Firmen in Deutschland wird auf den produzierten KWK-Strom ein Auf-
schlag, der KWK-Bonus φ, bei der Einspeisung in das Stromnetz gezahlt. Die hierbei
entstehenden Kosten werden unter den Firmen entsprechend ihres Marktanteils im
gesamten Stromsektor aufgeteilt. Weiterhin werden die mit der Produktion sa¨mtli-
cher Unternehmen verbundenen Emissionen durch Emissionspreise pe in Form von
Emissionszertifikatepreisen σ oder zum Vergleich in Form von Emissionssteuern τe
belastet.
Die inverse Nachfrage nach dem ersten Gut samt ihrer ersten beiden Ableitungen
wird nun mit P (X), P ′(X) und P ′′(X) bezeichnet und die inversen Nachfragen nach
dem zweiten Gut werden mit p(hi), i = 1...k bezeichnet.
4Diese Annahme wird als relativ unkritisch angesehen, da im Gegensatz zum Strommarkt im
Fernwa¨rmemarkt ein bedeutender Anteil der Kosten durch die Netzinfrastruktur entsteht und die
in dieser Analyse im Vordergrund stehenden kurz- und mittelfristig anfallenden variablen Kosten
abgesehen von Ausnahmefa¨llen weit unter den zu erzielenden Erzeugerpreisen liegen. In diesem
Kontext stellt sich fu¨r die Unternehmen lediglich die Frage, durch welche Anlagen die Nachfrage
gedeckt wird.
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3.6.1 Die Unternehmen bei KWK-Bonus
und Emissionspreisen
Die Optimierungsproblem der k Firmen, die Strom und Wa¨rme sowohl in getrennten
Prozessen, als auch in KWK produzieren ko¨nnen, la¨sst sich schreiben als:
Li(qi, q−i, ai, a−i, wi, vi) = P (X)(qi + ai) + p(hi)(wi + vi) + φai − φAa
i + qi
X
−Ci(ai, wi)− cqqi − cvvi − pe(E(ai, wi) + eqqi + evvi)
−λi(hi − wi − vi), i = 1...k. (3.87)
Der letzte Term der Gewinngleichung beru¨cksichtigt die Annahme, dass die von
den an das Wa¨rmenetz eines Anbieters angeschlossenen Verbrauchern nachgefragte
Wa¨rmemenge hi von diesem Anbieter vollsta¨ndig bereitgestellt wird. Es handelt
sich also um eine restringierte Optimierungsaufgabe fu¨r die Anbieter von Wa¨rme
und Strom.
Die Gleichung (3.87) la¨sst sich durch die Verwendung der Notation
CE(a, w) = C(a, w) + peE(a, w), ce
qq = cqq + pee
qq, cevv = cvv + pee
vv kompakter
schreiben:
Li(qi, q−i, ai, a−i, w, v) = P (X)(qi + ai) + p(hi)(wi + vi) + φai − φAa
i + qi
X
−ceqqi − CE(ai, wi)− cevvi − λi(hi − wi − vi),
i = 1...k. (3.88)
Die Ableitung der Gewinnfunktion nach der ungekoppelten Stromerzeugung ergibt
Liq(q
i, q−i, ai, a−i) = P ′(X)(qi + ai) + P (X)− φAX
−i
X2
− ceq = 0, i = 1...k (3.89)
als Optimalita¨tsbedingung erster Ordnung. Fu¨r die KWK-Produktion erhalten wir
Lia(q
i, q−i, ai, a−i) = P ′(X)(qi + ai) + P (X) + φQ
X−i
X2
− CEia(ai, wi) = 0, i = 1...k
(3.90)
mit Hinblick auf die KWK-Stromerzeugung und
Liw(a
i, wi, vi) = p(hi)− CEiw(ai, wi) + λi = 0, i = 1...k (3.91)
mit Hinblick auf die KWK-Wa¨rmeerzeugung. Letztlich lautet die Optimalita¨tsbe-
dingung fu¨r die ungekoppelte Wa¨rmeerzeugung:
Liv(a
i, wi, vi) = p(hi)− cev + λi = 0, i = 1...k. (3.92)
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Die Ableitung nach dem Lagrangemultiplikator λi liefert:
Liλ(a
i, wi, vi) = hi − wi − vi = 0, i = 1...k. (3.93)
Die Gleichungen (3.91) und (3.92) lassen sich zu einer einzigen Bedingung zusam-
menfassen:
CEiw(a
i, wi) = cev, i = 1...k. (3.94)
Unterstellen wir ein Cournot-Nash-Gleichgewicht der k symmetrischen Firmen,
erhalten wir aus (3.89) - (3.93) folgendes System von Gleichgewichtsbedingungen:










+ peEa(a, w), (3.96)
Cw(a, w) + peEw(a, w) = c
v + pee
v. (3.97)
Die komparativ-statischen Effekte einer A¨nderung des Bonussatzes q′, a′, w′ erhal-
ten wir durch Differenzierung der Gleichungen (3.95) - (3.97) nach φ und Lo¨sung des
resultierenden Gleichungssystems. Differenzierung von Gleichung (3.95) nach dem
Bonus φ gibt:















Differenzierung von Gleichung (3.96) nach dem Bonus φ gibt:
















Schließlich liefert die Ableitung von Gleichung (3.97) nach dem Bonus φ folgenden
Zusammenhang:
a′(−CEaw) + w′(−CEww) = 0. (3.100)
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(ka(a+ q)(CEaaCEww − CE2aw)+
CEww(φq(k − 1)− (a+ q)2k(P ′(X)(k + 1) + P ′′(X)k(a+ q)))/D (3.101)







+ P ′(X)(k + 1) + P ′′(X)k(a+ q))/D (3.102)
fu¨r die Stromerzeugung in KWK und





+ P ′(X)(k + 1) + P ′′(X)k(a+ q))/D (3.103)
fu¨r die Wa¨rmeerzeugung in KWK. Weiterhin gilt
v′ = −w′. (3.104)




+P ′(X)(k+ 1) +P ′′(X)k(a+ q)). (3.105)
Das Vorzeichen von (3.105) ist eindeutig negativ, wenn wir annehmen, dass die
Optimalita¨tsbedingung zweiter Ordnung erfu¨llt ist. Eine hinreichende Bedingung fu¨r
ein Maximum an der durch die Bedingungen erster Ordnung beschriebenen Stelle
ist eine negativ-definite Hessematrix und dies nehmen wir als gegeben an5. Hierzu
muss gelten, dass folgende Ungleichheit erfu¨llt ist:






Letzteres wiederum impliziert unter unserer Annahme zur Steigungselastizita¨t der
inversen Nachfrage, dass:
−P ′(X)(k + 1)− P ′′(X)k(a+ q)) > φ (k − 1)a
k(a+ q)2
(3.107)
gilt. Ist (3.107) erfu¨llt, so ist auch der komparativ-statische Effekt der getrennten
Stromerzeugung (3.101) eindeutig negativ.
5Zu hinreichenden Bedingungen zweiter Ordnung fu¨r Extremwerte siehe etwa Chiang (1984)
oder Varian (1992).
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Die komparativ-statischen Effekte der gekoppelten Produktion sind in Bezug auf
die Produktion von Strom eindeutig positiv und in Bezug auf die Produktion von
Wa¨rme eindeutig negativ. Dies ist nach Einsetzen von D in (3.102) und (3.103) leicht














Werden die Effekte auf die Produktion von gekoppeltem und ungekoppeltem Strom
summiert, erhalten wir den Gesamteffekt auf dem Strommarkt:
q′ + a′ =
k − 1
k2
φ(k − 1)CEww + ka(CEaaCEww − CE2aw)
a+ q
/D < 0. (3.110)
Es zeigt sich also, dass der Effekt der Bonuserho¨hung im symmetrischen Gleichge-
wicht eine Reduktion der Summe der Stromproduktion zur Folge hat.
3.6.2 Der optimale KWK-Bonus bei Emissionshandel
Die Wohlfahrt, die sich aus der Konsumentenrente und den Produktionskosten der







P (z)dz + k
h∫
0
p(z)dz − k(cqq + C(a, w) + cvv). (3.111)
Zur Bestimmung der optimalen Ho¨he des KWK-Bonus leiten wir die Wohlfahrts-




= kq′(P (X)− cq) + ka′(P (X)− Cia) +
kw′(p− Ciw) + kv′(p− cv) = 0. (3.112)
Werden die Optimalita¨tsbedingungen der Firmen (3.95) - (3.97) unter Verwendung
des Emissionszertifikatepreises σ als Emissionspreis in geeigneter Weise in die Opti-
malita¨tsbedingung des sozialen Planers (3.112) eingesetzt und wird beru¨cksichtigt,
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+ eqσ) + w′((Eiw)− ev)σ)




+ Eiaσ) = 0. (3.113)










Der Nenner des zweiten Bruches auf der rechten Seite von (3.114) ist, wie aus der
komparativ-statischen Analyse hervorgeht, eindeutig negativ. Zur Bestimmung des
Vorzeichens des gesamten Ausdrucks mu¨ssen Annahmen in Bezug auf den Za¨hler
erfu¨llt sein.
Als notwendige Voraussetzung fu¨r einen positiven optimalen Bonus erhalten wir
folgende Bedingung:
σ(q′eq + a′Ea + w′(Ew − ev)) > P ′(X)(q + a)(q′ + a′). (3.115)
Die Bedingung (3.115) kann nur dann erfu¨llt sein, wenn
q′eq + a′Ea + w′(Ew − ev) > 0 (3.116)
gilt, denn die rechte Seite der Ungleichung (3.115) ist aufgrund von (3.110) eindeutig
positiv.
Die Bedingung (3.116) besagt, dass der optimale Bonus nur dann positiv sein
kann, wenn der komparativ-statische Effekt auf die gesamten Emissionen positiv ist.
Dies ist umso eher der Fall, je gro¨ßer die Grenzemissionen der gekoppelten Strom-
produktion und der ungekoppelten Wa¨rmeproduktion und je geringer die Grenze-
missionen der ungekoppelten Stromproduktion und gekoppelten Wa¨rmeproduktion
sind.
Ist andererseits die Bedingung (3.116) nicht erfu¨llt, so ist der Za¨hler von (3.114)
eindeutig positiv und der KWK-Bonus sollte negativ sein. Mit anderen Worten sollte
der KWK-Bonus in einen KWK-Malus umgewandelt werden, wenn dessen Emissi-
onseffekt negativ ist.
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3.6.3 Der optimale KWK-Bonus bei Emissionsbesteuerung
Die Wohlfahrt, die sich bei Emissionsbesteuerung aus der Konsumentenrente, den
Produktionskosten der symmetrischen Unternehmen und den Scha¨den der Emissio-






P (z)dz + k
h∫
0
p(z)dz − k(cqq + C(a, w) + cvv)− S(E). (3.117)
Zur Bestimmung der optimalen Ho¨he des KWK-Bonus leiten wir die Wohlfahrts-




= kq′(P (X)− cq − eqS ′) + ka′(P (X)− Cia − EiaS ′) +
kw′(p− Ciw − EiwS ′) + kv′(p− cv − evS ′) = 0. (3.118)
Werden die Optimalita¨tsbedingungen der Firmen (3.95) - (3.97) unter Verwendung
der Emissionssteuer τe als Emissionspreis nach Umformung in die Optimalita¨tsbe-
dingung des sozialen Planers (3.112) eingesetzt und die gesamte Wa¨rmenachfrage h
als gegeben angesehen - das heißt : w′ = −v′ - , erhalten wir
∂W
∂φ




− eq(S ′ − τe)) + w′((ev − Eiw)(S ′ − τe))




− Eia(S ′ − τe)) = 0. (3.119)










Der Nenner von (3.120) ist, wie aus der komparativ-statischen Analyse hervor-
geht, eindeutig negativ. Zur Bestimmung des Vorzeichens des gesamten Ausdrucks
mu¨ssen Annahmen in Bezug auf den Za¨hler erfu¨llt sein.
Liegt der Grenzschaden der Emissionen u¨ber der Emissionssteuer τe und ist der
komparativ-statische Effekt auf die Emissionen negativ, dann ist der zweite Term
des Za¨hlers des zeiten Bruches von (3.120) negativ und es lassen sich Aussagen zu
dem Einfluss der Ho¨he der verschiedenen Grenzemissionen der Produktionsprozes-
se treffen. So liegt der optimale Bonus umso ho¨her, je gro¨ßer die Grenzemissionen
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der getrennten Stromproduktion und je gro¨ßer die Grenzemissionen der gekoppel-
ten Wa¨rmeproduktion ist. Andererseits ist der optimale Bonus umso niedriger, je
gro¨ßer die Grenzemissionenen der getrennten Wa¨rmeproduktion und je gro¨ßer die
Grenzemissionen der gekoppelten Stromproduktion ist.
Entspricht demgegenu¨ber der Grenzschaden S ′ der Emissionssteuer τe, so wird
der optimale Bonus negativ, da dann der Za¨hler von Ausdruck (3.120) aufgrund des
eindeutigen Ru¨ckgangs der Gesamtstromproduktion entsprechend (3.110) positiv
ist. Als notwendige Voraussetzung fu¨r einen positiven optimalen Bonus erhalten wir
folgende Bedingung:
−(S ′ − τe)(q′eq + a′Ea + w′(Ew − ev)) > P ′(X)(q + a)(q′ + a′). (3.121)
Wenn der Grenzschaden der Emissionen gro¨ßer ist als der Emissionssteuersatz, er-
halten wir aus (3.121) folgende notwendige Bedingung fu¨r einen positiven optimalen
Bonus:
q′eq + a′Ea + w′(Ew − ev) < 0, (3.122)
die besagt, dass der komparativ-statische Effekt des Bonus auf die Emissionen ne-
gativ sein muss. Dies ist umso eher der Fall, je geringer die Grenzemissionen der ge-
koppelten Stromproduktion und der ungekoppelten Wa¨rmeproduktion und je ho¨her
die Grenzemissionen der ungekoppelten Stromproduktion und gekoppelten Wa¨rme-
produktion sind.
Ein positiver komparativ-statischer Emissionseffekt:
q′eq + a′Ea + w′(Ew − ev) > 0 (3.123)
stellt andererseits eine hinreichende Bedingung fu¨r einen negativen KWK-Bonus bei
Vorliegen nicht internalisierter externer Effekte dar.
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3.7 Zusammenfassung der theoretischen
Ergebnisse
Die Untersuchung der uniformen Outputsteuer zeigt, dass bei Existenz eines bin-
denden Emissionszertifikatemarktes - τ ∗ Fall A in untenstehender Tabelle 3.1 - kein
Konflikt zwischen den Zielen der Behebung von marktmachtbedingten Unvollkom-
menheiten und von Marktunvollkommenheiten aufgrund externer Effekte besteht,
denn die externen Effekte werden nicht beeinflusst. Vielmehr liefert die Gegenwart
eines Emissionszertifikatemarktes neben der Marktmacht ein weiteres Argument6 fu¨r
die Subvention der Produktion in Form einer negativen Outputsteuer, welche um-
so gro¨ßer ausfa¨llt, je ho¨her die spezifischen Grenzemissionen sind. Demgegenu¨ber
entsteht ein Konflikt zwischen Markt- und Umweltpolitik, wenn anstelle des Emis-
sionszertifikatemarktes eine Emissionssteuer eine lediglich teilweise Internalisierung
der externen Effekte bewirkt. In diesem Fall ist die optimale Steuer positiv, wenn
der Mark-up der Oligopolisten, −P ′q, kleiner als der marginale nicht internalisier-
te Schaden der marginalen spezifischen Emissionen ist, wie anhand der an diesen
Abschnitt angeha¨ngten Tabelle 3.1, τ ∗ Fall B ersichtlich wird.
Betrachten wir differenzierte Outputsteuern auf einem Markt mit Nachfrageseg-
menten mit unterschiedlicher Nachfrage nach Produkten, die in einem Produktions-
prozess erstellt werden, erhalten wir Ergebnisse in Abha¨ngigkeit von der Kru¨mmung
der inversen Nachfragen sowie der Kru¨mmung der Kostenfunktionen, von denen
die komparativ-statischen Effekte abha¨ngen. Fu¨r die folgenden Ausfu¨hrungen zur
differenzierten Outputbesteuerung wird zur Vereinfachung angenommen, dass der
komparativ-statische Emissionseffekt der Besteuerung des ersten Marktes gro¨ßer als
derjenige der Besteuerung des zweiten Marktes ist.
Existiert ein bindender Emissionszertifikatehandel, bedeutet dies, dass die opti-
male differenzierte Outputsteuer auf dem Markt, auf dem der komparativ-statische
Emissionseffekt gro¨ßer ist, eindeutig negativ ist. Diese Konstellation findet sich in
der Tabelle 3.1, fu¨r τ ∗1 im Fall A. In Hinblick auf die Outputsteuer auf dem zwei-
ten Markt, auf dem der komparativ-statische Emissionseffekt kleiner ist, erhalten wir
uneindeutige Ergebnisse. Wenn das Verha¨ltnis der komparativ-statischen Emissions-
6Agieren die Unternehmen als Preisnehmer, verschwindet jeweils lediglich der Term des oligopo-
listischen Preisaufschlags, auch Mark-up genannt, in der Formel fu¨r die optimalen Regulierungen.
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effekte der marktspezifischen Steuern kleiner ist, als durch eine von der Kru¨mmung
sowohl der Kostenfunktionen als auch der inversen Nachfrage auf dem zweiten Markt
abha¨ngigen Grenze vorgegeben, dann ist auch die optimale Outputsteuer auf dem
zweiten Markt, auf dem der komparativ-statische Emissionseffekt kleiner ist, nega-
tiv. Dieser Schwellenwert wird u¨berschritten, wenn der Emissionseffekt der Steuer
auf dem ersten Markt wesentlich gro¨ßer als der Emissionseffekt der Steuer auf dem
zweiten Markt ist. In diesem Fall kann die optimale Outputsteuer auf dem zweiten
Markt auch positiv sein und dies wird um so wahrscheinlicher, je gro¨ßer die Differenz
der komparativ-statischen Emissionseffekte und je gro¨ßer der indirekte Outputeffekt
der Steuer auf dem zweiten Markt ist - dargestellt in der zweiten Zeile von τ ∗2 , Fall
A der Tabelle.
Hingegen ist bei nicht vollsta¨ndig internalisierender Emissionssteuer die optima-
le differenzierte Outputbesteuerung fu¨r den Markt mit dem gro¨ßeren komparativ-
statischen Emissionseffekt der Outputsteuer - τ ∗2 , Fall B der Tabelle 3.1 - uneindeu-
tig. Eine positive Outputbesteuerung ist in diesem Fall umso eher optimal, je gro¨ßer
der nicht internalisierte Grenzschaden der Emissionen, je sta¨rker der komparativ-
statische Emissionseffekt der Steuer und je geringer der oligopolistische Mark-up
auf dem betreffenden Markt ist. In Hinblick auf den zweiten Markt mit dem ge-
ringeren komparativ-statischen Effekt der Besteuerung auf die Emissionen muss fu¨r
eine positive optimale Besteuerung zusa¨tzlich gelten, dass dieser Emissionseffekt im
Verha¨ltnis zu dem komparativ-statischen Emissionseffekt auf dem ersten Markt nicht
zu gering ist. Ist das Verha¨ltnis der komparativ-statischen Emissionseffekte gro¨ßer
als der Schwellenwert, so ist die optimale Outputbesteuerung auf dem zweiten Markt
eindeutig negativ. In der Tabelle ist dies der Fall B, τ ∗2 untere Zeile.
Es lassen sich die Ergebnisse der Untersuchung der differenzierten Outputbesteue-
rung zusammenfassend folgendermaßen interpretieren: Existiert ein bindender Emis-
sionshandel, so ist nur auf dem Markt mit dem geringeren komparativ-statischen
Effekt der Besteuerung auf die Emission eine Besteuerung des Outputs aus theoreti-
scher Sicht mo¨glicherweise optimal, jedoch umweltpolitisch aufgrund unvera¨nderter
Gesamtemissionen unwirksam. Intuitiv kann dieses Resultat damit erkla¨rt werden,
dass eine positive Steuer auf dem Markt mit der weniger elastischen Nachfrage bei
Emissionshandel dazu genutzt werden kann, Output zu dem Markt mit der elasti-
scheren Nachfrage umzulenken. Ein anderes Ergebnis erhalten wir fu¨r die Situation,
in der eine die externen Effekte nur unvollsta¨ndig internalisierende Emissionssteuer
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erhoben wird. In diesem Fall fa¨llt die Steuer auf den Output umso ho¨her aus, je
sta¨rker ihre Wirkung auf die Emissionen ist und umso niedriger, je gro¨ßer der oligo-
polistische Mark-up ist. Dies kann u¨ber den auftretenden Zielkonflikt zwischen der
Vermeidung externer Scha¨den und der Korrektur eines aufgrund von Marktmacht
zu geringen Outputs erkla¨rt werden.
Bei der theoretischen Analyse des Einspeisevergu¨tungstarifs bei einer Einfu¨hrung
der Instrumente Emissionshandel oder Emissionssteuer erhalten wir qualitativ die-
selben Ergebnisse wie bei der vorangegangenen Untersuchung der uniformen Out-
putsteuer, wie durch die Darstellung in der Tabelle beim Vergleich der Instrumente
τ ∗ und ζ∗ in der Tabelle 3.1 auffa¨llt. Wird eine Pigousteuer eingefu¨hrt, deren Emis-
sionssteuersatz dem Grenzschaden entspricht, entspricht der optimale Tarif bei Ab-
wesenheit eines oligopolistischen Mark-ups exakt dem Marktpreis. Bei stark unvoll-
sta¨ndiger Internalisierung durch eine Emissionssteuer und geringem oligopolistischen
Mark-up liegt der optimale Einspeisevergu¨tungstarif jedoch u¨ber dem Marktpreis.
In diesem Fall fa¨llt der optimale Einspeisevergu¨tungstarif umso ho¨her aus, je sta¨rker
seine Wirkung auf die Emissionen ist und umso niedriger, je gro¨ßer der oligopoli-
stische Mark-up ist. Dies kann wie bei der Outputsteuer u¨ber einen auftretenden
Zielkonflikt zwischen der Vermeidung externer Scha¨den und der Korrektur eines
aufgrund von Marktmacht zu geringen Outputs erkla¨rt werden. Existiert anderer-
seits ein Emissionshandel, liegt der optimale Einspeisevergu¨tungstarif ζ∗ eindeutig
unterhalb des Marktpreises und ist umso geringer, je gro¨ßer der Preisaufschlag der
Oligopolisten und je ho¨her der Preis der Emissionszertifikate ist. Dies kann dadurch
erkla¨rt werden, dass es in diesem Fall gu¨nstig ist die Produktion von konventio-
nellen Anlagen durch den Einspeisevergu¨tungstarif quasi zu subventionieren, da die
Grenzkosten des konventionellen Sektors durch oligopolistisches Verhalten und die
Belastung durch den Emissionshandel geringer sind als die Grenzkosten der Produk-
tion erneuerbarer Energien.
Betrachten wir die Wirkung von Emissionsbesteuerung und Emissionshandel auf
die Fo¨rderung der Stromproduktion in Kraft-Wa¨rme-Kopplung durch den KWK-
Bonus φ sind die Ergebnisse wie im Fall der differenzierten Outputsteuer abha¨ngig
von der Wirkung der Regulierung auf die Emissionen. Sinken die Grenzemissionen
durch eine Erho¨hung des KWK-Bonus bei Gegenwart eines Emissionshandels, so ist
der optimale Bonus eindeutig negativ. Wa¨hrend das Sinken der Grenzemissionen
durch eine Erho¨hung des KWK-Bonus bei unvollsta¨ndiger Emissionsbesteuerung
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eine notwendige Bedingung fu¨r einen positiven KWK-Bonus ist. Steigen hingegen
die Grenzemissionen durch eine Erho¨hung des KWK-Bonus, ist der optimale Bonus
bei Emissionshandel mit hohem Emissionszertifikatepreis und geringem oligopolisti-
sche Preisaufschlag positiv. Damit kann diese Regulierung a¨hnlich wie im Falle der
differenzierten Outputsteuer bei Emissionshandel nur positiv sein, wenn hohe Emis-
sionsintensita¨ten begu¨nstigt werden. Dieses Ergebnis kann dadurch erkla¨rt werden,
dass der Emissionshandel zu einer besonderen Belastung emissionsintensiver Pro-
duktion fu¨hrt und - da bei Emissionshandel die Emissionen eines spezifischen Sek-
tors irrelevant sind - der Regulator versucht die Grenzkosten der emissionsintensiven
Produktion zu verringern um zu einem Ausgleich der Grenzkosten der Produktion






































































































































































































































































































































































































































































3.8 Anhang: Beweis von Lemma 1
Der Beweis von Lemma 1 la¨sst sich in zwei Schritten fu¨hren, die zeigen, dass der
komparativ-statische Outputeffekt der konventionellen Produzenten unter den in
Lemma 1 gegebenen Bedingungen negativ ist. Ist dies der Fall, so ist auch der
komparativ-statische Emissionseffekt der konventionellen Produzenten negativ, denn
diser hat - wie aus (3.76) hervorgeht - das selbe Vorzeichen wie der betreffende
Outputeffekt.
Es wird gezeigt, dass unter den getroffenen Annahmen erstens der Nenner, (3.75),
und zweitens der Za¨hler von (3.73) negativ ist.
Fu¨r die Negativita¨t des Ausdrucks (3.75) muss gelten:
Caa(Cee[A((k − 1)(ζ − P ) + P ′Q(A(k − 1) +Q(1 + k))
+P ′′Q2(A+Q)] + (C2eq − CqqCee)Q2) < 0. (3.124)
Da Caa gro¨ßer Null ist, ist (3.124) erfu¨llt, wenn
Cee[A((k − 1)(ζ − P ) + P ′′Q2(A+ kq)] <
−(C2eq − CqqCee)Q2 − CeeQP ′(A(k − 1) +Q(1 + k))
gilt. Somit ist aufgrund der Annahme, C2eq − CqqCee < 0, Cee > 0 die Bedingung
A(k − 1)(ζ − P ) + P ′′Q2(A+Q) < −P ′Q(A(k − 1) +Q(1 + k))
oder nach Umformung
A((k − 1)(ζ − P ) +Q2P ′′ + P ′(k − 1))Q < −P ′Q2(k + 1)− P ′′Q3 (3.125)
fu¨r (3.124) hinreichend. Weiterhin la¨sst sich zeigen, dass die linke Seite der Unglei-
chung (3.125) negativ sowie deren rechte Seite positiv ist.
Die linke Seite von Ungleichung (3.125) ist - da a und n positiv sind - negativ,
wenn gilt
(k − 1)(ζ − P ) + k2q2P ′′ + kqP ′(k − 1) < 0.
Diese Ungleichung la¨sst sich umformen zu:
P − P ′Q− P ′′ Q
2
k − 1 > ζ
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und ist annahmegema¨ß erfu¨llt.





< 1 und −P ′′q/P ′ < 1. Somit ist gezeigt, dass die Annahmen hinreichend
fu¨r die Negativita¨t von (3.75) sind.
Es verbleibt zu zeigen, dass der Za¨hler von (3.73) ebenfalls negativ ist, also dass
Ceenq((1−k)(aCaa−P +ζ)+nP ′(A(k−1)+Q(k+1))+QP ′′(A+Q)) < 0 (3.126)
gilt. Da Cee positiv ist, ist folgende Bedingung hinreichend fu¨r die Erfu¨llung von
Ungleichung (3.126):
−nP ′(A(k − 1) +Q(k + 1))−QP ′′(A+Q) > (1− k)(aCaa − P + ζ). (3.127)






Die Ungleichung (3.128) gilt jedoch per Annahme.
Der Beweis ist vollsta¨ndig, wenn gezeigt werden kann, dass die linke Seite von
(3.127) positiv ist, also:
−nP ′(A(k − 1) +Q(k + 1))−QP ′′(A+Q) > 0 (3.129)
gilt. Durch Umformung erhalten wir:
n
k(Q+ A)
(A(k − 1) +Q(k + 1)) > −P
′′q
P ′
und aufgrund der Annahme zur Steigungselastizita¨t der Nachfrage, 1 > −P ′′q










hinreichend fu¨r (3.129). Die letzte Ungleichung la¨sst sich umformen zu:
Q > A(
n+ k − kn
n+ kn− k )





Energiemarkt mit Hilfe eines
berechenbaren
Gleichgewichtsmodells
Mit Hilfe des im Folgenden dargestellten berechenbaren Gleichgewichtsmodells zur
Analyse des deutschen Strommarktes lassen sich in Erga¨nzung der theoretischen
Analyse auch quantitative Aussagen in Bezug auf Emissions-, Produktions- und
Wohlfahrtseffekte der klimapolitischen Regulierungen treffen. Hierbei handelt es sich
um ein in der Computersprache GAMS1 als MCP2 programmiertes Parzialmodell des
deutschen Strommarktes, welches durch den Solver PATH3 gelo¨st wird und auf einer
1GAMS steht fu¨r General Algebraic Modelling System.
2MCP steht fu¨r Mixed Complementarity Problem. Es handelt sich dabei um ein restringiertes
Optimierungsproblem mit Ungleichheitsrestriktionen und kann - wie im Folgenden - als Kuhn-
Tucker-Problem dargestellt werden.
3Der Solver PATH ist ein an der Universita¨t Wisconsin/Madison entwickelter Solver fu¨r groß-
formatige MCPs. Fu¨r weitere Informationen siehe Ferris (2006) und die dort angegebene Literatur.
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Modifikation des an der Universitt Stuttgart entwickelten Modells LEMI4 beruht.
Im Folgenden wird zuna¨chst ein U¨berblick u¨ber die im Modell verwendeten Da-
ten und Annahmen zu den repra¨sentierten Technologien, dem Anlagenbestand und
dessen Eigentu¨merstruktur sowie u¨ber die verwendeten Referenznachfragen erfolgen.
Daran anschließend wird die fu¨r alle Simulationen verwendete Berechnung der Wohl-
fahrtseffekte dargestellt. In den Abschnitten 4.3 bis 4.5 erfolgt dann die Analyse der
klimapolitischen Instrumente O¨kosteuer, Einspeisevergu¨tung und KWK-Bonus. Der
Abschluss dieses Abschnittes erfolgt durch eine Zusammenfassung der Ergebnisse.
4.1 Repra¨sentierte Technologien, Anlagenbestand,
Eigentumsstruktur und Referenznachfragen
Die fu¨r die Kosten und Klimagasemissionen der Produktion von Strom und Wa¨rme
in Deutschland grundlegenden Faktoren sind, zumindest in mittelfristiger Perspek-
tive, die Brennstoffpreise, die Kohlenstoffgehalte der Brennstoffe und die Wirkungs-
grade der eingesetzten Erzeugungsanlagen. Die Wirkungsgrade des Anlagenbestan-
des, also die Verha¨ltnisse von produzierter und eingesetzter Energie, sind weitgehend
von den eingesetzten Umwandlungsprozessen und dem Alter der Anlagen abha¨ngig.
Die wichtigsten eingesetzten Brennstoffe sind Uran, Braunkohle, Steinkohle, Erdgas
und Erdo¨l. Erdo¨l verliert im Bereich der Elektrizita¨tserzeugung jedoch nach und
nach an Bedeutung.
Die meist verwendeten Umwandlungstechnologien sind Gas- und Dampfturbi-
nenprozesse, die fu¨r die Verbrennung von gasfo¨rmigen Energietra¨gern seit Mitte der
90er Jahre immer ha¨ufiger im kombinierten GuD5-Prozess eingesetzt werden und
die mit rund 58 Prozent einen weit ho¨heren Prozesswirkungsgrad als die getrennten
Prozesse erreichen. Fu¨r die festen Brennstoffe Braunkohle und Steinkohle sowie fu¨r
Kernkraftwerke werden bis heute in Deutschland ausschließlich die reinen Dampftur-
binenprozesse mit Wirkungsgraden zwischen 32 und 43 Prozent genutzt. Die im Hin-
blick auf die Emissionen vielversprechende Druckkohlenstaubfeuerung oder Prozesse
4Liberalized Energy Market Investigation. Zu Grundlagen und Anwendung dieses Modells siehe
Ellersdorfer et. al (2001).
5GuD steht fu¨r Gas- und Dampfturbine. In diesem Prozess wird die bei dem Betrieb von Gas-
turbinen normalerweise anfallende Abhitze teilweise einer Dampfturbine zugefu¨hrt.
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Energieträger Kraftwerks- Wirkungsgrad Energieträgerpreis CO 2 -Emissions-
klasse [kWhel/kWhbrenn]1  [€-cent/kWhbrenn] faktor [kg/kWh]
klein 0,32 0,21 0,00
groß 0,34 0,21 0,00
alt 0,34 0,45 1,00
neu 0,43 0,45 0,89
alt 0,34 0,54 0,74
neu 0,43 0,54 0,68
konventionell ~0,38 1,05 ~0,54
GuD 0,55 1,05 0,33
Gasturbine 0,33 0,84 0,84
Dampfturbine 0,38 0,84 0,73
1) Der Wirkungsgrad ergibt sich aus dem Verhältnis von erzeugter Sekundärenergie 






Tabelle 4.1: Technologierepra¨sentation des Deutschen Kraftwerksparks. Quelle: Eigene
Berechnungen.
mit integrierter Vergasung der Kohle, die einen GuD-Prozess erlauben, scheinen un-
ter der gegenwa¨rtigen Regulierung und bei heutigen Emissionsberechtigungspreisen
trotz Wirkungsgraden von bis zu 56 Prozent aufgrund hoher Investitonskosten nicht
wettbewerbsfa¨hig zu sein, da derartige Anlagen in Deutschland weder in Betrieb
noch geplant sind. Jedoch wurden bei den auf Kohle als Brennstoff beruhenden An-
lagen in den letzten Jahrzehnten signifikante Effizienzverbesserungen erreicht, sodass
es sinnvoll ist, in diesem Bereich zumindest zwei Altersklassen zu unterscheiden. Der
Anlagenbestand der mit Uran betriebenen Anlagen la¨sst sich in Bezug auf die va-
riablen Produktionskosten gut durch zwei getrennte Gro¨ßenklassen charakterisieren.
An dieser Stelle ist noch der Einsatz von Motoren in Kleinkraftwerken zu erwa¨hnen,
der jedoch bisher weniger als ein Prozent des Stromaufkommens in Deutschland aus-
macht und aufgrund dieses geringen Anteils ebenso wie die auf biogene Brennstoffe
beruhenden Technologien nicht im Modell repra¨sentiert werden6.
Der Anlagenbestand im Bereich der thermischen Prozesse kann insgesamt durch
eine Klassifizierung entsprechend der Tabelle 4.1 in zehn Klassen hinreichend abge-
bildet werden, welche sich durch Wirkungsgrade, Energietra¨gerpreise und Emissions-
faktoren grundlegend unterscheiden lassen. Hinzu kommt die Wasserkraft, fu¨r die
6Die von den Motoren und Biomasseanlagen bereitgestellte Arbeit wird lediglich von der Nach-
frage abgezogen. Da diese Anlagen weitgehend unabha¨ngig von den Großmarktpreisen gefahren
werden, ist dies eine relativ unkritische Vereinfachung.
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lediglich nicht brennstoffabha¨ngige variable Produktionskosten entscheidend sind.
Der Anlagenbestand und dessen Altersstruktur lassen sich mit Hilfe der Abbil-
dung 4.1 veranschaulichen. Hier wird deutlich, dass in den Jahren bis 2020 auch
aufgrund des Kernenergieausstiegs ein großer Ersatzbedarf entsteht, der sich in den
na¨chsten 15 Jahren auf etwa 60 Prozent des Bestandes bela¨uft, wenn ein stagnieren-




















Abbildung 4.1: Sterbekurve des Deutschen Kraftwerksparks. Quelle: Eigene Berechnun-
gen.
stisches Modell die Kontrolle u¨ber die Betriebsfu¨hrung des Kraftwerksparks entschei-
dend, welche sich aus Abbildung 4.2 entnehmen la¨sst. Es lassen sich in Deutschland
vier potenziell marktma¨chtige Unternehmen identifizieren, welche zusammen direkt
oder durch mehrheitliche Beteiligung u¨ber 80 Prozent der abgebildeten elektrischen
Anlagenleistung kontrollieren. Die verbleibenden knapp 20 Prozent der Anlagen wer-
den zum gro¨ßten Teil von rund 800 Stadtwerken betrieben die sich annahmegema¨ß
preisnehmend verhalten und in den folgenden Abbildungen als Rest bezeichnet wer-
den.
Bei einem Teil der in Abbildung 4.2 dargestellten Anlagen handelt es sich um
Kraft-Wa¨rme-Kopplungsanlagen, die Strom und Wa¨rme in einem Prozess produzie-
























Abbildung 4.2: Kraftwerkspark der Deutschen Stromwirtschaft nach Akteuren.
Quelle: Eigene Berechnungen.
Anlagen mit der Eigentumsstruktur in diesem Bereich liefert Abbildung 4.3.
Aus dem Anlagenbestand der Unternehmen lassen sich Grenzkostenfunktionen
der Form αeβx konstruieren, wobei der Exponenzialfaktor β aus dem Verha¨ltnis der
Nennleistung und der maximalen ja¨hrlichen elektrischen Arbeit der Grundlastkraft-
werke eines Anbieters und dem Verha¨ltnis der variablen Kosten der Grund- und
Spitzenlastkraftwerke resultiert. Das Verfahren zur Konstruktion der Grenzkosten-
funktionen findet sich im Anhang zu diesem Kapitel.
Die Grenzkostenfunktion des Unternehmens i hat die Form
Ciq(q




wobei qilim die maximale vom Unternehmen i produzierbare ja¨hrliche Arbeit und
Ci(qi) die zugrundeliegende Kostenfunktion bezeichnet. Jeder Produktionsmenge qi
eines Produzenten i wird durch die Grenzemissionsfunktion
Eiq(q




genau eine marginale Emissionsmenge zugeordnet , wobei die zugrundeliegende
Emissionsfunktion mit Ei(qi) bezeichnet wird. Das bedeutet, dass die Firmen nicht






















Abbildung 4.3: KWK-Kraftwerke der Deutschen Stromwirtschaft nach Akteuren.
Quelle: Eigene Berechnungen.
firmenspezifischen charakteristischen Achsenabschnitte und Steigungsparameter der
beiden Funktionen an.
Fu¨r die Simulation der Einspeisevergu¨tung wird zusa¨tzlich die Beru¨cksichtigung
von Produzenten, die auf Basis von erneuerbaren Energien produzieren, no¨tig. Im
Jahr 2004 belief sich die auf Basis erneuerbarer Quellen produzierte und durch die
Einspeisevergu¨tung gefo¨rderte Energie auf rund 37 Terrawattstunden - davon 24
Terrawattstunden erzeugt in Windenergieanlagen. Durch fortlaufenden Ausbau der
Windkraftkapazita¨ten soll bei einer unterstellten Vergu¨tung von 9 Eurocent pro Ki-
lowattstunde bis zum Jahr 2006 eine Produktion von etwa 33 Terrawattstunden
Windstrom ja¨hrlich erreicht werden (VDN 2005a). Weiterhin wird angenommen,
dass sich die erste Einheit von Windstrom zu 3 Eurocent pro Kilowattstunde pro-
duzieren la¨sst.
Dieser Zusammenhang la¨sst sich bei unterstelltem exponenziellen Verlauf als
9 = 3 exp(s 33) (4.3)
beschreiben. Isolation des Exponenzialfaktors s ergibt fu¨r s gerundet 0.0333. Die auf
dieser Basis errechnete Grenzkostenfunktion des Windstromsektors stellt sich als:
Cren(A) = 3 exp(0.0333A) (4.4)
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dar, wobei A die gesamte im Windstromsektor produzierte ja¨hrliche Strommenge
angibt.
Neben diesen Produktionsdaten fu¨r die Stromerzeugung erfordert die Simulation
der Fo¨rderung der Produktion von Strom und Wa¨rme in Kraft-Wa¨rme-Kopplung
Daten fu¨r die Abbildung der getrennten Wa¨rmeerzeugung. Hierfu¨r werden die von
der Deutschen Emissionshandelsstelle (DEHSt 2005) vero¨ffentlichten Wirkungsgrade
und Emissionswerte fu¨r Anlagen bestverfu¨gbarer Techniken genutzt. Da diese Daten
jedoch fu¨r Neuanlagen gelten, sind sie mit einem die technische Entwicklung und
das Alter der Anlagen in Betrieb beru¨cksichtigenden Effizienzabschlag anzupassen.
Die fu¨r die Repra¨sentation der getrennten Wa¨rmeerzeugung v in Kilowattstunden
unterstellte Kosten- und Emissionsfunktionen lauten in Eurocent und Kilogramm
CO2 pro Kilowattstunde:
c(v) = 1v (4.5)
und
e(v) = 0.35v. (4.6)
Die in allen Technologien insgesamt ja¨hrlich produzierte Strommenge summiert
sich zu X. Diese Menge entspricht bei der Untersuchung der O¨kosteuer der Summe
der sektoralen Stromangebote aller Unternehmen, die mit konventioneller Techno-





qisec, wobei mit sec ein Sektor aus
der Menge der Sektoren SEC - Haushalte, Dienstleistungen und Gewerbe sowie
schwere und leichte Industrie - , bezeichnet wird. Bei der Untersuchung der Ein-
speisevergu¨tung setzt sich die ja¨hrlich produzierte Strommenge aus der Summe aus
konventioneller und erneuerbarer Produktion, X = Q+A =
k∑
i=1
qi +A, und bei der
Untersuchung des KWK-Bonus aus der Summe aus ungekoppelter und gekoppelter
Produktion, X = Q + O + A =
k∑
i=1
(qi + oi + ai), mit qi + oi + ai = xi, zusammen.
Die gesamte Produktion und das gesamte Angebot aller Produzenten bis auf die
des Produzenten i wird mit −i indiziert, sodass wir folgende Beziehungen erhalten:




−i = A− ai.
Der Marktanteil der Firma i im Strommarkt wird mit ϑi und der sektorale Markt-
anteil der Firma i im Strommarkt wird mit ϑisec bezeichnet. In Abha¨ngigkeit von
ihrem Marktanteil werden zwei Verhaltensweisen der Unternehmen unterstellt: Oli-
gopolistisches Verhalten und preisnehmendes Verhalten. Die Oligopolisten beru¨ck-
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sichtigen, im Gegensatz zu den Preisnehmern, die Preisreaktion ihrer Outputent-
scheidung. Dieser Unterschied in der Verhaltensweise der Unternehmen wird durch
die Bina¨rvariable li abgebildet. Verha¨lt sich das Unternehmen i oligopolistisch, so
ist li = 1 und sonst ist li = 0.
Die Nachfrageseite wird durch isoelastische inverse Nachfragefunktionen der ein-
zelnen Sektoren abgebildet. Die im Modell verwendeten ja¨hrlichen Referenznachfra-
gen betragen 124 Terrawattstunden fu¨r Haushalte, 120 Terrawattstunden fu¨r den
Sektor Dienstleistungen und Gewerbe sowie 180 Terrawattstunden fu¨r die leichte
und 159 Terrawattstunden fu¨r die schwere Industrie. Der absolute Wert der sekto-







wobei mit P 0sec und X
0
sec die sektoralen Referenznachfragen und Referenzpreise be-
zeichnet werden. Neben dem Grenzschaden der Emission von Kohlendioxid la¨sst
sich auch die Nachfrageelastizita¨t fu¨r Energie nur schwer abscha¨tzen. Die Scha¨tzun-
gen, die sich in der Literatur finden, variieren stark.7 Fu¨r die Simulation wird daher
die Elastizita¨t genutzt, um das Modell mittels Reproduktion der Referenzdaten zu
kallibrieren. Hieraus ergeben sich - je nach Modellvariante - Elastizita¨ten von etwa
0, 4.
4.2 Wohlfahrt
Zur Berechnung der Wohlfahrtsdifferenz zweier Szenarien, der Nettorente NR, bilden
wir die Differenz von Bruttorenten und der Summe aus Kosten und Scha¨den zweier
Szenarien:
M NR =M BR− M
k∑
i=1
Ci(qi)− M S(E). (4.8)
Die Bruttorente BR kann, wenn mit X1sec und X
2
sec die sektoralen Outputmengen
vor und nach der Politika¨nderung bezeichnet werden, mit Hilfe folgender Formel
7In den meisten Studien in der Literatur sind Nachfrageelastizita¨ten zwischen 0.05 und 0.9 zu



























Die A¨nderung von Kosten und Scha¨den la¨sst sich bei konstantem Grenzschaden
und wenn der Output der Firma i vor und nach der Politika¨nderung mit qi,1 und













berechnen, wobei die Scha¨den bei den im Folgenden beschriebenen Simulationen
durch die u¨brigen Instrumente bei Emissionshandel unvera¨ndert bleiben.
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4.3 Die Outputsteuer
Die Unternehmensgewinne im numerischen Modell enthalten sa¨mtliche Komponen-
ten des theoretischen Modells8. Die vier Nachfragegruppen ko¨nnen durch sektoral
unterschiedliche Outputsteuern τsec besteuert werden und der Haushaltsverbrauch
wird zusa¨tzlich durch Mehrwertsteuern ϕsec belastet. Auf der Produktionsseite muss
hier im Gegensatz zu der Analyse durch das theoretische Modell von einer Be-
schra¨nkung der Produktionskapazita¨t der entsprechend der Situation auf dem deut-
schen Energiemarkt asymmetrischen Akteure ausgegangen werden. Dies fu¨hrt zu
einem restringierten Optimierungssproblem des Kuhn-Tucker-Typs.









qisec − Ci(qi)− τsecqisec
−σEi(qi)− κi(qi − qilim), sec ∈ SEC, i = 1...k. (4.12)
Durch Differenzierung der Lagrangefunktion (4.12) nach dem sektoralen Output qisec
und dem Lagrangemultiplikator κi erhalten wir bei Verwendung der Grenzkosten-
und Grenzemissionsfunktionen (4.1) und (4.2) die Kuhn-Tucker-Bedingungen der





















− κi − Ciq(qi)− τsec − σEiq(qi)) = 0
und
qisec ≥ 0, qilim − qi ≥ 0, κi ≥ 0, κi(qi − qilim) = 0, ∀ sec ∈ SEC, i = 1...k (4.13)
geschrieben werden ko¨nnen9.
Im Gleichungssystem (4.13) ist κi der Schattenpreis der Kapazita¨tsrestriktion
des iten Erzeugers. Erreicht die Produktion einer Firma die Produktionsgrenze,
gewa¨hrleistet der Schattenpreis die Erfu¨llung der ersten Relation von (4.13) mit
Gleichheit.
8Vgl. Kapitel 3, Abschnitt 4.
9Fu¨r eine Beschreibung des Kuhn-Tucker Problems und der Darstellung der Optimalita¨tsbe-
dingungen entsprechend der hier gewa¨hlten Form siehe Chiang (1984), S. 722-726.
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4.3.1 Die einheitliche Outputsteuer bei Emissionshandel
Aus der theoretischen Analyse der Outputsteuer bei Gegenwart eines Emissionshan-
dels geht hervor, dass diese, sofern sie auf einem einheitlichen Markt mit nur einer
Nachfragegruppe angewendet wird, unabha¨ngig vom Marktpreis fu¨r Zertifikate op-
timalerweise negativ ist. In diesem Fall kann die Output- oder O¨kosteuer nicht als
klimapolitisches, sondern lediglich als marktpolitisches Instrument genutzt werden.
Die folgende Untersuchung geht den Fragestellungen nach, ob die Ergebnisse der
theoretischen Analyse durch eine durch Verwendung realer Daten gestu¨tzten Simu-
lation des Strommarktes in Deutschland besta¨tigt werden und wie groß die Wirkung
des Emissionshandels auf die durch Outputsteuern zwischen −1 und 2 Eurocent pro
Kilowattstunde bewirkten Effekte hinsichtlich der Gesamtproduktion, der Emission
und der Wohlfahrt ist.
Im Fall der einheitlichen Outputbesteuerung gehen die Wirkungen auf den Out-
put und die Emissionen grundsa¨tzlich in die gleiche Richtung, wie die Abbildung
4.4 verdeutlicht: Bei Einfu¨hrung einer negativen Steuer - mit anderen Worten ei-
ner Subventionierung des Outputs - sind sowohl Output als auch Emissionseffekt
positiv und bei Einfu¨hrung eines positiven Steuersatzes negativ. Quantitativ erhal-
ten wir bei einem Emissionspreis von Null, einer Outputbesteuerung in Ho¨he von 2
Eurocent pro Kilowattstunde und einer isoelastischen Nachfrage der Elastizita¨t von
0, 4 eine Reduktion der Produktion um rund 100 Terrawattstunden und eine Emis-
sionsreduktion um rund 47 Mt CO2 ja¨hrlich. Dem Betrag nach entsprechen diese
Wirkungen in etwa denen einer Subvention in Ho¨he von 1 Eurocent pro Kilowatt-
stunde. Folglich zeigt sich in dieser Situtation, dass das an dem Output ansetzende
Instrument O¨kosteuer fu¨r die Marktpolitik wirksamer als fu¨r die Umweltpolitik ist.
Die Wohlfahrtseffekte, die sich aus Subvention und Besteuerung zwischen −1 und 2
Eurocent pro Kilowattstunde ergeben, lassen sich ebenfalls aus der Abbildung 4.4
entnehmen.
In dem untersuchten Bereich der Outputregulierung besta¨tigen die quantitativen
Ergebnisse die theoretischen Resultate: Die optimale Outputbesteuerung ist fu¨r al-
le Emissionszertifikatepreise negativ. Die berechneten Wohlfahrtsverluste durch die
gegenwa¨rtige Besteuerung in Ho¨he von nominal 2 Eurocent pro Kilowattstunde bei



















































































Abbildung 4.4: Produktions-, Emissions- und Wohlfahrtseffekt (oben, mitte, unten) der
Outputsteuer zwischen -1 und 2 Eurocent pro Kilowattstunde bei Emissionszertifikate-
preissteigerung von 0 u¨ber 10 auf 20 Euro pro Tonne CO2.
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Steigen die Emissionszertifikatepreise auf ein Niveau von 10 und 20 Euro pro Ton-
ne CO2 bleiben die Ergebnisse qualitativ unvera¨ndert. Die Effekte auf die Gro¨ßen
Emission, Produktion und Wohlfahrt gehen jedoch zuru¨ck. Betrachten wir anhand
der Abbildung 4.4 die Wirkung einer Outputsteuer in Ho¨he von 2 Eurocent pro Kilo-
wattstunde nun bei einem Emissionszertifikatepreis von 20 Euro pro Tonne, betra¨gt
der Produktionsru¨ckgang nur noch rund 65 Terrawattstunden, der Emissionsru¨ck-
gang knapp 29 Millionen Tonnen CO2 und der Wohlfahrtsverlust gut 300 Millionen
Euro.
Zusammenfassend la¨sst sich festhalten, dass die in der untersten Grafik von Abbil-
dung 4.4 dargestellten Wohlfahrtseffektkurven durch steigende Emissionszertifikate-
preise gegen den Uhrzeigersinn um den Ursprung gedreht werden und dies bedeutet,
dass die Wohlfahrtseffekte sowohl einer Besteuerung als auch einer Subvention ge-
ringer werden.
4.3.2 Die differenzierte Outputsteuer bei Emissionshandel
Durch die theoretische Untersuchung der nach Nachfragesektoren unterschiedlicher
Elastizia¨t differenzierten Outputsteuer konnte nicht ausgeschlossen werden, dass auf
dem Markt mit dem geringeren komparativ-statischen Emissionseffekt eine Output-
besteuerung optimal ist. Fu¨r den Markt mit dem gro¨ßeren komparativ-statischen
Emissionseffekt hingegen ist aus theoretischer Sicht in jedem Fall eine Subvention
optimal, wie aus der Tabelle 1 des Kapitels 3 hervorgeht.
In der quantitativen Untersuchung der differenzierten Outputbesteuerung wird
die Besteuerung des Haushaltssektors, der die am wenigsten elastische Nachfrage
aufweist und dessen Besteuerung daher den geringsten Emissionseffekt hat, im Be-
reich zwischen −1 und 2 Eurocent pro Kilowattstunde untersucht, wobei gleichzei-
tig die Nachfrage der sich aus den u¨brigen Nachfragesektoren zusammensetzenden
Nachfragegruppe mit der elastischeren Nachfrage konstant in Ho¨he von 1 Eurocent
pro Kilowattstunde subventioniert wird. Die Ergebnisse dieser Simulationen sind in
der Abbildung 4.5 zusammengefasst.
Betrachten wir zuna¨chst den Fall eines Emissionszertifikatepreises von Null Euro
pro Tonne CO2 (in den Grafiken von Abbildung 4.5 handelt es sich um die mit ei-
















































































Abbildung 4.5: Produktions-, Emissions- und Wohlfahrtseffekt (oben, mitte, unten) der
Outputbesteuerung des Haushaltssektors zwischen −1 und 2 Eurocent pro Kilowattstunde
bei gleichzeitiger Subventionierung der u¨brigen Sektoren mit 1 Eurocent pro Kilowattstun-
de bei Emissionszertifikatepreisen von 0, 10 und 20 Euro pro Tonne CO2.
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in Bezug auf die Wirkung der unterschiedlichen Besteuerung zwischen −1 und 2 Eu-
rocent pro Kilowattstunde festhalten: Eine Besteuerung zwischen 0 und 2 Eurocent
pro Kilowattstunde bewirkt einen Ru¨ckgang von Produktion, Emission und Wohl-
fahrt, wa¨hrend eine Subvention in Ho¨he von einem Eurocent pro Kilowattstunde
diese Gro¨ßen anwachsen la¨sst.
Die Auswirkung der Erho¨hung des Emissionszertifikatepreises auf Werte von 10
und 20 Euro pro Tonne CO2 auf die Produktions- Emissions und Wohlfahrtseffekte
der Besteuerung des Haushaltssektors sind, im Gegensatz zur einheitlichen Besteue-
rung, nicht eindeutig, wie die Grafiken der Abbildung 4.5 illustrieren. Betrachten wir
die Wirkung der Outputbesteuerung auf die Produktion und die Emissionen, so zeigt
sich, dass eine Erho¨hung des Emissionszertifikatepreises von 0 auf 10 Euro pro Tonne
CO2 diese Gro¨ßen praktisch unvera¨ndert la¨sst. Wird der Emissionszertifikatepreis
hingegen auf 20 Euro pro Tonne CO2 erho¨ht, erhalten wir einen versta¨rkten Ru¨ck-
gang der Produktion und der Emission durch die Besteuerung und eine Erho¨hung
der positiven Effekte bei Subventionierung.
In Hinblick auf die Wohlfahrt ist die Situation differenzierter. Zur Bewertung
muss hier zwischen Subvention und Besteuerung unterschieden werden. Der Effekt
der Erho¨hung des Emissionszertifikatepreises auf Werte von 10 und 20 Euro pro Ton-
ne CO2 auf die Wohlfahrtswirkung der Emissionsbesteuerung ist in beiden Fa¨llen
negativ und daru¨ber hinaus quantitativ von etwa gleicher Ho¨he. Die Wohlfahrtswir-
kung der Subvention in Ho¨he von 1 Eurocent pro Kilowattstunde verringert sich bei
Erho¨hung des Emissionszertifikatepreises auf 10 Euro pro Tonne CO2 und erho¨ht
sich wieder in etwa auf das Niveau bei einem Emissionszertifikatepreis von 0 Euro
pro Tonne CO2 bei Emissionszertifikatepreisen von 20 Euro pro Tonne CO2 entspre-
chend der unteren Grafik der Abbildung 4.5. Zusammenfassend lassen sich somit
keine eindeutigen Aussagen u¨ber die Effekte der Emissionszertifikatepreise auf die
Wirkung der differenzierten Besteuerung treffen.
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4.4 Die Einspeisevergu¨tung
Die Gewinngleichungen der konventionellen Energieproduzenten enthalten auch hier
dieselben Argumente, die fu¨r die theoretische Analyse10 beno¨tigt werden. Die nun
asymmetrischen Firmen sind jedoch durch die installierten Produktionskapazita¨ten
qilim in ihrem Angebot beschra¨nkt und verhalten sich ab einem bestimmten Markt-
anteil als Oligopolisten und andernfalls als Preisnehmer.
Das restringierte Optimierungsproblem der Firmen la¨sst sich wie folgt formulie-
ren:
Li(qi, q−i, ei, A) = P (X)qi − C(qi) + (P (X)− ζ)Aq
i
Q
−σEi(qi)− κi(qi − qilim), i = 1...k.
(4.14)
Die zugeho¨rigen Kuhn-Tucker-Bedingungen der Erzeuger erhalten wir durch Dif-
ferenzierung nach dem Output qi und nach dem Lagrangemultiplikator κi. Dies
liefert, wenn zur Vereinfachung der Darstellung fu¨r die inverse Nachfrage P anstelle
von P (X) geschrieben wird:
P + (P − ζ)A
Q





)ϑi ≤ κi + Ciq(qi) + σEiq(qi),
qi(P + (P − ζ)A
Q





)ϑi − κi − Ciq(qi)− σEiq(qi)) = 0
und
qi ≥ 0, qilim − qi ≥ 0, κi ≥ 0, κi(qilim − qi) = 0, i = 1...k. (4.15)
Hier bezeichnet κi, wie im vorigen Abschnitt, den Schattenpreis der Restriktion der
Produktionskapazita¨t von Erzeuger i. Die u¨brigen Variablen entsprechen denen des
theoretischen Modells.
Der Sektor der Windstromproduktion wird u¨ber die aggregierte Angebots-funktion
im Modell dargestellt, die sich bei unterstelltem preisnehmenden Verhalten der Pro-






10Vgl. Kapitel 3, Abschnitt 5.
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4.4.1 Die Einspeisevergu¨tung bei Emissionshandel
Vor dem Hintergrund der theoretischen Untersuchung der Einspeisevergu¨tung, wel-
che bei Vorliegen eines symmetrischen Oligopols der konventionellen Oligopolisten
einen optimalen Einspeisevergu¨tungstarif unterhalb des Marktpreises postuliert, stellt
sich die Frage, wie hoch der optimale Tarif ausfa¨llt, wenn das oben beschriebene Si-
mulationsmodell herangezogen wird und wie der Emissionshandel auf die optimale
Vergu¨tung wirkt.
Unterstellen wir zuna¨chst einen Emissionszertifikatepreis von Null, erhalten wir
entsprechend der Abbildung 4.6 eindeutig positive Produktionseffekte und eindeutig
negative Emissions- und Wohlfahrtseffekte fu¨r sa¨mtliche Einspeisevergu¨tungstarife
zwischen 3 und 5 Eurocent pro Kilowattstunde. Durch den Einfluss ho¨herer Emissi-
onszertifikatepreise wird die Wirkung der Einspeisevergu¨tung hingegen uneindeutig.
So erhalten wir durch einen Vergleich der Wirkungen eines Einspeisevergu¨tungs-
tarifes von 6 Eurocent pro Kilowattstunde bei einem Emissionszertifikatepreis von
Null mit der entsprechenden Wirkung bei Emissionszertifikatepreisen von 10 und
20 Euro pro Tonne CO2 uneindeutige Ergebnisse. Wa¨hrend der positive Produkti-
onseffekt bei einem Emissionszertifikatepreis von 20 Euro pro Tonne CO2 gegenu¨ber
dem Referenzszenario um knapp eine Terrawattstunde auf u¨ber zwei Terrawattstun-
den steigt, sinkt dieser Effekt durch einen Emissionszertifikatepreis von 10 Euro pro
Tonne CO2 deutlich und wird sogar negativ.
Der fu¨r die untersuchten Emissionszertifikatepreise eindeutig negative Emissions-
effekt eines Einspeisevergu¨tungstarifes von 6 Eurocent pro Kilowattstunde wird da-
gegen durch die Erho¨hung des Emissionszertifikatepreises auf 10 und 20 Euro pro
Tonne CO2 versta¨rkt. Bei 10 Euro pro Tonne CO2 ist der Effekt quantitativ jedoch
gro¨ßer als bei 20 Euro pro Tonne CO2 und betra¨gt mehr als 9 Millionen Tonnen
CO2, wie sich aus der mittleren Grafik von Abbildung 4.6 entnehmen la¨sst. Letzt-
lich wird der negative Wohlfahrtseffekt eines Tarifes in Ho¨he von 6 Eurocent pro
Kilowattstunde durch den Emissionszertifikatepreis in uneindeutiger Richtung be-
einflusst. In den Emissionszertifikatepreisszenarien Null und 10 Euro pro Tonne CO2
betra¨gt der Wohlfahrtsverlust rund 55 Millionen Euro ja¨hrlich und bei einem Emis-














































































Abbildung 4.6: Produktions-, Emissions- und Wohlfahrtseffekt (oben, mitte, unten) der
Einspeisevergu¨tung zwischen 3 und 4, 5 Eurocent pro Kilowattstunde gegenu¨ber keiner
Einspeisung bei Emissionszertifikatepreisen von 0, 10 und 20 Euro pro Tonne CO2.
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Die Effekte geringerer Einspeisevergu¨tungen sind wesentlich unklarer. Daher wird
die Wirkung von Tarifen zwischen 3 und 4, 5 Eurocent pro Kilowattstunde mit Hilfe
der folgenden Abbildung 4.7 fu¨r die verschiedenen Emissionszertifikatepreisszena-
rien gesondert analysiert. Betrachten wir den Produktionseffekt der abgebildeten
Tarife, so lassen sich beim Vergleich der Emissionszertifikatepreisszenarien 0 und 20
Euro pro Tonne CO2 kaum Unterschiede feststellen. Im Vergleich zu diesen Szenari-
en steigt der Produktionseffekt bei einem Emissionszertifikatepreis von 10 Euro pro
Tonne CO2 bei Einspeisevergu¨tungstarifen bis zu rund 4 Eurocent pro Kilowatt-
stunde und sinkt bei ho¨heren Tarifen.
Im Gegensatz zu den Produktionseffekten werden die negativen Emissionseffekte
der betrachteten Einspeisevergu¨tungstarife durch eine A¨nderung des Emissionszer-
tifikatepreises von Null auf 20 Euro pro Tonne CO2 deutlich beeinflusst - das heißt
auf knapp 4 Millionen Tonnen CO2 Emissionsreduktion vergro¨ßert. Die Wirkung der
Einspeisevergu¨tung auf die Emission bei einer A¨nderung des Emissionszertifikate-
preises von Null auf 10 Euro pro Tonne CO2 ist dagegen abha¨ngig von der Ho¨he des
Tarifes. Bei Tarifen oberhalb von 3, 7 Eurocent pro Kilowattstunde wird der Emissi-
onseffekt in diesem Fall durch die ho¨heren Emissionszertifikatepreise versta¨rkt und
unterhalb dieser Grenze vermindert.
Die negativen Wohlfahrtseffekte von Einspeisevergu¨tungen in dem Bereich zwi-
schen 3 und 4, 5 Eurocent pro Kilowattstunde werden durch ho¨here Emissionszer-
tifikatepreise geringer und bei Emissionszertifikatepreisen von 20 Euro pro Tonne
CO2 bei Einspeisevergu¨tungen zwischen 3 und 3, 5 Eurocent pro Kilowattstunde







































































Abbildung 4.7: Produktions-, Emissions- und Wohlfahrtseffekt (oben, mitte, unten) der
Einspeisevergu¨tung zwischen 3 und 4, 5 Eurocent pro Kilowattstunde gegenu¨ber keiner
Einspeisung bei Emissionszertifikatepreisen von 0, 10 und 20 Euro pro Tonne CO2.
90
4.5 Der KWK-Bonus
Bei der Implementierung des quantitativen Modells fu¨r die Untersuchung des KWK-
Bonus ist - wie in den vorrangegangen Abschnitten - die Asymmetrie der Spieler
mit deren oligopolistischen oder preisnehmenden Verhalten zu beru¨cksichtigen. Es
wird davon ausgegangen, dass den Unternehmen drei Technologien zur Verfu¨gung
stehen. Dies sind die einfache ungekoppelte Technologie fu¨r die Stromerzeugung,
die ungekoppelte Wa¨rmeerzeugung sowie die KWK-Technologie. Die Technologien
werden bis auf die lineare Kostenrepra¨sentation der ungekoppelten Wa¨rmeerzeugung
durch konvexe Grenzkosten abgebildet.
Die KWK-Technologie ist wie im theoretischen Fall auch hier dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Outputgu¨ter Wa¨rme und Strom in substitutiver Produktionsbezie-
hung zueinander stehen. Im Modell wird diese Beziehung dadurch abgebildet, dass
ein Prima¨rprodukt zi - dies entspricht in der Praxis dem Frischdampf - u¨ber eine
Transformationsfunktion zi = oi − ai(1 + ri(zi, ai)) in eine Kombination aus KWK-
Strom ai und in den KWK-Anlagen erzeugtem Kondensationsstrom oi umgewandelt
wird. Aus der produzierten Menge KWK- Strom ergibt sich u¨ber den firmenindi-
viduellen Wa¨rmeanteil11 ιi die resultierende Wa¨rmeproduktion ιiai. Entsprechend
der theoretischen Analyse wird unterstellt, dass die gegebene Wa¨rmenachfrage h
i
von den Unternehmen bereitgestellt wird. Des weiteren gelten fu¨r die Unterneh-
men Nichtnegativita¨tsrestriktionen, die durch die begrenzte Produktionskapazita¨t
von konventionellen und KWK-Anlagen entstehen12: Die Differenz von installierter
Produktionskapazita¨t und Produktion kann nicht negativ sein. Insgesamt erhalten
wir somit zwei Restriktionen die mit Gleichheit zu erfu¨llen sind und zwei Ungleich-
heitsrestriktionen.
Zur Vereinfachung der formalen Darstellung des Problems wird - wie bei der theo-
retischen Analyse - der durch den Emissionsmarkt entstehende Kostenanteil mit den
direkten Produktionskosten zu einer Funktion zusammengefasst: CE(q), CE(z), cev.
11Dieser Wa¨rmeanteil gibt das Verha¨ltnis von installierter elektrischer Leistung zu installierter
Wa¨rmeleistung in den KWK-Anlagen eines Akteurs an.
12Diese Restriktion wird fu¨r die ungekoppelte Wa¨rmeproduktion nicht vorgenommen, da diese





Das Problem der Unternehmen la¨sst sich dann formulieren als:
Li(qi, q−i, ai, a−i, oi, vi, zi) = P [X]xi + φai − φAϑi + p[hi](aiιi + vi)
−CE(qi)− CEi(zi)− cevvi
+κi(qilim − qi) + δi(zilim − zi)
+ρi(h
i − aiιi − vi)
+λi(zi − oi − ai(1 + ri(zi, ai))),
i = 1...k. (4.17)
Die aus diesem Problem resultierenden Kuhn-Tucker-Bedingungen erhalten wir durch
Ableiten nach den endogenen Variablen der Unternehmen qi, oi, ai und vi sowie nach
den Lagrangemultiplikatoren κi, δi, ρi und λi. Die Kuhn-Tucker-Bedingungen in Be-


















)ϑi − CEiq(qi)− κi) = 0,
i = 1...k. (4.18)
Fu¨r die Kuhn-Tucker Bedingungen in Bezug auf die ungekoppelte Wa¨rmeproduktion
vi erhalten wir:
p ≤ cev + ρi
und
vi(p− cev − ρi) = 0,
i = 1...k. (4.19)
Die optimale Produktion von KWK-Strom und ungekoppeltem Strom in KWK-
Anlagen wird u¨ber die Optimierung durch drei Variablen erreicht: Das Aktivita¨ts-
niveau der KWK-Anlagen zi und die jeweiligen Strommengen oi und ai. Die Kuhn-
Tucker-Bedingungen in Bezug auf das Aktivita¨tsniveau zi ergeben:
CEiz(z







ai) + δi) = 0,
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i = 1...k. (4.20)
Als Kuhn-Tucker-Bedingungen in Bezug auf die ungekoppelte Produktion in KWK-

















)ϑi − λi) = 0,
i = 1...k (4.21)






















)ϑi + (p− ρi)ιi − λi(1 + ri(zi, ai) + ∂r
∂a
ai)) = 0,
i = 1...k. (4.22)
Die Nichtnegativita¨tsrestriktionen der Produktionsmengen
qi ≥ 0, vi ≥ 0, zi ≥ 0, oi ≥ 0, ai ≥ 0, i = 1...k, (4.23)
die Kuhn-Tucker-Bedingungen in Bezug auf die Ungleichheitsrestriktionen und die
entsprechenden Lagrangemultiplikatoren:
qilim − qi ≥ 0, κi ≥ 0, κi(qilim − qi) = 0, i = 1...k, (4.24)
zilim − zi ≥ 0, δi ≥ 0, δi(zilim − zi) = 0, i = 1...k (4.25)




= aiιi + vi, i = 1...k, (4.26)
zi = oi + ai(1 + ri(zi, ai)), i = 1...k (4.27)
vervollsta¨ndigen das System.
Letztlich bedarf es einer Spezifikation der Stromverlustfunktion ri(zi, ai). Explizit





sodass der maximale Stromverlust der Wa¨rmeauskopplung 30 Prozent betra¨gt13. Da
diese Funktion fu¨r ein Aktivita¨tsniveau der KWK-Anlagen von Null nicht definiert
ist, wird zur Berechnung der Gleichgewichte angenommen, dass das Aktivita¨tsniveau
der KWK-Anlagen strikt gro¨ßer Null ist. Dies stellt fu¨r realistische Nachfragewerte
kein Problem dar, denn in diesem Fall liegen fu¨r alle Unternehmen sowie fu¨r das
Aggregat der kleineren Unternehmen die Grenzkosten der ersten in KWK-Anlagen
produzierten Einheit unterhalb der Grenzkosten der ungekoppelten Produktion im
Gleichgewicht.
4.5.1 Der KWK-Bonus bei Emissionshandel
Durch die theoretische Untersuchung des KWK-Bonus hat sich gezeigt, dass bei
Einfu¨hrung des Emissionshandel und symmetrischen Unternehmen der optimale
KWK-Bonus nur dann gro¨ßer als Null sein kann, wenn der komparativ-statische
Emissionseffekt des Bonus positiv ist. Durch die Simulation mit Hilfe des berechen-
baren Gleichgewichtsmodells wird daher untersucht, ob dieser Zusammenhang bei
Verwendung realer Daten und bei asymmetrischen Firmen besta¨tigt werden kann
und wie die Wirkung des Instrumentes in seiner gegenwa¨rtigen Auspra¨gung durch
unterschiedliche Emissionszertifikatepreise beeinflusst wird.
In Abbildung 4.8 sind die Wirkungen eines KWK-Bonus zwischen Null und 1, 5
Eurocent pro Kilowattstunde auf die gesamte Stromproduktion, die Emissionen und
die Wohlfahrt bei den Emissionszertifikatepreisszenarien 0, 10 und 20 Euro pro Ton-
ne CO2 dargestellt. In Bezug auf die Produktion ergibt sich, dass in der Simulation
der Effekt eines Bonus je nach Ho¨he des unterstellten Emissionszertifikatepreises
sowohl negativ als auch positiv sein kann. Zwar ist der Produktionseffekt eines
KWK-Bonus zwischen Null und 1, 5 Eurocent pro Kilowattstunde fu¨r Emissions-
zertifikatepreise von Null und 20 Euro pro Tonne CO2 immer negativ, doch ist im
mittleren Emissionszertifikatepreisszenario - 10 Euro pro Tonne CO2 - der Produk-
tionseffekt grundsa¨tzlich positiv. Die o¨konomische Begru¨ndung fu¨r die Abha¨ngig-
keit des Vorzeichens des Produktionseffektes von den Emissionszertifikatepreisen ist
in der Asymmetrie zu suchen und wird weiter unten mit Hilfe der Abbildung 4.9
erla¨utert. Im Gegensatz dazu ist der hier nicht abgebildete Effekt auf die in KWK
13Diese Stromverlustfunktion entspricht weitgehend der oberen Grenze eines sogenannten Kenn-



















































































Abbildung 4.8: Produktions-, Emissions- und Wohlfahrtseffekt (oben, mitte, unten) des
KWK-Bonus zwischen 0, 5 und 1, 5 Eurocent pro Kilowattstunde bei Emissionszertifikate-
preisen von 0, 10 und 20 Euro pro Tonne CO2.
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produzierte Strommenge in allen Fa¨llen positiv und sinkt bei ho¨heren Emissionszer-
tifikatepreisen.
Der Emissionseffekt des KWK-Bonus ist wie der Produktionseffekt ebenfalls von
der Ho¨he des unterstellten Emissionszertifikatepreises abha¨ngig. Fu¨r das Vorzeichen
der A¨nderung der gesamten Emissionen ist nun jedoch auch die Ho¨he des KWK-
Bonus relevant. Fu¨r Bonussa¨tze unterhalb von etwa 0, 75 Eurocent/Kilowattstunde
erhalten wir eine Reduktion der Gesamtemission bei allen Emissionszertifikatepreis-
szenarien entsprechend der mittleren Grafik von Abbildung 4.8. Aus Bonussa¨tzen
von 1 und 1, 5 Eurocent pro Kilowattstunde und einem Emissionszertifikatepreis von
10 Euro pro Tonne CO2 resultieren Emissionssteigerungen zwischen 1, 5 und 3 Mil-
lionen Tonnen ja¨hrlich. Bei einem Emissionszertifikatepreis von 20 Euro pro Tonne
CO2 ist in diesem Fall der Emissionseffekt wiederum uneindeutig.
Die Wohlfahrtseffekte der KWK-Bonussa¨tze in dem betrachteten Bereich von 0, 5
bis 1, 5 Eurocent pro Kilowattstunde in den drei Emissionszertifikatepreisszenarien
sind ebenfalls nicht eindeutig bestimmt und qualitativ mit den Produktionseffek-
ten identisch. Aus der unteren Grafik von Abbildung 4.8 la¨sst sich entnehmen, dass
bei Emissionszertifikatepreisen von Null und 20 Euro pro Tonne CO2 die Wohlfahrt
durch die Regulierung durch alle der hier betrachteten Bonussa¨tze negativ beein-
flusst wird, wa¨hrend bei einem Emissionszertifikatepreis von 10 Euro pro Tonne CO2
in jedem Fall Wohlfahrtsgewinne entstehen. Diese insgesamt uneinheitlichen Effekte
lassen sich mit der asymmetrischen Marktstruktur erkla¨ren. Durch die Abbildung
4.9, welche die Produktionsa¨nderung der Firmen durch einen Bonus von 1 Euro-
cent pro Kilowattstunde bei unterschiedlichen Emissionszertifikatepreisen zeigt, ist
ersichtlich, dass bei Emissionszertifikatepreisen von 10 und 20 Euro pro Tonne CO2
die großen Akteure RWE und Eon ihre Produktion aufgrund des Bonus deutlich
ausweiten, wa¨hrend die kleineren Akteure EnBW und Vattenfall sowie die als Rest
aggregierten Stadtwerke ihre Gesamtproduktion reduzieren. In der Summe sind da-
her die Produktionsffekte bei positiven Emissionszertifikatepreisen uneindeutig, das
heißt bei Emissionszertifikatepreisen von 10 Euro pro Tonne CO2 positiv und bei
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Abbildung 4.9: Effekt eines KWK-Bonus von einem Eurocent pro Kilowattstunde auf die
Produktion der Firmen bei Emissionszertifikatepreisen zwischen 0 und 20 Euro pro Tonne
CO2.
4.6 Zusammenfassung der quantitativen
Ergebnisse
Durch die quantitative Untersuchung lassen sich die Wirkungen der Regulierungen
auf die Produktion, die Emission und letztlich auch die Wohlfahrt abscha¨tzen sowie
die Effekte des Emissionshandels bestimmen. Unterstellen wir, dass die O¨kosteuer
als einheitliche Outputsteuer in Ho¨he von 2 Eurocent pro Kilowattstunde ausgestal-
tet ist, so verringert sie die Gesamtproduktion um etwa 100 Terrawattstunden, die
Emission um rund 45 Millionen Tonnen CO2 und die Wohlfahrt um rund 400 Mil-
lionen Euro ja¨hrlich, wenn ein Zertifikatemarkt Emissionspreise von Null bewirkt.
Bei einem Emissionszertifikatepreis von 20 Euro pro Tonne CO2 werden die Effekte
demgegenu¨ber auf rund 50 Terrawattstunden Produktions-, 28 Millionen Tonnen
Emissions- und etwa 300 Millionen Euro Wohlfahrtsreduktion verringert.
Betrachten wir die Situation bei Differenzierung der Outputsteuer zwischen zwei
Ma¨rkten in der Form, dass der Markt mit der elastischeren Nachfrage mit einem
Eurocent pro Kilowattstunde subventioniert und der zweite Markt mit der weniger
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elastischen Nachfrage besteuert wird, erhalten wir folgendes Ergebnis: Eine Steuer
in Ho¨he von 2 Eurocent pro Kilowattstunde bewirkt bei Emissionszertifikatepreisen
von Null Euro pro Tonne CO2 einen Produktionsru¨ckgang von 10 Terrawattstun-
den, einen Emissionsru¨ckgang von gut 5 Millionen Tonnen und einen Ru¨ckgang der
Wohlfahrt von rund 110 Millionen Euro ja¨hrlich.
Betra¨gt der Emissionszertifikatepreis 20 Euro pro Tonne CO2, vera¨ndern sich
die Effekte in uneinheitlicher Art: Der Produktionsru¨ckgang der sektoralen Steuer
steigt auf 13 Terrawattstunden, der Emissionseffekt auf 7 Millionen Tonnen und der
Wohlfahrtseffekt sinkt geringfu¨gig auf 110 Millionen Euro ja¨hrlich. Die Mo¨glichkeit,
dass ein positiver Steuersatz auf dem Markt mit der weniger elastischen Nachfrage
optimal sein kann, la¨sst sich fu¨r realistische Parameterwerte somit nicht besta¨tigen.
Die Untersuchung der Einspeisevergu¨tung fu¨r erneuerbare Energien, die zwischen
3 und 4, 5 Eurocent in etwa dem gleichgewichtigen Marktpreis entspricht, zeigt,
unabha¨ngig von dem Emissionszertifikatepreis, einen positiven Effekt auf die Ge-
samtproduktion und einen negativen Effekt auf die Emissionen. Insgesamt ist der
Wohlfahrtseffekt durch Einspeisevergu¨tungstarife zwischen 3 und 4, 5 Eurocent pro
Kilowattstunde abha¨ngig von den Emissionszertifikatepreisen. Je ho¨her der Emissi-
onszertifikatepreis, desto geringer ist der Wohlfahrtsverlust. Bei hohen Emissions-
zertifikatepreisen und geringen Tarifen kann unter Umsta¨nden ein Wohlfahrtsgewinn
entstehen. Der optimale Einspeisevergu¨tungstarif ist in allen Fa¨llen jedoch weit ge-
ringer als der gegenwa¨rtig fu¨r Windkraft gewa¨hrte Tarif von rund 9 Eurocent pro
Kilowattstunde.
Letztlich zeigt die Simulation eines KWK-Bonus zwischen 0 und 1, 5 Eurocent
pro Kilowattstunde, dass dieser bei Emissionszertifikatepreisen von 0 Euro pro Ton-
ne CO2 zu einem Ru¨ckgang der drei Gro¨ßen Produktion, Emission und Wohlfahrt
fu¨hrt. Bei einem Emissionszertifikatepreis von 10 Euro pro Tonne CO2 werden die
Effekte der ho¨heren Bonussa¨tze - von 1 bis 1, 5 Eurocent pro Kilowattstunde - um-
gekehrt, sodass sa¨mtliche relevanten Gro¨ßen erho¨ht werden. Die Untersuchung eines
KWK-Bonus, der mit 1, 5 Eurocent pro Kilowattstunde etwa dem fu¨r das Jahr 2006
vorgesehenen Satz entspricht, zeigt fu¨r einen in etwa dem aktuellen Emissionszer-
tifikatepreis entsprechenden Emissionspreis von 20 Euro pro Tonne CO2 folgende
Ergebnisse: Durch den aktuellen Bonus sinkt die Gesamtproduktion um mehr als
2, 5 Terrawattstunden, die Wohlfahrt um rund 6 Millionen Euro ja¨hrlich, und die
Gesamtemissionen bleiben unbeeinflusst. Diese Ergebnisse sind maßgeblich von der
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Ho¨he der Emissionszertifikatepreise abha¨ngig und mu¨ssen daher kritisch bewertet
werden.
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4.7 Anhang: Konstruktion der
Grenzkostenkurven
In diesem Abschnitt wird die Konstruktion von Grenzkostenkurven aus den Kraft-
werksdaten beschrieben. Die in dem Modell abgebildeten Kraftwerkstechnologien
weisen entsprechend der Tabelle 4.1 eine klare Rangfolge auf, wenn sie nach den va-
riablen Kosten geordnet werden, die sich kurzfristig als Produkt aus Energietra¨ger-
preis und Wirkungsgrad ergeben. Unter Beru¨cksichtigung der installierten Leistun-
gen der jeweiligen Technologie und deren maximalen ja¨hrlichen Verfu¨gbarkeiten er-
gibt sich hieraus die sogenannte Merit-Order-Kurve, wie sie durch die Abbildung 4.10
beispielhaft dargestellt wird. Die Merit-Order-Kurve entspricht bei preisnehmen-
dem Verhalten der Anbieter einer hypothetischen kurzfristigen Angebotsfunktion,
die sich ergeben wu¨rde, wenn das Problem der Gleichzeitigkeit von Stromnachfrage
und Stromangebot bei zeitlicher Schwankung der Stromnachfrage nicht auftreten
wu¨rde14. Regelma¨ßig kommt es jedoch zum Einsatz von Spitzenlastkraftwerken mit
relativ hohen variablen Kosten zur Abdeckung von zeitlichen Lastspitzen, da die-
se Spitzenlastkraftwerke schnell und mit relativ geringem An- und Abfahraufwand
zur Abdeckung zum Teil unprognostizierbarer Lasta¨nderungen eingesetzt werden
ko¨nnen. Zu den in Deutschland eingesetzten Spitzenlastkraftwerken za¨hlen vor al-
lem die Gasturbinenkraftwerke15. Bei den erforderlichen An- und Abfahrvorga¨ngen
entstehen zusa¨tzliche Kosten und Emissionen, da die Wirkungsgrade der Anlagen
bei Teillast und beim An- und Abfahren geringer als bei Volllast sind. Diese Kosten-
unterschiede spiegeln sich in den tageszeitabha¨ngigen Preisen an den Strombo¨rsen
wider. Die Optimierung des Einsatzes von Spitzen- und Grundlastkraftwerken la¨sst
sich durch zum Teil zeitlich sehr hochaufgelo¨ste Kraftwerkeinsatzplanungsmodelle
erreichen, welche fu¨r jeden Zeitschritt die optimale Fahrweise der Kraftwerke bestim-
14Die in allen Stromsystemen zu beobachtenden ta¨glichen, wo¨chentlichen und saisonalen Schwan-
kungen der Netzlast bewirken jedoch eine Durchmischung der tatsa¨chlich eingesetzten Technologi-
en.
15Eine Alternative hierzu stellt der Einsatz von Pumpspeicherwasserkraftwerken dar, die auf-
grund der in Deutschland wenig geeigneten geografischen Verha¨ltnisse nur einen Bruchteil der ge-

































Abbildung 4.10: Exemplarische Merit-Order-Kurve des Deutschen Kraftwerkparks.
men ko¨nnen16. Im Gegensatz zu diesen zeitlich hoch aufgelo¨sten Modellen berechnet
das hier benutzte Modell die aus Sicht der Unternehmen optimale ja¨hrlich produ-
zierte Arbeit und richtet sich auf Jahresgro¨ßen wie ja¨hrliche Durchschnittspreise und
Emissionen.
Mit der Zielstellung trotz dieses eher mittelfristigen Ansatzes der oben beschrie-
benen tatsa¨chlichen Durchmischung der Kraftwerkstechnologien gerecht zu wer-
den, wurde ein Algorithmus zur Herleitung konvexer Grenzkosten entwickelt. Aus-
gangsu¨berlegung hierzu ist, dass sich die von einem Unternehmen in einem Jahr ge-
deckte Stromnachfrage in kostengu¨nstigere Grundlastproduktion und kostenintensi-
vere Spitzenlastproduktion derart aufteilen la¨sst, dass die erste angebotene Einheit
die kostengu¨nstigste und die letzte angebotene Einheit die kostenintensivste Ein-
heit darstellt. Explizit wird angenommen, dass die kostengu¨nstigste nachgefragte
und produzierte Einheit mit einem Anlagenmix produziert wird, der die installierte
Grundlastkapazita¨t vollsta¨ndig ausnutzt und zu dem geringsten Anteil in Spitzen-
lastkraftwerken produziert wird17. Entsprechend wird die letzte produzierte und ab-
gesetzte Einheit zu den ho¨chsten Kosten, also mit dem geringsten Anteil von Grund-
lastkraftwerken produziert. Die insgesamt maximal produzierbare Strommenge ist
16Aus diesen Modellen ergibt sich dann endogen, welche Kraftwerke als Grund-, Mittel- und
Spitzenlastkraftwerke betrieben werden.
17Es wird davon ausgegangen, dass dieser Spitzenlastanteil immer gro¨ßer Null ist, denn selbst ein
Verbraucher - wie beispielsweise ein Aluminiumproduzent - der u¨ber das gesamte Jahr eine nahezu




















Abbildung 4.11: Einsatz der Grund- und Spitzenlastkraftwerke zur Herleitung von Grenz-
kostenkurven.
zudem durch die installierte Anlagenleistung und deren maximaler Verfu¨gbarkeit
begrenzt.
Die Abbildung 4.11 verdeutlicht die Herleitung der auf diesen U¨berlegungen beru-
henden Grenzkostenkonstruktion. Die obere Grenze der Last wird als die maximale
jahresdurchschnittliche Leistung plim bezeichnet und diese wird hier mit einem Me-
gawatt angenommen. Die gestrichelte Linie gibt die maximale jahresdurchschnittli-
che Leistung der Grundlastkraftwerke plimGL an. Einerseits werden in dem Beispiel bei
vollsta¨ndiger Auslastung sechzig Prozent der Gesamtproduktion in Grundlastkraft-
werken und die verbleibenden vierzig Prozent in Spitzenlastkraftwerken produziert.
Andererseists wird die erste Einheit zu achtzig Prozent in Grundlastkraftwerken pro-
duziert, da die Kraftwerke so in Grundlast- und Spitzenlastkraftwerke zugeordnet
wurden, dass das Verha¨ltnis aus installierter Grundlastkraftwerkeleistung pinstGL und
maximaler jahresdurchschnittlicher Leistung plim 0, 8 betra¨gt. Durch diese Eintei-
lung la¨sst sich sicherstellen, dass ein gewisser Spitzenlastanteil - hier 20 Prozent -
nicht unterschritten wird. Bei jeder ho¨heren Gesamtauslastung a ist der Anteil der
Grundlastkraftwerke im Strommix geringer. Diese Beziehung wird durch die fette,
fallende Linie wiedergegeben, die den marginalen Anteil der Grundlastkraftwerke an
der Produktion darstellt.
Nach der Aufteilung der Technologien in Grund- und spitzenlastkraftwerke er-
rechnet sich der Grund- und Spitzenlastkraftwerkseinsatz in Abha¨ngigkeit von der









Wird der oben beschriebene Einsatz der Aggregate unterstellt, erhalten wir Grenz-
kostenkurven in Abha¨ngigkeit von der Auslastung und von den konstanten variablen
Kosten sowohl der Grundlastkraftwerke CGL als auch der Spitzenlastkraftwerke CSL:
C(a) = pGL(a)CGL + pSL(a)CSL (4.28)





Auf dem deutschen Energiemarkt werden gegenwa¨rtig eine Reihe von klimapoli-
tisch motivierten Politikmaßnahmen angewendet, von denen die sogenannte O¨ko-
steuer, die Einspeisevergu¨tung fu¨r Erneuerbare Energien und der Bonus fu¨r in Kraft-
Wa¨rme-Kopplung erzeugtem Strom die Bedeutendsten darstellen. Seit Fru¨hjahr
2005 kommt der europaweite Emissionshandel zu diesen herko¨mmlichen Instru-
menten hinzu. Somit wurde in erheblichem Umfang eine Mehrfachregulierung ge-
schaffen, deren Wirkungen auf dem durch einige wenige marktma¨chtige Unterneh-
men gepra¨gten Energiemarkt gerade durch die Einfu¨hrung eines Emissionshandels
fragwu¨rdig werden.
In der vorliegenden Untersuchung wurde daher die Wirkung des Emissionshandels
auf die herko¨mmlichen Instrumente mit Hilfe sowohl theoretischer als auch bere-
chenbarer Gleichgewichtsmodelle des Energiemarktes unter Marktmacht analysiert.
Durch die theoretische Analyse kann gezeigt werden, dass bei Beru¨cksichtigung von
Marktmacht durch die Einfu¨hrung eines bindenden Emissionshandels die optimalen
differenzierten Outputsteuern und der optimale KWK-Bonus, wenn diese vor dem
Handel mit Emissionen positiv waren nun negativ sind und die Einspeisevergu¨tung,
wenn diese vor dem Handel mit Emissionen oberhalb des Marktpreises lag, nun
geringer als der Marktpreis ist. Dies wird aus der Tabelle 3.1 beim Vergleich der
Ergebnisse aus Spalte B mit denen der Spalte A deutlich, wenn in Spalte B eine
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Emissionsteuer von Null unterstellt wird1.
Bei Emissionshandel ko¨nnen andererseits nur dann der optimale differenzierte
Steuersatz und der optimale KWK-Bonus positiv sein, wenn vor der Einfu¨hrung des
Emissionshandels der optimale differenzierte Steuersatz und der optimale KWK-
Bonus negativ gewesen wa¨ren. Dies ist dann der Fall, wenn der komparativ-statische
Emissionseffekt der Outputbesteuerung des besteuerten Marktes wesentlich kleiner
als der komparativ-statische Emissionseffekt der Outputsubvention des verbleiben-
den Marktes ist und der KWK-Bonus einen positiven komparativ-statischen Emis-
sionseffekt hat. Insgesamt ko¨nnen eine positive Besteuerung eines Teilmarktes und
ein positiver KWK-Bonus bei Emissionshandel nur dann gerechtfertigt sein, wenn
es zu komparativ-statischen Emissionserho¨hungen oder relativ geringen Emissions-
reduktionen durch diese Instrumente kommt. Dies ist fu¨r die einfache Outputsteuer
und die Einspeisevergu¨tung nicht der Fall, sodass die optimale einfache Outputsteu-
er nun eindeutig negativ ist und die optimale Einspeisevergu¨tung eindeutig geringer
als der Marktpreis ist.
Die o¨konomische Intuition fu¨r diese Ergebnisse ist, dass die Instrumente besten-
falls zur Verbesserung des Marktergebnisses auf dem Outputmarkt genutzt werden
ko¨nnen, da die im Sektor der deutschen Energiewirtschaft durch die herko¨mmlichen
Instrumente bewirkten Emissionsreduktionen durch Emissionserho¨hungen in den
u¨brigen Emissionshandelssektoren und in den Europa¨ischen Partnerla¨ndern kom-
pensiert werden. Die Summe der Emissionen kann somit bei unvera¨nderter Zertifi-
kateausstattung nicht durch die Instrumente vera¨ndert werden, sodass deren scha-
denvermeidende Wirkung entfa¨llt.
Fu¨r die Nutzung der Instrumente zur Marktpolitik bestehen bei Vorliegen eines
Emissionshandels zwei Gru¨nde. Erstens ist der Output durch die marktma¨chtigen
Unternehmen geringer als im wohlfahrtstheoretischen Marktoptimum und zweitens
fu¨hrt der Emissionshandel zu einer Reduktion des Outputs, die umso ho¨her ausfa¨llt,
desto gro¨ßer das Produkt von Emissionszertifikatepreis und Grenzemission ist. Auf-
grund dieses negativen Outputeffektes des Emissionshandels fa¨llt die Subvention
des Outputs durch eine negative Outputsteuer oder die Begu¨nstigung der KWK-
Produktion durch einen KWK-Bonus optimalerweise umso ho¨her aus je ho¨her die
mit der Produktion in den begu¨nstigten Anlagen verbundenen Emissionen sind, denn
der soziale Planer versucht, die Wirkung des Emissionshandels auf den Output zu
1Eine Emissionssteuer von Null entspricht der Situation vor Einfu¨hrung des Emissionshandels.
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beheben.
Die Ergebnisse der theoretischen Analyse in Bezug auf die Varianten der Output-
steuer und in Bezug auf die Einspeisevergu¨tung werden durch die Analyse mittels
des berechenbaren Gleichgewichtsmodells weitgehend unterstu¨tzt. In keinem Fall
fu¨hren diese beiden Regulierungsinstrumente in ihrer gegenwa¨rtigen Auspra¨gung
bei Emissionszertifikatepreisen zwischen 0 und 20 Euro pro Tonne CO2 zu Wohl-
fahrtsgewinnen. Im Gegenteil legt - wie auch die theoretische Analyse - die Analyse
mit den Varianten des berechenbaren Gleichgewichtsmodells nahe, dass die Output-
steuer in eine Subvention umzuwandeln ist und die Einspeisevergu¨tung unterhalb
des Marktpreises liegen muss, um die Wohlfahrt zu erho¨hen.
Auch mit Hinblick auf die Fo¨rderung der Produktion in KWK-Anlagen durch
den KWK-Bonus werden die theoretischen Ergebnisse unterstu¨tzt. Fu¨r Emissions-
zertifikatepreise von 0 und 20 Euro pro Tonne CO2 werden die Emissionen durch
den KWK-Bonus verringert und der optimale Bonus ist nicht gro¨ßer Null. Bei einem
Emissionszertifikatepreis von 10 Euro pro Tonne CO2 liegt der in dem untersuchten
Bereich optimale Bonussatz bei einem Eurocent pro Kilowattstunde und in die-
sem Fall werden die Gesamtemissionen erho¨ht. Fu¨r einen KWK-Bonus, der mit 1, 5
Eurocent pro Kilowattstunde ungefa¨hr dem gegenwa¨rtigen Bonus entspricht, erhal-
ten wir ebenfalls erho¨hte Gesamtemissionen sowie einen positiven Wohlfahrtseffekt,
wenn der Emissionszertifikatepreis bei 10 Euro pro Tonne CO2 liegt. Fu¨r die u¨brigen
Emissionszertifikatepreisszenarien von 0 und 20 Euro pro Tonne CO2 ist hingegen
die Wirkung des Bonus in der aktuellen Ho¨he von 1, 5 Eurocent pro Kilowattstunde
auf die Emissionen negativ oder unerheblich und auf die Wohlfahrt negativ. Folglich
ist die Wirkung des gegenwa¨rtigen Bonus auf die Wohlfahrt stark von den Emissi-
onszertifikatepreisen abha¨ngig und somit unbestimmt.
Abschließend kann festgehalten werden, dass die herko¨mmlichen Instrumente
O¨kosteuer, Einspeisevergu¨tung fu¨r Erneuerbare Energien und Bonus fu¨r in Kraft-
Wa¨rme-Kopplung erzeugten Strom sich aufgrund der theoretischen und quantitati-
ven Analysen in der gegenwa¨rtigen Auspra¨gung bei Emissionshandel nicht rechtfer-
tigen lassen: Entweder bewirken die Instrumente eine Erho¨hung der Emissionen des
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